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99. Sitzung 

Bonn, den 12. Oktober 1988 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Meine Damen und Herren, diese Befragung steht 

zum erstenmal auf unserer Tagesordnung. Wir ver-
wirklichen damit probeweise eine Vereinbarung des 
Ältestenrates zur Verbesserung der parlamentari-
schen Arbeit und der Kontrollrechte des Deutschen 
Bundestages. Es ist eine Mischung, wenn ich es so 
formulieren darf, zwischen einer politischen Frage-
stunde und einer Berichterstattung aus dem Kabi-
nett. 

Über die Einzelheiten sind Sie durch eine amtliche 
Mitteilung informiert worden. Diese amtliche Mittei-
lung ist erneut auf den Plätzen ausgelegt worden; ich 
hoffe, daß sie dort liegt. Ein Erfolg des neuen Verfah-
rens hängt davon ab, daß wir alle ein hohes Maß an 
Flexibilität, Kooperationsbereitschaft und am Anfang 
auch ein bißchen Geduld aufbringen, bis sich das Ver-
fahren eingespielt hat. 

Meine Damen und Herren, ich darf jetzt darauf hin-
weisen, daß der Bundesminister für besondere Aufga-
ben und Chef des Bundeskanzleramts, Dr. Schäuble, 
mit Schreiben vom heutigen Tag die zentralen Punkte 
mitgeteilt hat, die heute in der Kabinettssitzung be-
handelt worden sind. Die Bundesregierung hat weiter 
mitgeteilt, daß der Bundesminister der Finanzen ei-
nen einleitenden Be richt geben wird. Das Schreiben 
ist verteilt worden, und ich hoffe, daß es Ihnen zu-
gänglich gemacht worden ist. 

Ich danke der Bundesregierung für diese Informa-
tionen und darf nun dem Bundesminister der Finan-
zen zu einem einleitenden Be richt das Wort ertei-
len. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! Von den 
umfangreichen Punkten der heutigen Kabinettsbera-
tung hat der Gesetzentwurf über Finanzhilfen des 
Bundes nach Art. 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes be-
reits in den letzten Wochen lebhafte öffentliche Dis-
kussionen ausgelöst. Ich will Ihnen kurz berichten: 
Das Kabinett hat den Entwurf einstimmig verabschie-
det und Bundesrat und Bundestag damit zur Beratung 
zugeleitet. Er sieht, wie Sie wissen, für zehn Jahre 

finanzielle Leistungen des Bundes von jährlich 
2,45 Milliarden DM vor, und zwar an neun Länder, die 
bestimmten Kriterien gerecht werden. 

Wir haben uns entschlossen, an Hand eines Kata-
logs für förderungswürdige Investitionen, die bis zu 
90 % vom Bund mitfinanziert werden können, den 
Ländern, d. h. vor allem auch den Landtagen, einen 
Spielraum in der Verwendung zu eröffnen. Wir haben 
nicht den Weg einer Zweckbindung von bestimmten 
Prozentzahlen für Einzelmaßnahmen gewählt, weil 
wir nach unserem bundesstaatlichen Verständnis 
meinen, mit den klaren Vorgaben des Katalogs sollten 
die Landesparlamente selbst entscheiden können. 

Ich möchte allerdings zwei Erwartungen des Kabi-
netts hier unterstreichen, einmal die dringende Er-
wartung, daß die Flächenländer einen erheblichen 
Teil dieser Mittel der kommunalen Selbstverwaltung 
überweisen. Die Kommunen sind der wichtigste Trä-
ger der Investitionen. Die zweite Erwartung ist, daß 
insbesondere Umweltschutzinvestitionen nachhaltig 
gefördert werden. Es ist nicht ein Zufall, daß die Um-
weltschutzinvestitionen im Katalog unter Punkt 1 Zif-
fer 1 genannt sind. Wir werden auch in der Begrün-
dung und in der Einzeldebatte hier in diesem Hohen 
Haus und im Bundesrat diese Priorität nachdrücklich 
unterstreichen. Wir haben auch in den Erläuterungen 
klargestellt, daß unter den Voraussetzungen von 
Art. 104 a des Grundgesetztes im Umweltbereich 
breite Anwendungsmöglichkeiten gegeben sind, vor 
allem bei Gewässerschutz, Abwasserbeseitigung und 
Ausbau von Kanalisation. Das sind ja, wenn — wie ich 
hoffe — die Länder so entscheiden, wichtige Voraus-
setzungen für die Verbesserung der Situation an 
Nord- und Ostsee, aber auch etwa für das Schwer-
punktprogramm für Saar und Mosel, um einen ande-
ren Schwerpunkt im Gewässerschutz hervorzuheben. 
Hier sind die anliegenden Länder in besonders nach-
haltiger Weise begünstigt. 

Wir werden, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, im Gesetzgebungsverfahren über die zugrunde 
liegenden Kriterien diskutieren. Sie sind sorgfältig er-
wogen. Ich will schon heute unterstreichen, daß nach 
intensiver Prüfung dieses Gesetz den verfassungs- 
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rechtlichen Anforderungen von Art. 104 a ent-
spricht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Weiß das Herr Wall-
mann?) 

— Wir haben dies, Herr Kollege Vogel, mehrfach, 
nicht nur im Finanzministerium, sondern auch in Ge-
sprächen mit den Verfassungsressorts geprüft. Die 
Verfassungsressorts haben diesem Gesetzentwurf auf 
Grund der Prüfung zugestimmt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Der Wallmann war schon 
früher unbelehrbar!) 

— Es ist so, daß — das zeigt Ihr Zwischenruf — es 
innerhalb der Länder bis heute erhebliche Auffas-
sungsunterschiede gibt. Ein Land — Hessen — hat 
von Anfang an und insofern konsequent das Konzept 
von Strukturhilfen in dieser Form abgelehnt, wie übri-
gens Hessen auch gegen die erste Initiative der Mehr-
heit des Bundesrates war, den Bund an den Sozialhil-
fekosten zu beteiligen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie hätten eine Prämie be-
kommen müssen, wie Rheinland-Pfalz!) 

Man muß also anerkennen, daß dies eine in sich im-
mer konsequente Haltung war, die wir allerdings 
nicht teilen. Wir wollen der Beratung im Bundesrat 
auch nicht vorgreifen. 

Ich gehe davon aus, daß es möglich ist, die noch 
vorhandenen Auffassungsunterschiede auch zwi-
schen anderen Ländern über Kriterien und Vertei-
lungswirkungen jedenfalls teilweise zu überbrücken, 
allerdings in dem vorgegebenen finanziellen Rah-
men. Der Bund übernimmt hier eine außerordentliche 
Kraftanstrengung, die Investitionsfähigkeit der Län-
der und Kommunen weiter zu stärken. Ich hoffe des-
halb, daß im Bundesrat und im Bundestag schließlich 
eine überparteiliche Mehrheit diesem Gesetz zustim-
men kann. 

Herzlichen Dank. 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
ich rufe nunmehr die Fragen zum Bericht des Herrn 
Bundesministers auf. Zuerst erteile ich zu einer Frage 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Penner das Wort. 

Dr. Penner (SPD): Herr Präsident, eigentlich böte es 
sich angesichts der Aufforderung des Bundesinnen-
ministers Dr. Zimmermann an, die anwesenden Kabi-
nettsmitglieder zu fragen, ob sie denn bewaffnet sind. 
Ich will mir diese Frage versagen, um die Mitglieder 
der Bundesregierung nicht in eine unangenehme Si-
tuation zu bringen. 

(Uldall [CDU/CSU]: Da sieht man wieder 
einmal, wie Sie eine solche Befragung nut-
zen, wenn man solche Kinkerlitzchen ma-
chen muß! — Gegenruf des Abg. Dr. Vogel 
[SPD]: Beleidigen Sie Herrn Zimmermann 

nicht! Kinkerlitzchen, was ist denn das?) 
Es kommt mir bei meiner Intervention auf einen 

bestimmten Punkt an. Wir alle haben es gewollt, und 
wir alle haben es gefordert; der Bundeskanzler hat es 
bekräftigt: Wir haben immer wieder dafür geworben, 
daß Menschen aus Osteuropa, die deutschstämmig 
sind, zu uns kommen. Das geschieht nun. Ernstzuneh-

mende Schätzungen sprechen davon, daß es 600 000 
sein werden, die in den nächsten Jahren in die Bun-
desrepublik kommen werden. Insgesamt handelt es 
sich um einen Personenkreis von 3,5 Millionen Men-
schen. 

Darauf müssen wir reagieren. Das verlangt, daß wir 
viel Integrationsarbeit leisten müssen, nicht nur in 
sprachlicher, sondern auch in beruflicher Hinsicht. 
Besonders aber geht es um Wohnraum. 

Ich frage die Bundesregierung, ob sie allen Ernstes 
angesichts zunehmender kritischer Stimmen davon 
ausgehen kann, daß das von ihr aufgelegte Woh-
nungsbauprogramm den Anforderungen genügt, und 
ob es zu rechtfertigen ist, die Mittel für den Sozialwoh-
nungsbau um ca. 180 Millionen DM zu kürzen und 
dadurch das Konkurrenzdenken zwischen denen, die 
als Aussiedler nach Wohnungen suchen, und denen, 
die als Sozialwohnungsberechtigte in Betracht kom-
men, noch zu befördern? 

Präsident Dr. Jenninger: Wenn ich recht sehe, ist 
das eine Frage an den Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. Ich erteile das Wort 
dem Herrn Bundesminister zur Antwort. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Herr Kol-
lege Penner, die Bundesregierung hat heute beschlos-
sen, für das Wohnungsbauprogramm zugunsten der 
Aussiedler und Zuwanderer eine Verpflichtungser-
mächtigung für das Jahr 1989 in Höhe von 750 Millio-
nen DM einzustellen. Eine Inanspruchnahme der im 
Haushaltsentwurf bereits festgesetzten Mittel zur För-
derung des sozialen Wohnungsbaues kommt nicht in 
Frage. Insoweit hat die Bundesregierung ihren Be-
schluß vom 31. August 1988 korrigiert. 

Die Bundesregierung hat weiter beschlossen, daß 
sie für den Fall, daß der Zustrom von Aussiedlern und 
Zuwanderern anhalten wird, diesen Punkt noch im 
Frühjahr 1989 erneut beraten und dann darüber ent-
scheiden wird, in welchem Umfang den Ländern zu-
sätzliche Finanzhilfen angeboten werden. Wir werden 
also entsprechend der jeweiligen Entwicklung reagie-
ren. 

Ich darf Ihnen sagen, daß ich inzwischen eine Be-
sprechung mit den zuständigen Länderkollegen ge-
habt habe. Wir sind uns in der Zielsetzung und auch 
über die wesentlichen Punkte der Ausgestaltung ei-
nig. Ich werde den Bundesländern morgen den Ent-
wurf einer Verwaltungsvereinbarung zuleiten und 
Anträge, die in diesem Zusammenhang gestellt wer-
den, können bereits ab dem 12. Oktober 1988, also ab 
heute — heute ist der Stichtag — , berücksichtigt wer-
den. Da der Haushaltsausschuß in seiner Bereini-
gungssitzung am 27. Oktober die dafür erforderlichen 
haushaltsrechtlichen Entscheidungen treffen wird, 
gehe ich davon aus, daß diese Verwaltungsvereinba-
rung zum 1. November 1988 in Kraft gesetzt werden 
kann. Es können also bereits 1988 die Bau- und Pla-
nungsvorbereitungen und die Finanzierungsentschei-
dungen getroffen werden, so daß der größte Teil der 
vorgesehenen Wohnungen im Jahre 1989 wird fertig-
gestellt werden können. 
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Noch ein Weiteres wird wichtig sein: Die Bundesre-
gierung finanziert auch Mietwohnungen, die als 
Übergangsheime verwendet werden können. Das 
heißt: Es sind ordentliche Mietwohnungen, die vor-
übergehend überbelegt sein werden, die aber dann 
weiterhin in vollem Umfang als normale Familien-
wohnungen zur endgültigen Unterbringung zur Ver-
fügung stehen werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort zu einer weiteren 
Frage hat der Abgeordnete Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
möchte mich auf das beziehen, was der Bundesfinanz-
minister gesagt hat, es ist zu begrüßen, daß die Struk-
turhilfe jetzt endlich im Konzept fertig ist und daß die 
Mittel auch an die norddeutschen Länder für ganz 
bestimmte Zwecke verteilt werden. Es geht ja in der 
allgemeinen Diskussion immer etwas unter, daß hier 
wirklich eine beispielhafte Leistung des Bundes be-
vorsteht. 

Meine Frage geht in die Richtung: Inwieweit macht 
dieser Gesetzentwurf Aussagen hinsichtlich des Inve-
stitionsbegriffs? Es geht ja darum, was als Investition 
angesehen wird. Es soll ein Gesetz sein, das vor allen 
Dingen Investitionen befördert. In diesem Zusammen-
hang ist auch die weitere Frage zu stellen, inwieweit 
jetzt Erstinvestitionen oder Ergänzungs - bzw. Ersatz-
investitionen davon betroffen sein können, insbeson-
dere wenn man daran denkt, Forschungsvorhaben in 
den norddeutschen Ländern, in den strukturschwa-
chen Ländern stärker zu unterstützen. 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Antwort hat der Bun-
desminister der Finanzen das Wort. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Ich 
glaube, Herr Kollege Austermann, dies ist für die Be-
ratung und schließlich auch für die Durchführung des 
Gesetzes ein sehr wichtiger Punkt. Ich will zunächst 
einmal feststellen: Der Gesetzentwurf schafft eine ein-
deutige Zweckbindung für Investitionen. Befürch-
tungen, daß die Mittel als allgemeine Deckungsmittel 
in Anspruch genommen werden können, werden, wie 
ich vermute, bei einer sorgfältigen Prüfung des Ge-
setzentwurfs, falls er so verabschiedet wird, widerlegt 
werden können. Wir haben etwa in den §§ 5, 6 und 7, 
die ich Ihnen jetzt in der Kürze der Debatte nicht im 
einzelnen vortragen möchte, ein sehr detailliertes 
Verfahren festgelegt, in dem die Mitwirkung des Bun-
des auch ohne bürokratischen Perfektionismus so weit 
gewährleistet ist, daß wir an Hand des Katalogs, der 
vorgeschlagen ist und der endgültig vom Bundestag 
festzulegen ist, wirklich feststellen können: Investitio-
nen sind die ausschließliche Verwendungsmöglich-
keit. 

Erstinvestitionen, in bestimmten Fällen sicher auch 
Ergänzungsinvestitionen — das ist meine kurze Ant-
wort auf Ihre weitergehende Frage. Wir haben aber 
den Wunsch einzelner Landesregierungen, nun auch 
laufende Kosten — bis zu Personalkosten — hineinzu-
nehmen, aus genau diesem Grunde abgelehnt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich möchte das Hohe Haus schon heute bitten, in die-
sem Punkt die strengen Maßstäbe auch zu bestätigen, 
von denen wir ausgehen. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident, er-
lauben Sie mir, mit meiner Frage einen Dank an die 
anwesenden Herren Minister für ihre rege Anwesen-
heit auszusprechen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist aber selbstver

-

ständlich!) 
— Herr Vogel, ich bin ja, pädagogisch wie ich bin, nun 
schon gleich bei der Bitte, daß es in Zukunft noch 
mehr werden 

(Beifall bei der SPD) 
und daß sie dann auch alle nicht mit Waffen, sondern 
mit guten Argumenten gewappnet sind, denn dies soll 
eine politische Fragestunde sein. Das Administrative 
wollen wir uns für andere Fragestunden vorbehal-
ten. 

Deshalb nun meine Frage an Sie, Herr Finanzmini-
ster. Sie haben hier vorgetragen, daß der Verteilungs-
schlüssel für die Strukturhilfemaßnahmen wohl er-
wogen sei. Ich höre in der Öffentlichkeit immer wieder 
sehr viel Kritik und daß diese Maßnahmen und die 
Gewichtung der Maßnahmen mit ziemlich heißer Na-
del zusammengebastelt seien. Deshalb möchte ich Sie 
fragen, Herr Finanzminister: Wären Sie bereit, den 
vorgesehenen Maßnahmenkatalog und auch die 
Laufzeit, die im Gesetz für die ersten Strukturhilfe-
maßnahmen vorgesehen sind, im Lauf des Gesetzge-
bungsverfahrens neuerlich zu überprüfen? Wenn alles 
jetzt für zehn Jahre festgeschrieben werden sollte, 
dann kann dieses neue Programm während der Lauf-
zeit ja gar nicht mehr korrigiert werden. Deshalb wäre 
es für uns sehr wichtig, zu erfahren, ob Sie flexibel und 
offen sind, im Verlauf des Gesetzgebungsganges noch 
einmal nachzudenken. 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Antwort hat der Bun-
desminister der Finanzen das Wort. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Kollegin! Meine Damen und Herren! Wir haben seit 
Anfang Juli nicht nur innerhalb der Bundesressorts, 
sondern auch mit den Ländern die Kriterien sehr in-
tensiv diskutiert. Es ist zweieinhalb Monate lang eine 
Debatte geführt worden, bevor wir uns innerhalb der 
Regierung auf einen konkreten Vorschlag für die Kri-
terien verständigt haben. Da kann man nicht von „hei-
ßer Nadel" reden. Auch ich habe das in der Presse 
gelesen. Ich halte diesen Vorwurf für unbegründet. 

Wahr ist aber — ich habe es schon gesagt — , daß es 
bis heute kein Einvernehmen in der Ländergemein-
schaft gibt. Eine Reihe von Ländern, die das Gesetz an 
sich begrüßen, sagen: Wir müssen mehr haben — auf 
Kosten anderer. Infolgedessen kann man von einer 
allgemeinen Zufriedenheit noch nicht sprechen. 

Um so sorgfältiger haben wir die Kriteriendebatte 
geführt. Aber bevor ich dazu etwas sage, will ich her-
vorheben: Wir sehen im Gesetzentwurf in Verbin-
dung mit der zehnjährigen Laufzeit in der Tatzeit zwei 
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Überprüfungstermine vor. Wir haben vorgesehen, 
daß — und zwar auf der Grundlage der Kriterien —
1992 und 1995 überprüft werden soll, ob die zugrunde 
liegende Verteilung in den Zahlen für die einzelnen 
Länder noch begründet ist oder ob sie geändert wer-
den muß. 

Was die Kriterien selbst betrifft, so will ich in aller 
Kürze sagen: Neben einem für alle Länder, die den 
Kriterien entsprechen, gleichen Sockelbetrag in Höhe 
von 10 % des Fördervolumens, also rund 27 Millionen 
DM für jedes Land, wird für den Hauptbetrag eine 
Gewichtung zu je einem Drittel nach folgenden Krite-
rien vorgesehen: das Niveau des Bruttoinlandspro-
dukts der Länder im Durchschnitt der Jahre 1985 bis 
1987 entsprechend ihrem Abstand zum Bundesdurch-
schnitt je Einwohner; zweitens Berücksichtigung der 
Einwohnerschaft der Kreise mit einer überdurch-
schnittlichen Arbeitslosigkeit, auch wieder im Jah-
resmittel 1985 bis 1987, und drittens Berücksichtigung 
der Einwohnerschaft der Kreise mit einem unter-
durchschnittlichen Beschäftigungszuwachs während 
einer Referenzperiode mehrerer Jahre. Ich glaube 
schon, ohne die fachlichen Einzelheiten zu vertiefen, 
daß Wirtschaftskraft, gemessen am Bruttoinlandspro-
dukt, an Arbeitslosenzahl und Beschäftigung, wesent-
liche Kriterien für eine solche Hilfe sind. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Oesterle-Schwerin. 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Ich habe eine 
Frage an Herrn Bundesminister Schneider zum Son-
derwohnungsprogramm für Aussiedler. Sie lassen ja 
in Ihrem Programm die Überbelegung von Wohnun-
gen jetzt ausdrücklich zu, machen aber keinerlei Vor-
schriften darüber, wie groß die Wohnungen sein müs-
sen, die im Rahmen dieses Sonderprogramms gebaut 
werden. Wie wollen Sie denn verhindern, daß Privat-
investoren diese günstige Gelegenheit dazu mißbrau-
chen, um z. B. 50 000 DM Zuschüsse für ein Ein-Zim-
mer-Appartement oder für eine sonstige kleine Woh-
nung zu kassieren? Meinen Sie nicht, daß der Miß-
brauch durch die Zulassung der Überbelegung gera-
dezu vorprogrammiert ist? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Antwort Herr Bundes-
minister Dr. Schneider. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Frau Kollegin, Ihre Besorg-
nisse sind unbegründet. Die Wohnungen werden 
nach den Erfahrungen, Regelsätzen und Erkenntnis-
sen im sozialen Wohnungsbau hergestellt. Ich gehe 
davon aus, daß eine durchschnittlich große Wohnung 
etwa 70 Quadratmeter haben kann. Der Vollzug liegt 
bei den Ländern. Es können natürlich auch größere 
Wohnungen für größere Familien gebaut werden. Die 
Zahl 70 ist eine Zahl, die die Durchschnittsgröße an-
gibt. 

Es ist so, daß wir eine neue Förderungskategorie 
einführen, nämlich die vertragliche vereinbarte För-
derung. Damit individuell, von Fall zu Fall die jeweils 
richtige Förderart gewählt werden kann, sollen erst-
mals vertragliche Vereinbarungen der Bewilligungs-

behörde mit den Unternehmern, den Herstellern erst-
mals ermöglicht werden. Die Bundesländer und die 
Gemeinden haben diese neuen Möglichkeiten sehr 
begrüßt. 

Ich bin also ganz sicher, daß hier Wohnungen ge-
baut werden, die in ihrer sozialen Ausstattung, in ihrer 
Verwendung, in ihrer Familienverträglichkeit allen 
Erwartungen entsprechen, die wir füglicherweise in 
sie setzen. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort der Abgeordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich habe eine Frage an 
Herrn Bundesminister Kiechle. Herr Kiechle, Sie ha-
ben gestern, am 11. Oktober, bei der 53. Tagung des 
Deutschen Forstvereins in München gesagt, daß der 
Wald jetzt in seinem Bestand bedroht sei. Es sei keine 
Zeit mehr, die Forschungsergebnisse in Ruhe abzu-
warten. Die Schadstoffe in der Luft seien die größte 
Gefahr für den Wald und müßten deshalb so schnell 
wie möglich reduziert werden. — Soweit, Herr Bun-
desminister Kiechle, Ihre wörtliche Ausführung. 

Meine Frage an Sie ist nun: Welche Gespräche mit 
welchem Inhalt beabsichtigen Sie auf dem Hinter-
grund dieser Aussage mit dem für Luftverschmutzung 
zuständigen Umweltminister Töpfer zu führen? Wer-
den Sie beispielsweise ein Programm zur rationellen 
Energieverwendung und Energieeinsparmaßnahmen 
unterstützen, die die Luftschadstoffe schnell reduzie-
ren? Werden Sie beispielsweise ein Tempolimit unter-
stützen, oder bleiben Ihre Aussagen folgelos? — Ich 
wäre dankbar, wenn Herr Kiechle mir die Frage be-
antworten könnte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Sie haben, Herr Kollege, 
unschwer erkannt, daß der Herr Bundesminister 
Kiechle nicht anwesend ist. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Oh, ich bitte um 
Entschuldigung!) 

Ich bitte um Verständnis, daß nicht alle Bundesmini-
ster anwesend sein können. Wir haben zunächst ein-
mal alle diejenigen hergebeten, deren Ressorts in der 
heutigen Kabinettsitzung besonders angesprochen 
wurden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Genscher ist auch da!  — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Genscher 
kann die Frage beantworten! — Weitere Zu-
rufe von der SPD und den GRÜNEN — Bun-
desminister Genscher meldet sich zu Wort) 

— Ich stelle fest, daß der Herr Bundesminister des 
Auswärtigen bereit ist, diese Frage zu beantworten. 

(Heiterkeit und Beifall — Schäfer [Offen- 
burg] [SPD]: Der ist jetzt gegenwärtig auch 

amtierender Landwirtschaftsminister!) 

— Moment! Das Wort hat der Bundesminister des 
Auswärtigen. 
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Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident, ich antworte in meiner Eigenschaft als 
Stellvertreter des Herrn Bundeskanzlers 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist das!) 
und darf dem Abgeordneten mitteilen, daß die Mit-
glieder der Bundesregierung im Rahmen der Ge-
schäftsordnung zusammenarbeiten, um die von ihm 
proklamierten Ziele zu verwirklichen. 

(Große Heiterkeit und Beifall) 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer weiteren Frage 
hat das Wort der Abgeordnete Seiters. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Der ist nicht 
da!) 

— Er ist nicht im Saal. 
Dann ist der nächste der Herr Abgeordnete Graf von 

Waldburg-Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an den Herrn Bundesbauminister, die auch im 
Zusammenhang mit dem Aussiedlerprogramm steht: 
Ist im Bereich des Baurechts beabsichtigt, etwa im 
ländlichen Bereich hinsichtlich der Schwierigkeiten 
des Bauens im Außenbereich oder hinsichtlich der 
Verwendung von aufgelassenen Höfen etwas vorzu-
sehen? 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Antwort Herr Bundes-
minister Schneider. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege, eine Ände-
rung des Baurechts, also in diesem Fall des § 35 des 
Baugesetzbuchs, ist nicht vorgesehen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Nicht erforderlich!) 
Sie wissen, daß wir bei der Neuformulierung des Bau-
rechts eine wesentlich neue Bestimmung aufgenom-
men haben, die sich jetzt bestens bewährt. Es ist nach 
dem neuen Baurecht ab 1. Juli 1987 möglich, Ausbau-
ten im Außenbereich zuzulassen, eine zusätzliche 
neue Wohnung zu bauen, und von dieser Möglichkeit 
wird auch Gebrauch gemacht. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat der 
Abgeordnete Roth das Wort. 

Roth (SPD): Haben Sie heute im Kabinett, ur-
sprünglichen Ankündigungen folgend, das Thema 
der Fusion von Daimler-Benz und MBB erörtert? 

Ich frage in Richtung auf den Finanzminister — wir 
dürfen ja auch jenseits der Kabinettssitzung, wie es 
aus der Unterlage klar ist, fragen — : Treffen Meldun-
gen zu, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie machen die 
Sache schon in der ersten Runde kaputt!) 

daß Daimler-Benz vom Bund eine Ausstiegsklausel 
dann verlangt, wenn das Airbus-Risiko für Daimler-
Benz zu groß wird? Könnte das bedeuten, Herr Bun-
desfinanzminister, daß zusätzlich zu dem ohnehin neu 
geplanten 20-%-KfW- und damit Bundesanteil bei der 
Airbus-Gesellschaft, die neu gegründet werden soll, 
der Bund irgendwann sogar Mehrheitsgesellschafter 
bei Airbus werden wird? Werden Sie dieses Risiko, 

das Daimler-Benz Ihnen nach Meldungen abverlangt, 
akzeptieren? 

Präsident Dr. Jenninger: Gefragt ist der Bundesmi-
nister der Finanzen. Sie haben das Wort. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Herr Kollege Roth, ich will zunächst kurz 
sagen, daß der unter „Verschiedenes" in Aussicht ge-
nommene Bericht des Bundeswirtschaftsministers 
über den Zwischenstand der Gespräche zur Frage 
einer Neuordnung und Stärkung des Gesellschafter-
kreises für Airbus und in Verbindung damit für MBB 
zurückgestellt wurde. Das ergab sich auch aus der 
heutigen Terminlage des Kabinetts. Insofern ist dieses 
Thema heute nicht behandelt worden. 

Ich habe etwas Schwierigkeiten damit, jetzt Mel-
dungen zu bewerten, die ich selbst gar nicht gelesen 
habe. Richtig ist, daß in mehreren Grundsatzgesprä-
chen, auch in einem Gespräch, das Herr Kollege Ban-
gemann und ich einmal im September mit führenden 
Vertretern der Indust rie hatten, Rahmen und Frage-
stellungen für die weiteren Gespräche auf Experten-
ebene formuliert wurden. Diese Gespräche auf der 
Ebene hoher Beamter, vor allem aber natürlich auch 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Erich Riedl als 
des Beauftragten der Bundesregierung für Luft- und 
Raumfahrt mit Experten von MBB und, soweit der 
Bund beteiligt ist und ein legitimes Interesse an der 
Prüfung hat, auch von Daimler-Benz, sind weiterge-
gangen. Ich kenne im Augenblick nicht den neuesten 
Stand seit dem September-Gespräch. 

Eines kann ich aber sicher sagen: Wir fassen keine 
Lösung ins Auge, die dazu führen kann, daß etwa der 
Bund Mehrheitsgesellschafter wird. Soweit — das be-
stätige ich Ihnen — über eine Beteiligung der KfW 
unter bestimmten Bedingungen geredet wird, ist ein 
Eckpunkt, daß es sich nur um eine befristete Beteili-
gung handeln kann. Für uns ist ein wesentlicher 
Punkt — ich sage das im Einvernehmen mit dem Bun-
deswirtschaftsminister — , daß wir nicht auf Dauer 
eine Reduzierung der jetzigen staatlichen Gesell-
schafter etwa aus dem Bereich der Länder wünschen, 
und zwar in der Form, daß eine dauerhafte Beteili-
gung des Bundes oder eines stark vom Bund getrage-
nen Unternehmens, hier der KfW, an ihre Stelle 
tritt. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat der 
Abgeordnete Uldall das Wort. 

Uldall (CDU/CSU): Meine Frage richtet sich an den 
Bundesfinanzminister. Ich halte es für richtig, daß der 
Bund die konsumtiven Ausgaben von Ländern nicht 
fördert, sondern seine Hilfe ausschließlich für inve-
stive Zwecke vorsehen will, weil eben nur so die 
Strukturnachteile ausgeglichen werden können. 

Meine Frage geht dahin, wie flexibel sich der Bund 
bei der Auswahl von Investitionen verhalten wird. 
Denkbar ist, daß eine Verkehrsinvestition erst mit Mit-
teln des Bundes finanziert werden soll, z. B. in zehn 
Jahren, daß diese Investition aber regionalpolitisch 
und infrastrukturmäßig gesehen außerordentliche Be-
deutung hat. Wäre es möglich, daß die durch die 
Strukturhilfe vorgesehenen Mittel vom Bundesland 
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eingesetzt werden, um eine solche Investition vorzufi-
nanzieren, ohne daß damit das Bundesland die für 
später in Aussicht gestellte Unterstützung für diese 
Infrastrukturmaßnahme verliert? Ich darf vielleicht, 
um es plastisch zu machen, sagen, daß ich dabei an die 
vierte Röhre des Elbtunnels in Hamburg denke. 

Präsident Dr. Jenninger: Zur Antwort Herr Bundes-
minister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Der 
Gesetzentwurf geht davon aus, daß die Mittel fristge-
recht für konkret bezifferte — natürlich in der Ent-
scheidung der Länder vorgenommene — Investitio-
nen zur Verfügung gestellt und dann auch fristgerecht 
abgerechnet werden. Die Überlegung von Vorfinan-
zierungen haben wir bisher nicht angestellt. Sie wer-
fen sicher auch einige Probleme auf. Aber ich will 
dazu ohne Vorbereitung nicht abschließend Stellung 
nehmen und bin sicher, Herr Kollege Uldall, daß das 
noch einmal im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens im Für und Wider vertieft werden kann. 

Präsident Dr. Jenninger: Zu einer Frage hat das 
Wort der Abgeordnete Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Präsident, die Tatsache, daß der 
Bundesfinanzminister die heutige Fragerunde einge-
leitet hat, steht in mehr als einem symbolischen Zu-
sammenhang mit dem Thema, das ich gerne anspre-
chen möchte, nämlich dem Thema Sanierung der 
Deutschen Bundesbahn. 

Wir entnehmen der Presse, daß die Bundesregie-
rung die Beschlußfassung über die notwendigen Maß-
nahmen zur Konsolidierung der Bundesbahn seit 
mehreren Monaten vor sich herschiebt. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 
Ich möchte darauf hinweisen, daß die Koalitionsabge-
ordneten aus dem Verkehrsbereich zu dieser Thema-
tik vor der Sommerpause eine präzise Vorgabe erar-
beitet haben. 

Meine Frage an die Bundesregierung lautet: 
Erstens. Wann ist mit einer Beschlußfassung der 

Bundesregierung zu den drängend anstehenden Fra-
gen der Bundesbahn zu rechnen? 

Zweitens. Werden sich die wesentlichen Inhalte der 
von der Koalitionsarbeitsgruppe erarbeiteten Themen 
in dieser Vorlage wiederfinden? 

Präsident Dr. Jenninger: Da der Bundesminister für 
Verkehr nicht anwesend ist, wird der Herr Bundesmi-
nister für besondere Aufgaben, Chef des Bundeskanz-
leramtes, antworten. Sie haben das Wort, Herr Bun-
desminister Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Kollege 
Kohn, nicht zuletzt die Vorschläge der von Ihnen zi-
tierten Arbeitsgruppe, bestehend aus Kollegen des 
Hauses, haben dazu geführt, daß die beinahe schon 
kabinettsreife Fassung des Bundesbahnberichts noch 
einmal durch den Bundesverkehrsminister überarbei-
tet werden soll. Deswegen sind noch Abstimmungs-
gespräche zwischen den Ressorts erforderlich. Ich  

gehe davon aus, daß der Bericht in wenigen Wochen 
im Kabinett behandelt werden wird und sich die Anre-
gungen der von Ihnen genannten Arbeitsgruppe in 
diesem Bericht wiederfinden werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
die für die Befragung der Bundesregierung vorgese-
hene Zeit ist abgelaufen. Ich beende deshalb die Be-
fragung. 

Ich möchte allen Beteiligten, den Fragestellern, 
auch denen, die leider nicht zum Zug gekommen sind, 
und denen, die geantwortet haben, für diese Urauf-
führung sehr herzlich danken. 

(V o r sitz : Vizepräsident Westphal) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Punkt 2 der Ta-
gesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/3080 —

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
Der Parlamentarische Staatssekretär, Herr Grüner, ist 
zur Beantwortung der Fragen erschienen. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Daniels 
(Regensburg) auf: 

Trifft es zu, daß der Lastfolgebetrieb von Atomkraftwerken 
Gefahren in der Form mit sich bringt, daß der Anfall von radio-
aktivem Abwasser auf ein Mehrfaches steigt, die Steuereinrich-
tungen einem erhöhten Verschleiß unterliegen, der Primärkreis-
lauf einer erhöhten Materialermüdung ausgesetzt ist und die 
Hüllrohre der Brennelemente stärker beansprucht und schneller 
undicht werden können und damit der Sicherheitsspielraum 
verringert wird, da Material und Maschinen stärker belastet 
werden, und wie beurteilt die Bundesregierung den Lastfolge

-

betrieb angesichts der „ursprünglichen Planungen", daß Atom-
kraftwerke nur in der Grundlast eingesetzt werden sollten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Kollege, die Auslegung der Kernkraftwerke berück-
sichtigt sowohl den Grundlast- als auch den Lastfolge

-

betrieb. Beide Betriebsarten werden im Rahmen der 
Genehmigungen geprüft, und ihre Auswirkungen auf 
die Sicherheit werden beurteilt. 

Die im Betrieb auftretenden Lastzyklen werden im 
Rahmen der Aufsicht mit den in der Genehmigung 
zugrunde gelegten Lastzyklen verglichen, so daß eine 
Überschreitung der zulässigen Lastzyklen ausge-
schlossen werden kann. 

Beim Lastfolgebetrieb muß beim Druckwasserreak-
tor prinzipbedingt Kühlmittel ausgetauscht werden. 
Ein erhöhter Anfall von radioaktivem Wasser im Pri-
märkreis als Folge des Lastfolgebetriebs bedeutet 
aber nicht, daß es auch zu einer erhöhten Abgabe von 
radioaktivem Abwasser an die Umgebung kommt. 
Die jährlichen Aktivitätsabgaben in den Abwässern 
für Kernkraftwerke, die Lastfolgebetrieb gefahren ha-
ben, zeigen keine erhöhten Werte. 

Zum angefragten Verschleiß der Steuereinrichtun -
gen weise ich darauf hin, daß alle Komponenten re-
gelmäßig im Hinblick auf mögliche Verschleißer-
scheinungen kontrolliert werden. Die Prüfintervalle 
für die Funktionsprüfungen sind ausreichend dicht 
gestaffelt, um Verschleiß gegebenenfalls rechtzeitig 
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zu erkennen und Austauschmaßnahmen einzuleiten. 
Komponenten, an denen Verschleiß auftreten kann, 
können problemlos ausgetauscht werden. 

Die errechneten Materialermüdungen bei der Aus-
legung der drucktragenden Wandungen der Primär-
kreiskomponenten ist auch unter Berücksichtigung 
des Lastfolgebetriebs weit unterhalb der zulässigen 
Grenzen. Schäden an Rohrleitungen des Primärkreis-
laufs an Kernkraftwerken, die auf den Lastfolgebe-
trieb zurückzuführen wären, hat es bisher nicht gege-
ben. Die Brennelementhüllrohre zeigen auf Grund der 
Lastfolgebetriebe bisher keine erhöhte Defektrate 
und bestätigen damit die Auslegungserwartungen. 
Insgesamt haben die Qualitätsmaßnahmen in den ver-
gangenen zehn Jahren zu einer sehr geringen Defekt-
rate geführt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, Sie bestätigen also, daß der Bet rieb von Atom-
kraftwerken im Gegensatz zu früheren Überlegungen 
eben nicht mehr nur für den Grundlastbereich vorge-
sehen ist, sondern auch für den Mittellastbereich? 
Heißt das eben nicht doch, nachdem man da erst sehr 
kurze Erfahrungen hat, daß es nicht auszuschließen 
ist, daß dadurch die Materialbelastung zunimmt und 
damit verbunden möglicherweise stärkere radioak-
tive Belastungen im Gebäude oder auch außerhalb 
durch Emmissionen im Grundwasser, im Abwasser 
oder in der Luft sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege. Ich 
habe ja ausgeführt, daß die Kernkraftwerke auch auf 
den Lastfolgebetrieb ausgerichtet sind und daß das 
Teil des Genehmigungsverfahrens ist. 

Ich habe zu Ihren sicherheitstechnischen Fragen die 
Antwort gegeben, die dazu im Augenblick gegeben 
werden kann. Deshalb möchte ich nicht auf eine Zu-
satzfrage eingehen, die sich mit der Frage beschäftigt: 
Wann und wo wird Lastfolgebetrieb gefahren? Wenn 
Sie eine solche Zusatzfrage stellen wollen, bin ich 
aber gern bereit, darauf zurückzukommen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) : Wenn man sich 
überlegt, daß auf der einen Seite Atomkraftwerke am 
Wochenende in ihrer Leistung heruntergefahren wer-
den und auf der anderen Seite ein neues Atomkraft-
werk ans Netz genommen wird — ich spreche jetzt 
von Neckarwestheim — , frage ich, inwieweit man 
dann noch von einem Bedarf sprechen kann für die 
Ans-Netz-Nahme eines weiteren Atomkraftwerkes, 
wenn durch den Lastfolgebetrieb die anderen Anla-
gen in ihrer Leistung praktisch heruntergefahren wer-
den. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bedarfsfrage ist 
hier schon ausführlich diskutiert worden. Es ist richtig, 
daß wir bei dem erfolgreichen Energieeinsparungs-
prozeß, der hinter uns liegt, davon ausgehen können, 
daß heute kein zusätzlicher Bedarf an Stromleistung 
besteht. Daß er sehr unterschiedlich auftritt, auch regio-

nal sehr unterschiedlich ist, daß es auch Austausch-
vorgänge internationaler Art gibt, füge ich der Voll-
ständigkeit halber hinzu. Daß Kernkraftwerke gleich-
zeitig eine sehr günstige Versorgung ermöglichen, 
was den Preis anbelangt, und damit etwa die Verstro-
mung von Kohle finanziell erleichtern und möglich 
machen, bedeutet eine Ergänzung dieser Ausführun-
gen. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Sie ha

-

ben meine Frage bezüglich Neckarwestheim 
nicht beantwortet!) 

— Herr Kollege Dr. Daniels, es gab zunächst einmal 
eine zweite Frage, die beantwortet worden ist. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Ich 
hatte nur darum gebeten, daß meine Zusatz

-

frage beantwortet wird! Sie ist auf den Punkt 
Neckarwestheim bezogen nicht beantwortet 
worden! — Zuruf von der SPD: Fragen Sie 

doch danach!) 

Vizepräsident Westphal: Jeder von uns hat glei-
chermaßen die Gelegenheit zu zwei Zusatzfragen. Die 
haben Sie gehabt. 

Jetzt kommt die nächste Frage. Das ist die Frage 2 
des Abgeordneten Dr. Daniels: 

Teilt die Bundesregierung die Zweifel des ehemaligen Baye-
rischen Ministerpräsidenten an der geplanten Wiederaufarbei-
tungsanlage Wackersdorf, und welche Maßnahmen hat die Bun-
desregierung für die WAA-Herbstaktionstage '88 getroffen? 

Der Herr Staatssekretär hat das Wort. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der verstorbene baye-
rische Ministerpräsident hat zu keinem Zeitpunkt 
Zweifel an der geplanten Wiederaufarbeitungsan-
lage Wackersdorf geäußert. Noch kurz vor seinem 
Tod hat er in einem Interview u. a. festgestellt: Die 
Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf ist ein 
notwendiger Teilschritt der integrierten Entsorgung. 

Dies steht in Übereinstimmung mit der Meinung der 
Bundesregierung, die sie in ihrem Entsorgungsbericht 
vom Januar dieses Jahres zum Ausdruck gebracht 
hat. 

Die beabsichtigten Aktionen gegen die Wiederauf-
arbeitungsanlage Wackersdorf werden die Bundesre-
gierung veranlassen, entsprechend der Anforderung 
des Freistaates Bayern Einheiten des Bundesgrenz-
schutzes zur Verfügung zu stellen. Einem Amtshilfe

-

ersuchen des Freistaates Bayern gemäß werden Bun-
deswehrunterkünfte für Polizeikräfte bereitgestellt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Da-
niels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Im letzten Jahr 
hat es bei diesen Herbstaktionen ein besonderes Ein-
satzkommando aus Berlin gegeben, das sich dadurch 
ausgezeichnet hat, daß es sich sehr wild, will ich mal 
sagen, mit den Demonstranten auseinandergesetzt 
hat. Es hat sehr viele Verletzte gegeben. Ist der Bun-
desregierung bekannt, ob diese Spezialeinheit aus 
Berlin wieder für die Teilnahme an dieser Demonstra-
tion vorgesehen ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich möchte zu der Be-
wertung, die Sie vorgenommen haben, nicht Stellung 
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nehmen. Ich kann im übrigen über Einzelheiten, wo 
Polizeikräfte eingesetzt werden und von woher sie 
kommen, keine Stellungnahme abgeben. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Dr. Daniels. Bitte schön. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ich möchte 
noch eimal auf Ihre anfänglichen Äußerungen zu-
rückkommen. Der Vollständigkeit halber erwähne 
ich, daß der verstorbene bayerische Ministerpräsident 
in dem Interview im „Deutschland-Magazin" gesagt 
hat, daß, wenn in der Bundesregierung Zweifel an 
dem Entsorgungskonzept plus Wackersdorf aufkä-
men, die bayerische Staatsregierung das nicht mehr 
für ein Prestigeobjekt halte, an dem sie unbedingt 
festhalten wolle. Das kann man zumindest so interpre-
tieren, daß eben auch — — 

Vizepräsident Westphal: Spätestens jetzt müssen 
Sie zu Ihrer Frage kommen. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ja. — Wie ste-
hen Sie dazu, daß der Ministerpräsident tatsächlich 
von Zweifeln gesprochen hat, die möglicherweise in 
der Bundesregierung zu dem Konzept Wackersdorf 
aufträten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich verweise auf den 
Entsorgungsbericht der Bundesregierung, in dem sie 
im Januar dieses Jahres ihre Position zur Wiederauf-
arbeitungsanlage Wackersdorf ausgedrückt hat. In 
diesem Bericht sind keine Zweifel an der Notwendig-
keit von Wackersdorf ausgesprochen worden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Carstensen (Nordstrand). 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, kann ich daraus schließen, daß die Bundes-
regierung der Meinung ist — sicherlich kann ich das, 
aber Sie können das bestätigen — , daß dies kein Pre-
stigeobjekt ist, wie hier ausgedrückt, sondern eine 
Notwendigkeit für die Entsorgung der Kernkraft-
werke? 

(Bindig [SPD]: Rohrkrepierer!) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich möchte das bestä-
tigen. Die Bundesregierung war in ihren Entscheidun-
gen immer außerordentlich darauf angewiesen, daß 
dieses gemeinsam von Bund und Ländern vereinbarte 
Entsorgungskonzept auch tatsächlich durchgeführt 
wird. Daß es bei unserem derzeitigen Erkenntnisstand 
eine Notwendigkeit darstellt, ist unbestritten und von 
der Bundesregierung immer wieder betont worden. 

Ich habe volles Verständnis dafür, daß die öffentli-
chen Diskussionen über die Notwendigkeit einer Wie-
deraufarbeitungsanlage auch dazu führen, daß es Äu-
ßerungen gibt, wie sie vom Herrn Ministerpräsidenten 
Strauß hier zitiert worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Frau Wollny, Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Frau Wollny (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind 
nicht auch Sie der Meinung, daß eine Wiederaufarbei-
tungsanlage keineswegs ein Entsorgungsschritt ist, 
sondern zusätzliche Sorgen dadurch verursacht, daß 

sehr viel mehr Atommüll entsteht und dieser schwie-
riger zu beseitigen ist als durch direkte Endlage-
rung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bin dieser Meinung 
nicht. Aber Sie wissen, Frau Kollegin, daß die Bundes-
regierung parallel zu der vorgesehenen Entsorgung 
auch die direkte Endlagerung prüft und daß es unser 
Ziel ist, auch die direkte Endlagerung zu einer belast-
baren Möglichkeit der Entsorgung zu machen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, bitte 
schön, Frau Abgeordnete Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Grüner, Sie haben 
gesagt, daß bei den bevorstehenen Aktionen Bundes-
wehrkasernen für die Unterbringung von Polizei- oder 
Grenzschutzeinheiten zur Verfügung gestellt werden. 
Ich wüßte gerne, ob auch vorgesehen ist — wie bei 
den Pfingstaktionen letztes Jahr — , Bundeswehran-
gehörige für Rettungs- oder sonstige Einsätze zur Ver-
fügung zu halten. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich wäre 
dankbar, wenn derartige Fragen an den zuständigen 
Ressortchef und insbesondere auch an das für den 
Einsatz zuständige Land Bayern gerichtet würden. Ich 
kann über Details bevorstehender Maßnahmen keine 
Auskunft geben, weil mir diese Informationen nicht 
zur Verfügung stehen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Ich danke 
dem Staatssekretär für die Beantwortung der Fra-
gen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für For-
schung und Technologie braucht deshalb nicht aufge-
rufen zu werden, weil der Herr Abgeordnete Caten-
husen um schriftliche Beantwortung seiner Frage 3 
gebeten hat. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe deshalb den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Köhler 
steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Toetemeyer 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung des Bundes-
ministers Klein, wonach ein Drittel seiner Beamten willig, ein 
Drittel faul und ein Drittel ideologisch seien (Wirtschaftswoche 
vom 22. September 1988, Seite 35)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Bundesmini-
ster Klein hat noch am Tage des Erscheinens der be-
treffenden Ausgabe der „Wirtschaftswoche" dem 
Blatt gegenüber brieflich klargestellt, daß die dort in 
Anführungszeichen gestellten Formulierungen im 
Gegensatz stünden zu seinen mehrfach öffentlich wie 
intern getroffenen Feststellungen über den besonders 
hohen Motivationsgrad der Mitarbeiter seines Mini-
steriums. 

Dabei sei es für ihn ohne Belang, welche politische 
Beweggründe oder Zuordnungen dieser Motivation 
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zugrunde liegen. Das Prädikat „faul" sei eine Herab-
setzung für Mitarbeiter eines Hauses, dessen Perso-
nalbestand trotz vervielfachter Aufgabendimension 
seit einem Jahrzehnt gleichgeblieben sei und dessen 
Leistung folglich weit über das Maß hinausgehe, was 
normalerweise unter Pflichterfüllung verstanden wer-
den könne. 

Vizepräsident Westphal: Herr Toetemeyer zu einer 
Zusatzfrage. 

Toetemeyer (SPD) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, kann ich daraus schließen, daß hinsichtlich 
der von mir zitierten Passage aus der „Wirtschaftswo-
che" der Satz „von denen nach Worten Kleins" — und 
nun kommt das Anführungszeichen — „ein Drittel für 
willig, ein D rittel für faul und ein Drittel für ideolo-
gisch gehalten wird" von ihm auch nicht in ähnlicher 
Weise gesagt worden ist? Ich habe bis heute kein 
Dementi darüber gefunden. Wann wird dieses De-
menti nach den Grundsätzen des Presserechts er-
scheinen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Toete-
meyer, dieser B rief, den ich hier eben inhaltlich wie-
dergegeben habe, stellt nach meiner Auffassung in 
jedem einzelnen inhaltlichen Punkt — wie auch in sei-
ner sonstigen Beschaffenheit — ein vollständiges De-
menti dieses von Ihnen zitierten Satzes dar. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zu einer weite-
ren Zusatzfrage hat Herr Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Würden Sie mir bitte sagen, 
wann der Minister diesen B rief an die „Wirtschaftswo-
che" abgesandt hat? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Toete-
meyer, ich habe mit meinem Eingangssatz festgestellt, 
daß noch am Tage des Erscheinens der betreffenden 
Ausgabe dieser B rief abgegangen ist. 

Toetemeyer (SPD): Am Tag des Erscheinens der 
„Wirtschaftswoche"? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Jawohl. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Kollege Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn damit 
jetzt festgelegt, daß diese Reporter das praktisch frei 
erfunden haben, um so etwas in die Zeitung hineinzu-
bringen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Ich bin nicht in der 
Lage, festzustellen, bei welchen Eindrücken oder An-
nahmen der betreffende Verfasser des Artikels diesen 
als Zitat dargestellten Satz gewonnen hat. Die klare 
Auffassung des Herrn Bundesministers habe ich hier 
eben dargelegt. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe jetzt die Frage 5 
des Abgeordneten Toetemeyer auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine solche Aus-
sage ein gutes Betriebsklima fördert, und was versteht Bundes-
minister Klein unter „willigen bzw. ideologischen Beamten"? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
nach meiner Auffassung ist durch die Beantwortung 
der vorigen Frage diese Frage beantwortet. 

Vizepräsident Westphal: Trotzdem hat der Kollege 
Toetemeyer die Möglichkeit, Zusatzfragen zu stellen. 
Bitte schön. 

Toetemeyer (SPD): Es wird sich ja herausstellen, 
was die „Wirtschaftswoche" zu dieser Auffassung der 
Bundesregierung sagt. Ich darf jetzt rein prophylak-
tisch fragen, Herr Staatssekretär: Würden Sie der Auf-
fassung sein, daß eine ähnliche Aussage im Tenor 
gegen die Fürsorgepflicht des Ministers gegenüber 
seinen Beamten verstößt? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Ich bin ganz sicher, 
daß Herr Minister Klein wie auch ich diese Auffassung 
haben. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage. 

Toetemeyer (SPD): Eine letzte Frage in diesem Zu-
sammenhang: Würden Sie der Auffassung sein, daß es 
einem Minister gut ansteht, in Gesprächen mit Jour-
nalisten ähnliche Bewertungen seiner Mitarbeiter 
nicht durchzuführen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Auch dem kann ich 
zustimmen. Ich bin auch absolut sicher, daß Herr Mi-
nister Klein in dieser Weise verfährt. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekre-
tär für die Beantwortung der Fragen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers der Ju-
stiz braucht nicht aufgerufen zu werden, weil der Fra-
gesteller, Abgeordneter Catenhusen, schriftliche Be-
antwortung seiner Frage 6 erbeten hat. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär Höpfinger steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Dreßler 
auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, daß von den 
mehr als zwei Millionen bei der Bundesanstalt für Arbeit regi-
strierten Arbeitslosen „rund 500 000 aus subjektiven und objek-
tiven Gründen nicht vermittelbar seien" und „daß selbst dann, 
wenn morgen zwei Millionen neue Arbeitsplätze zusätzlich vor-
handen wären, weiterhin 1,5 Millionen Erwerbslose bei der 
Bundesanstalt für Arbeit verwaltet würden" (s. Süddeutsche 
Zeitung vom 5. Oktober 1988)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Dreß-
ler, zu der ersten Frage: Der Bundesregierung liegen 
solche Erkenntnisse nicht vor. 

Wenn ich die beiden Fragen zusammen beantwor-
ten darf, Herr Präsident und Herr Kollege Dreßler, 
dann würde ich — — 
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Vizepräsident Westphal: Da muß ich erst das Ein-
verständnis des Kollegen Dreßler einholen. Einver-
standen? 

(Dreßler [SPD]: Ja!) 
— Gut. Dann rufe ich auch die Frage 8 des Abgeord-
neten Dreßler auf: 

Hat die Bundesregierung die Absicht, dem Deutschen Bun-
destag eine Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes vorzu-
schlagen, um Arbeitsuchende, die länger als drei Jahre arbeits-
los gemeldet sind, aus der Statistik zu streichen, und liegen der 
Bundesregierung Hinweise über „den organisierten Miß-
brauch" von Nebentätigkeiten und der „selbstverständlichen 
Mitnahme von Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit" vor 
(s. Handelsblatt vom 5. Oktober 1988)? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung bekämpft die Arbeitslosigkeit und nicht die Sta-
tistik. Sie plant daher nicht 

(Toetemeyer [SPD]: Donnerwetter! — Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

die von Ihnen unterstellte Änderung des Arbeitsförde-
rungsgesetzes. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Die Bundesregierung 
sieht durchaus die Möglichkeit von Mißbrauch bei 
Bezug von Sozialleistungen. Sie hat daher in Verbin-
dung mit ihrem Vorschlag zur Einführung des Sozial-
versicherungsausweises auch eine Meldepflicht für 
geringfügige Beschäftigung vorgesehen. Diese Mel-
depflicht wird mit dazu beitragen, Leistungsmiß-
brauch und Nebenbeschäftigung aufzudecken. Im 
übrigen geht die Bundesanstalt für Arbeit bereits jetzt 
im Einzelfall Hinweisen auf Mißbrauchsfälle nach und 
leitet gegebenenfalls strafrechtliche Verfahren ein. 

Vizepräsident Westphal: Erste Zusatzfrage, Herr 
Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, unter dem Ge-
sichtspunkt des ersten Satzes Ihrer Antwort frage ich 
Sie, ob die Bundesregierung, nachdem immer wieder 
einzelne Abgeordnete des Deutschen Bundestages 
das Gegenteil der Auffassung der Bundesregierung 
äußern — was übrigens auch die Auffassung der SPD-
Fraktion darstellt —, bereit wäre, den Kolleginnen 
und Kollegen des Deutschen Bundestages dezidiertes 
Zahlenmaterial zur Verfügung zu stellen, damit diese 
öfter geäußerten Auffassungen durch Tatsachen, die 
die Bundesregierung uns mitteilt, endlich ihre Erledi-
gung finden könnten? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreß-
ler, Monat für Monat richtet die Bundesanstalt für 
Arbeit den Arbeitsmarktbericht mit umfangreichem 
Zahlenmaterial an alle Kolleginnen und Kollegen die-
ses Hohen Hauses. Ich nehme an, daß sich viele inter-
essierte Kolleginnen und Kollegen — Arbeitslosigkeit 
muß uns alle interessieren — mit diesem Zahlenmate-
rial auch befassen. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Dreßler. 

Dreßler (SPD): Ich möchte ausdrücklich unterstrei-
chen, daß Ihre Einlassung, Herr Staatssekretär, sicher-
lich richtig ist. Gleichwohl stellen wir fest, daß ein-
zelne Mitglieder des Hauses der Auffassung der Bun-
desregierung andere Bewertungen entgegensetzen, 

was zulässig ist. Ich frage deshalb noch einmal, damit 
wir uns im Deutschen Bundestag vielleicht einver-
nehmlich auf die Position der Bundesregierung in be-
zug auf Ihren ersten Satz verständigen können, ob die 
Bundesregierung bereit ist, den Mitgliedern des Hau-
ses dezidiertes Zahlenmaterial zur Verfügung zu stel-
len, damit diese Einvernehmlichkeit in dieser wichti-
gen Frage hergestellt werden kann. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Wenn es darum 
geht, auf diese Weise zu informieren, dann würde die-
ses Zahlenmaterial sicher auch zur Verfügung gestellt 
werden. 

Ich möchte aber auch auf folgendes hinweisen, Herr 
Kolige Dreßler: Die gesamte Arbeitslosigkeit im Bun-
desgebiet muß regional verschieden gesehen werden. 
Wenn im Süden der Bundesrepublik Deutschland, ob 
in Baden-Württemberg, in Bayern, in Hessen, wo eine 
Arbeitslosenquote von 4,5 oder 5 % vorherrscht, bei 
Handwerksmeistern, die auf fünf oder zehn Anfragen 
niemanden vermittelt bekommen, ein bestimmter Är-
ger besteht, wird leider übersehen, daß in anderen 
Teilen der Bundesrepublik Deutschland — ich brau-
che nur Bremen mit einer Arbeitslosenquote von 15 
zu erwähnen — natürlich eine ganz andere Situation 
gegeben ist. Aber konkret auf Ihre Frage: Wenn das 
Zahlenmaterial verlangt wird und auf diese Weise 
dann mehr Realität in die Diskussion kommt, ist die 
Bundesregierung gerne dazu bereit, es zur Verfügung 
zu stellen. 

Vizepräsident Westphal: Dritte Frage, Herr Dreß-
ler. 

Dreßler (SPD): Herr Staatssekretär, um gerade das 
zum Schluß von Ihnen Geäußerte zu unterstreichen, 
frage ich Sie, ob Sie mir zustimmen, daß unter dem 
Gesichtspunkt des Jahresdurchschnitts 1987 — Ar-
beitslosenquote in Leer, im Norden 21,3 %, in Göppin-
gen, im Süden 3,6 % — die These der Arbeitsunwillig-
keit schon deshalb nicht aufgestellt werden kann, weil 
sonst in Leer respektive in Göppingen sechsmal mehr 
Faule bzw. Fleißige wohnen müßten. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dreß-
ler, die Bundesregierung ist sicher der Auffassung, 
daß man die Arbeitslosigkeit nicht pauschal beurtei-
len kann, sondern in den einzelnen Landesteilen dif-
ferenziert sehen muß. 

Eine Antwort auf Ihre Unterstellung in bezug auf 
faul oder fleißig ergibt sich schon aus dem Zahlenbild. 
Man kann doch nicht sagen: In diesem Land ist man 
fünfmal fleißiger als in einem anderen. Vielmehr füh-
ren die Strukturprobleme zu dieser Arbeitslosigkeit. 
Deshalb muß man das differenziert beurteilen. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Dreßler. 

Dreßler (SPD): In wirklicher Dankbarkeit für die 
hier dargelegte Position der Bundesregierung frage 
ich Sie abschließend, Herr Staatssekretär, ob Sie mir 
zustimmen, daß die Behauptung, daß die Arbeitslosen 
generell zu unflexibel seien, sich allein deshalb als 
nicht haltbar erweist, weil die Statistik der Bundesan-
stalt für Arbeit hinreichend darlegt, daß ca. 12 % der 
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Dreßler 
Arbeitslosen einen neuen Arbeitsplatz außerhalb ih-
rer Region finden, aber jährlich nur 5 % der gesamten 
Wohnbevölkerung an einen anderen Ort ziehen. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Ich bin der Mei-
nung, Herr Kollege Dreßler, auch hier gehen Pau-
schalurteile an der Wirklichkeit vorbei. Man kann, 
was die Mobilität anbelangt, nicht ganze Bevölke-
rungsstämme in einen anderen Landstrich versetzen. 
Aber die Bereitschaft zur Mobilität muß gegeben sein, 
und sie wird bei Arbeitnehmern im Süden wie auch im 
Norden der Bundesrepublik Deutschland vorhanden 
sein, bei dem einen oder anderen aus gewissen Grün-
den jedoch nicht. Also, Pauschalurteile gehen auch 
hier an der Wirklichkeit vorbei. 

(Dreßler [SPD]: Eine ausgezeichnete Ant-
wort! Danke schön!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben erklärt, die Bundesregierung bekämpft nicht die 
Statistik, sondern die Arbeitslosigkeit. Darf ich Sie fra-
gen, wie sich das in der Statistik auswirkt? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Ja, da dürfen Sie 
mich gerne fragen, und ich antworte gerne darauf. Ich 
nehme dazu die Arbeitsmarktstatistik des vergange-
nen Monats. Herr Kollege, ich darf ganz deutlich sa-
gen: Wenn Sie diese genau gelesen hätten — daß Sie 
es nicht getan haben, habe ich aber nicht zu kritisie-
ren — , hätten Sie feststellen müssen, daß wir allein im 
Monat August 1988 gegenüber dem Monat August 
des Vorjahres 144 000 Erwerbstätige mehr haben. 
Wenn Sie sich den Zahlenvergleich der letzten Jahre 
ansehen, werden Sie feststellen, daß die Zahl der Er-
werbstätigen ständig zugenommen hat und daß wir 
jetzt 26 290 000 Erwerbstätige haben. 

Daß heißt, ohne eine positive Arbeitsmarktpolitik 
wäre dies wahrscheinlich nicht möglich gewesen. Zu 
dieser Arbeitsmarktpolitik gehört eine vorzügliche 
Wirtschaftspolitik. Also, wer die Augen öffnet und die 
Zahlen vergleicht, wird feststellen, daß es wirklich 
nicht nur um Zahlen in der Statistik geht, sondern um 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und daß die 
Bundesregierung hier eine Reihe von Erfolgen aufzu-
weisen hat. 

Wenn es nicht zu lange dauerte, würde ich noch auf 
das hinweisen, was an positiven Dingen in der Ar-
beitsmarktstatistik, nicht in den Zahlen, sondern im 
wirklichen Bericht, hervorzuheben ist: Die Beschäfti-
gung nahm weiter zu; die Zahl der offenen Stellen 
nahm zu; die Zahl der Arbeitslosen ist um 67 200 ge-
sunken; die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 
20 Jahren nimmt weiter ab; es ist die niedrigste Zahl 
seit 1980. Ich möchte es dabei bewenden lassen. 

Herr Kollege, auf Ihre Frage: Wir bekämpfen nicht 
die Statistik, sondern wir bekämpfen seit Jahren die 
Arbeitslosigkeit, und das mit gutem Erfolg, auch wenn 
die Zahl der Arbeitslosen noch nicht unter zwei Mil-
lionen gekommen ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie angesichts Ihrer Antworten und der ständig wie-
derkehrenden Versuche, Statistikbereinigung statt 
Arbeitsmarktpolitik zu betreiben — ich habe das jetzt 
bewußt so ausgedrückt — , die Auffassung des Präsi-
denten der Bundesanstalt für Arbeit bestätigen, daß 
wir nicht eine Statistikbereinigung, sondern Arbeits-
plätze brauchen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe soeben dargelegt, daß es mit eine Hauptaufgabe 
der Bundesregierung ist, die Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen, und nicht, zu überlegen, wie die Statistik 
dargestellt werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Frau Steinhauer. Bitte schön. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben soeben die Zahlen des Monats August 1988 mit 
denen von 1987 verglichen. Wären Sie denn bereit, in 
Verbindung mit der Bundesanstalt für Arbeit und in 
Verfolg der Diskussion, die der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung heute morgen hatte, hier einmal 
detailliert darzulegen, um welche Arbeitsplätze es 
sich da handelt, insbesondere in bezug auf Teilzeitar-
beit? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Stein-
hauer, Sie verfolgen die Statistik selber ganz genau 
und wissen, daß die Frage der Teilzeitarbeit eine der 
wesentlichen Fragen im ganzen Problemkreis der Ar-
beitsmarktpolitik ist. Wenn wir in die Statistik 
schauen, dann müssen wir feststellen, daß wir 11,3 % 
Teilzeitarbeitsuchende haben. Es ist also nach wie vor 
unser Bemühen, mehr Teilzeitarbeitsplätze zu schaf-
fen, damit vor allem für Frauen, die sehr oft Teilzeit-
arbeit wünschen, dieser Wunsch auch erfüllt werden 
kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben sich ja 
für die Bundesregierung schon gegenüber einigen 
Auffassungen, die in den Fragen auch wiedergegeben 
worden sind, abgegrenzt. Ich möchte Sie noch einmal 
fragen, wie Sie aus Ihrer fachlichen Sicht überhaupt 
Vorschläge beurteilen, die Arbeitslosen, die eine be-
stimmte Arbeitslosenzeit — zwei oder drei oder fünf 
Jahre — überschritten haben, gänzlich aus der Stati-
stik herauszunehmen. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits in 
meiner Antwort auf die Frage des Kollegen Dreßler 
gesagt, daß eine solche Absicht von seiten der Bun-
desregierung nicht besteht. Ich beweise das dadurch, 
daß ich darauf hinweise, daß die Bundesanstalt für 
Arbeit jährlich eine Strukturanalyse erhebt, um im 
Bereich der Langzeitarbeitslosigkeit festzustellen: 
Wer ist ein Jahr arbeitslos? Wer ist zwei Jahre arbeits-
los? Wer ist länger arbeitslos? Ich bitte Sie, Herr Kol-
lege, darauf hinweisen zu dürfen: Wenn Sie sich an-
schauen, wie unter unserer Regierung die Zahl der 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zugenommen hat, 
was ja auch eine Abhilfe gerade für Langzeitarbeits-
lose sein soll, dann müssen Sie sehen, daß die Bundes-
regierung hier auf dem rechten Wege ist. 
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Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben mir vorhin unterstellt, ich hätte die Statistik nicht 
gelesen. Gut, das können Sie ja durchaus tun. Ich 
frage Sie aber in diesem Zusammenhang: Ist es nicht 
in der Regel so, daß die Septemberzahlen sowieso aty-
pisch sind? Und nachdem Sie vorhin auf Qualifizie-
rungsmaßnahmen und Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men eingegangen sind, darf ich Sie dann daran erin-
nern, wie Sie mir vor kurzem schriftlich geantwortet 
haben, daß der Mannesmann-Vorsitzende in seiner 
Hauptversammlung ausführte, daß gerade dort ein 
großes Defizit besteht, und Sie fragen, wie Sie hier 
weiterhin behaupten können, daß Sie auf dem besten 
Wege sind? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Zunächst habe ich 
Ihnen, Herr Kollege, nichts zu unterstellen, sondern 
nehme an, daß Sie die Statistiken lesen. Aber selbst 
wenn man etwas gelesen hat, kann man das eine oder 
andere nicht so genau gelesen haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das trifft auch für Sie 
zu!) 

Ich unterstelle Ihnen nicht, daß Sie so wichtige Daten 
nicht zur Kenntnis nehmen. 

Was Ihre andere Frage anlangt, kann ich nur noch 
einmal auf folgendes hinweisen. Es ist ja nicht nur ein 
Monat, über den berichtet wird, sondern wir stellen, 
wenn wir uns den ganzen Verlauf des Arbeitsmarktes 
ansehen, fest, daß wir seit Jahren positive Erfolge ha-
ben. 

Wenn es um die Zahlen geht, müssen wir ehrlicher-
weise auch zugeben, daß noch nie so viele Frauen 
eine außerhäusliche Berufstätigkeit gesucht haben 
wie jetzt, und das schlägt sich natürlich auch und 
gerade bei der Suche nach Teilzeitarbeit nieder. Von 
daher sagt die hohe Zahl noch nicht aus, daß die Bun-
desregierung zuwenig täte, um Arbeitsplätze zu 
schaffen. Vielmehr ist dabei auch die positive Wirt-
schaftspolitik mit anzusprechen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, vor dem Hinter-
grund Ihrer zuletzt getroffenen Aussage möchte ich 
Sie fragen: Wie bewerten Sie Äußerungen des Präsi-
denten der Bundesanstalt für Arbeit, Franke, daß mit 
einem Absinken der Arbeitslosenzahl unter diese ma-
gische Grenze von 2 Millionen Registrierten nicht vor 
Ende der 90er Jahre zu rechnen ist, und ist vor dem 
Hintergrund einer solchen Aussage nicht eine ge-
zielte Arbeitsmarktpolitik notwendig, die von Ihrer 
Regierung nicht betrieben wird? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Letzterem möchte 
ich widersprechen. Von unserer Regierung wird eine 
gezielte Arbeitsmarktpolitik betrieben. Wenn Sie sich 
die Maßnahmen anschauen, Herr Kollege Andres, 
dann stellen Sie fest: Ohne diese Maßnahmen sähe 
die Arbeitsmarktstatistik wahrscheinlich viel schlim-
mer aus, und weil wir nicht von der Statistik reden 
wollen, müssen wir sagen: Arbeitnehmer wären von 
der Arbeitslosigkeit dann wahrscheinlich viel, viel 

härter betroffen. Die Prognose, mit der Sie sich auf den 
Präsidenten der Bundesanstalt beziehen, ist die allge-
meine Aussage, daß wir in den nächsten Jahren noch 
mit einer hohen Zahl von Arbeitslosen rechnen müs-
sen, daß wir aber bereits Mitte der 90er Jahre davon 
ausgehen können, daß die Arbeitslosigkeit abnimmt. 
Wir dürfen auch nicht übersehen, daß immer mehr 
Leute in die Bundesrepublik kommen, auch zuwan-
dernde Familienangehörige von ausländischen Ar-
beitnehmern. Auch die Leute, die jetzt als Spätaus-
siedler zu uns kommen, sollen mit untergebracht wer-
den. Wir haben also noch Schwierigkeiten, aber ge-
rade das bestärkt die Bundesregierung, ihren Weg in 
der Arbeitsmarktpolitik und in der Wirtschaftspolitik 
wie bisher fortzusetzen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, wie bewerten 
Sie vor diesem Hintergrund die geplante 9. Novelle 
zum Arbeitsförderungsgesetz, die wohl einen kräfti-
gen Abbau von Arbeitsmarktinstrumenten vorsieht, 
und teilen Sie meine Einschätzung, daß von einem 
Teil Ihrer Parteikollegen diese 9. Novelle zum AFG 
just mit organisiertem Mißbrauch und ungerechtfer-
tigter Leistungsnutzung durch die Bundesanstalt für 
Arbeit begründet wird? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
sind zur Zeit in der Beratung der 9. Novelle, und die 
einzelnen Punkte, die Sie ansprechen, werden sicher 
sowohl in den Ausschüssen als auch in den einzelnen 
Arbeitskreisen Gegenstand der Diskussion sein. 
Wenn Sie aber auf einige Maßnahmen hinweisen, 
z. B. auf die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, wo 
nicht mehr 100 %, sondern 80 % bezahlt werden sol-
len, so bin ich da der Meinung, daß man über einige 
Dinge muß diskutieren können. Ich bin durchaus der 
Auffassung: Wo Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, wird es einige Teile geben, wo 
man prüfen muß, ob eine Förderung von 90 % oder 
sogar eine höhere Förderung notwendig ist. Es wird 
aber sicher auch einen Teil der Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen geben, die jetzt zu 100 % finanziert wer-
den, wo man durchaus sagen kann, daß sie auch 
durchgeführt werden können, wenn sie zu 80 % finan-
ziert werden. 

Ich habe allein 12 Punkte im Zusammenhang mit 
der 9. Novelle hier, und ich glaube, Herr Kollege, wir 
sollten die dann im Ausschuß und in den zuständigen 
Gremien diskutieren. Das würde sicher den Rahmen 
der Fragestunde sprengen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Parlamenta-
rischen Staatssekretär für die Beantwortung der Fra-
gen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr braucht nicht aufgerufen zu werden, weil die 
einzige vorliegende Frage — die Frage 9 des Abge-
ordneten Stiegler — schriftlich beantwortet werden 
soll. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zu dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Herr Parlamentarischer Staats- 
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Vizepräsident Westphal 
Sekretär Spranger steht zur Beantwortung der Fragen 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf: 

Wie hoch ist der durchschnittliche Anteil der nach § 8 Abs. 2 
Asylverfahrensgesetz vorgeschriebenen sogenannten ersten 
Anhörung der Asylbewerber durch die zuständige Ausländer-
behörde an allen in dem jeweiligen Bundesland eingeleiteten 
Asylverfahren? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Hirsch, soweit Asylbe-
werber an den Grenzen um Asyl nachsuchen, nimmt 
die Grenzbehörde nach § 9 des Asylverfahrensgeset-
zes die erste Anhörung des Ausländers vor. Hier er-
folgt eine in der Regel ausreichende Aufnahme der 
Asylgründe. Lediglich in Zeiten besonders hohen Zu-
gangs zum Flughafen Frankfurt/Main kann die 
Grenzbehörde nur eine auf das Wesentliche be-
schränkte Anhörung durchführen, um keine übermä-
ßig langen Wartezeiten entstehen zu lassen. 

Hinsichtlich des Verhaltens der Ausländerbehör-
den liegt mir kein Tatsachenmaterial vor, das eine 
sachgerechtere Beantwortung der Frage zulassen 
würde. Ich habe insoweit die Bundesländer und das 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge um Stellungnahme gebeten. Sobald mir 
diese vorliegt, werde ich Sie gern über das Ergebnis 
unterrichten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung die außerordentliche Bedeutung einer 
möglichst schnellen ersten Anhörung für den gesam-
ten weiteren Verlauf eines Asylverfahrens bewußt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das ist der Bundes-
regierung bewußt, und sie hat das auch den Ländern 
gegenüber immer wieder zum Ausdruck gebracht. Ich 
darf auch sagen, daß in der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe Übereinstimmung über die Bedeutung dieser 
Anhörungen herrscht. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, würden Sie 
bei Ihrer Nachfrage bei den Ländern und den betei-
ligten Bundesbehörden bitte der Information nachge-
hen, daß zur Zeit nur in etwa 10 % der Fälle eine 
unverzügliche erste Anhörung durch die örtlichen 
Ausländerbehörden erfolgt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wir werden diese 
Zahl selbstverständlich überprüfen lassen. Ich kann 
sie aber zur Zeit nicht bestätigen, weil, wie gesagt, die 
Abfrage bei den Ländern erst in Bewegung gekom-
men ist. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 17 des 
Abgeordneten Dr. Hirsch auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, womit die Bundesländer 
gegebenenfalls die Nichterfüllung der gesetzlichen Anhö-
rungspflicht nach § 8 Abs. 2 Asylverfahrensgesetz begrün-
den? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die von den Ländern 
erbetene Äußerung bezieht sich auch auf die Frage, 
welche Gründe gegebenenfalls dafür maßgebend 
sind, wenn Anhörungen nicht oder nicht in dem not-
wendigen Ausmaß vorgenommen werden. Im Rah-
men einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe bestand die 
Übereinstimmung, daß einer ausreichenden Anhö-
rung Bedeutung zukommt. Die Länder haben seiner-
zeit zugesagt, entsprechend zu verfahren. 

Ich bitte auch hier um Verständnis dafür, daß mir 
eine abschließende Bewertung vor dem Vorliegen der 
Länderäußerung nicht möglich ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wenn es so 
sein sollte, daß die Länder oder die kommunalen Be-
hörden sich z. B. darauf berufen, daß nicht genügend 
Dolmetscher zur Verfügung stehen, wird die Bundes-
regierung alles Erforderliche tun, um solche Engpässe 
zu überwinden, weil die dadurch entstehenden Ko-
sten natürlich weit geringer sind als die überdimen-
sionale Ausdehnung der Asylverfahren? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, man hört von diesem Grund und auch von 
anderen Gründen. Man wird das überprüfen. Die 
Bundesregierung wird alles in ihrer Zuständigkeit 
Liegende tun, um Engpässe zu beseitigen bzw. auf die 
Beseitigung von Hindernissen hinzuwirken, die in der 
ausschließlichen Kompetenz der Länder liegen. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch, bitte schön. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wann glau-
ben Sie, daß Sie dem Innenausschuß im Detail dazu 
berichten können? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das hängt natürlich 
davon ab, wann die Länder die Anfrage des BMI be-
antworten. Ich hoffe, daß das noch in diesem Jahr der 
Fall sein wird. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 18 und 19 des 
Abgeordneten Dr. Nöbel, die Fragen 20 und 21 des 
Abgeordneten Lutz, die Fragen 22 und 23 der Abge-
ordneten Frau Hämmerle, die Frage 24 des Abgeord-
neten Lambinus, die Fragen 25 und 26 des Abgeord-
neten Graf und die Frage 27 des Abgeordneten War-
tenberg, die zum Technischen Hilfswerk gestellt wor-
den sind, sollen auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet werden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen jetzt zur Frage 28 der Abgeordneten 
Frau Adler: 

Welche schwerwiegenden Körperverletzungen von Men-
schen müssen nach Ansicht der Bundesregierung gegeben sein, 
um ein Verbot der Haltung, Züchtung und Abrichtung von 
Kampfhunden der Rasse Pit-Bull-Terrier, die als Statussymbol 
gehalten werden, auszusprechen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Adler, 
wenn Sie gestatten, würde ich wegen des Sachzusam- 
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Parl. Staatssekretär Spranger 

menhangs gerne beide Fragen zusammen beantwor-
ten. 

Vizepräsident Westphal: Die Abgeordnete ist ein-
verstanden. Ich rufe die Frage 29 der Abgeordneten 
Frau Adler auf: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei-
fen, um gesetzgeberisch tätig zu werden, indem eine staatliche 
Prüfung der Kampfhundehalter gefordert wird, die Tiere auf ihr 
„Verhalten in Menschengruppen" und „Gehorsam" beinhal-
tet? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat sich in den letzten Jahren anläßlich von par-
lamentarischen Anfragen und Petitionen mehrfach 
mit den von Hunden im allgemeinen und sogenann-
ten Kampfhunden im besonderen ausgehenden Ge-
fahren befaßt. Sie hat dabei auch die Frage geprüft, ob 
über das für die Haltung, Beaufsichtigung und Ab-
richtung vorhandene rechtliche Instrumentarium hin-
aus zusätzliche bundesgesetzliche Regelungen erfor-
derlich sind. 

Diese Prüfungen haben ergeben, daß die in diesem 
Bereich in Ortssatzungen, Landes- und Bundesgeset-
zen bestehenden Regelungen sowie das allgemeine 
Polizeirecht als bisher insgesamt ausreichend angese-
hen werden können, um einen vorbeugenden Schutz 
vor gefährlichen Hunden zu gewährleisten und ver-
antwortungslosen Auswüchsen durch bösartige Tiere 
und deren Halter wirksam zu begegnen. 

Auch die Länder, die unter dem Gesichtspunkt der 
allgemeinen Gefahrenabwehr für etwaige zusätzliche 
Regelungen zum Schutz der Allgemeinheit vor 
Kampfhunden primär zuständig sind, haben bisher 
mit ganz überwiegender Mehrheit weitergehende 
bundesrechtliche Regelungen für nicht erforderlich 
gehalten. Die Bundesregierung sieht daher gegen-
wärtig keine Veranlassung, in diesem Bereich gesetz-
geberisch tätig zu werden. 

Vizepräsident Westphal: Erste Zusatzfrage, Frau 
Adler. 

Frau Adler (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß es in der Zwischenzeit auch einen Todes-
fall in Sachen Züchtung von Pit-Bull-Terriern gibt und 
würden Sie auf Grund dieses Tatbestandes eine Über-
prüfung nicht doch für angemessen halten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es gibt seit gerau-
mer Zeit immer wieder Hinweise auf schwere Unfälle 
bis hin zu einem solchen Fall, wie Sie ihn geschildert 
haben. Das ändert nichts daran, daß nach umfassen-
der  Diskussion mit den Ländern Übereinstimmung 
besteht, daß das rechtliche Instrumenta rium ausrei-
chend ist, um den Bürger wirkungsvoll zu schützen. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage, Frau 
Adler. 

Frau Adler (SPD): Herr Staatssekretär, ich ent-
nehme dem Bundesgesetzblatt von 1974, daß dort das 
Halten von Hunden im Freien geregelt ist. Ich meine, 
auf Grund der Vorkommnisse müßte die Bundesregie-
rung doch bereit sein, zu prüfen, ob nicht gerade das 
Halten von Kampfhunden eindeutiger bundeseinheit-

lich geregelt werden muß. Ich bitte doch darum, daß 
das in den Zusammenkünften mit den Länderinnen-
ministern noch einmal überprüft wird. Wenn man auf 
der einen Seite festlegt, wie groß eine Hundehütte 
sein darf, aber auf der anderen Seite nicht regelt, daß 
z. B. für die Haltung von Kampfhunden eine entspre-
chende Ausbildung erforderlich ist, um die Tiere auch 
wirklich in der Gewalt zu haben, dann scheint mir das 
doch ein bißchen merkwürdig zu sein. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, Sie ha-
ben den früheren und auch den heutigen Antworten 
entnehmen können, daß die Bundesregierung Ihrem 
Anliegen gegenüber durchaus sensibel ist. Doch ge-
rade das, was Sie jetzt anregen, fällt im Grunde in die 
Zuständigkeit der Länder. Aus präventiv-polizei-
rechtlichen Gründen, aber auch aus baurechtlichen 
Gründen hätten die Länder durchaus Möglichkeiten, 
um dem Gesichtspunkt des Schutzes der Bürger vor 
solchen Tieren oder vor Hunden insgesamt ausrei-
chend Rechnung zu tragen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben weitere Zusatz-
fragen. — Aber Sie wollen sie nicht nutzen. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. 

Die Fragen 30 und 31 der Abgeordneten Frau Gan-
seforth und die Fragen 34 und 35 des Herrn Abgeord-
neten Reuter sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten 
Uldall auf: 

Wie viele neue Aktiengesellschaften sind in den letzten zehn 
Jahren an der Börse eingeführt worden a) insgesamt, b) im gere-
gelten Markt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ihre erste Frage, Kollege Uldall, 
darf ich wie folgt beantworten: In der Zeit von 1978 bis 
1987 sind insgesamt 101 inländische Aktiengesell-
schaften an der Börse eingeführt worden. 

Als neuer Marktbereich ist der geregelte Markt am 
1. Mai 1987 in Kraft getreten. Von den 19 im Jahre 
1987 neu eingeführten Aktiengesellschaften wurden 
zehn in den geregelten Markt eingeführt. 1988 wur-
den von den bisher acht eingeführten Aktiengesell-
schaften sieben in den geregelten Markt eingeführt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Uldall. 

Uldall (CDU/CSU) : Kann die Bundesregierung 
heute schon ein Urteil darüber abgeben, ob sich die 
Erwartungen, die mit dem geregelten Markt verbun-
den waren, in etwa erfüllen werden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Uldall, 
Sie sehen schon an Hand der Zahlen, daß das Angebot 
des Gesetzgebers schon im ersten Jahr erfreulicher-
weise sehr gut angenommen worden ist. Natürlich 
kann man nach rund anderthalb Jahren noch kein 
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endgültiges Urteil fällen, aber an Hand der Zahlen 
zeigt sich, daß der Zweck dieses neuen Gesetzes, 
nämlich die Wettbewerbsfähigkeit der kleinen und 
mittleren Unternehmen zu stärken, indem sie auf er-
leichterte Weise an die Börse gehen können und trotz-
dem — im Gegensatz zum bisherigen Freihandel — 
ein gewisser Anlegerschutz besteht, erfüllt ist und daß 
dieses Angebot angenommen wird. Das ist erfreu-
lich. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage? — Sie haben 
keine weitere Frage, Herr Uldall. 

Dann rufe ich die Frage 33 des Herrn Abgeordneten 
Uldall auf : 

Wie hat sich in den letzten zehn Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland die Zahl der Aktionäre entwickelt, und welches 
Kapital wird von ihnen gehalten? 

Bitte schön, Herr Häfele. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Über die Zahl der 
Aktionäre in der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
nur Schätzungen. Danach soll es 1979 3,1 Millionen 
bis 3,5 Millionen Aktionäre gegeben haben. Die Zahl 
der Aktionäre war nach 1979 rückläufig und erhöhte 
sich wiederum ab 1983. 

Zu einem starken Anstieg der Zahl der Aktionäre 
kam es nach dem 19. Oktober 1987. Nach Studien, die 
auf Meinungsumfragen beruhen, soll sich die Zahl der 
Aktionäre danach von knapp 4 Millionen auf über 
5 Millionen erhöht haben. Viele Anleger haben nach 
dem 19. Oktober 1987 die Möglichkeit genutzt, zu 
günstigen Bedingungen erstmals Aktien zu erwer-
ben. 

Nach Schätzung der Deutschen Bundesbank hiel-
ten die privaten Haushalte 1979 ein Vermögen in Ak-
tien in Höhe von 61,9 Milliarden DM. Für 1987 wird 
diese Zahl mit 118,4 Milliarden DM angegeben. Da-
bei betrug 1987 das gesamte Geldvermögen der Pri-
vathaushalte insgesamt 2 362,4 Milliarden DM. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Kann man neben der erfreuli-
chen Entwicklung der Zahl der Aktionäre seit dem 
19. Oktober vergangenen Jahres auch etwas über die 
Altersstruktur sagen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ja. Es ist in der Tat 
so, daß die Banken Marktuntersuchungen durchge-
führt haben. Danach sind es insbesondere junge Men-
schen im Alter von 25 bis 35 Jahren, die verstärkt 
damals Aktien gekauft haben. Ich finde — das möchte 
ich hier auch einmal sagen —, es ist ein ganz erfreu-
liches Zeichen der Reife, daß diese Leute sehr sach-
kundig die Chance der niedrigen Kurse genutzt ha-
ben, um Aktienvermögen zu bilden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das glauben Sie wohl 
selber nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Meinen Sie nicht, das war 
mit dem Geld der Väter? 

Herr Uldall, Sie sind mit einer Zusatzfrage dran. 

Uldall (CDU/CSU): Kann man irgend etwas darüber 
sagen, welchen Einfluß die Privatisierungen der öf-

fentlichen Hand auf die Zahl der Aktionäre gehabt 
haben? Ich denke an die VEBA-Privatisierung, wo von 
vornherein ein bestimmter Teil der Aktien für eine 
Streuung unter den Arbeitnehmern des Unterneh-
mens selbst vorgesehen war und wo die Privatisierung 
so angelegt war, daß möglichst Kleinanleger bevor-
zugt werden sollten. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Sicherlich haben 
die Privatisierungen, die der Bund in den letzten Jah-
ren durchgeführt hat, dazu beigetragen, daß die Zahl 
der Aktionäre insgesamt angestiegen ist. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfrage 
von Herrn Uldall. Dann kommt Herr Klejdzinski zu 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
gerade festgestellt haben, daß sehr viele Kleinanleger 
die niedrigen Kurse dazu benutzt haben, sich Vermö-
gen zu beschaffen bzw. plötzlich vermögend zu wer-
den, darf ich Sie fragen: Haben Sie Erkenntnisse auch 
darüber, wie viele auf Grund des Börsenkrachs im ver-
gangenen Oktober pleite gegangen sind, insbeson-
dere Kleinanleger, die nämlich anschließend von den 
Banken gezwungen wurden nachzuschießen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier keine 
Analysen, aber ich finde es schon erfreulich, daß ge-
rade 25- bis 35jährige die Lage nüchtern erkannt ha-
ben und neue Aktionäre geworden sind. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter An-
dres zu einer Zusatzfrage. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie mir 
zu, daß Globalzahlen über Aktionäre und Aktienbe-
sitz nichts darüber aussagen, wie die tatsächliche 
Streuung und Schichtung von Aktienbesitz ist, und 
verfügen Sie über Zahlen, wieviel Aktionäre über eine 
oder weniger Aktien verfügen und wieviel Aktionäre 
über viele Hunderttausende oder mehr verfügen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Die Zahlen, die ich 
genannt habe, beruhen auf Untersuchungen der Ban-
ken. Noch einmal sei es gesagt: Man kann durch 
Marktuntersuchungen schon feststellen, daß es be-
sonders junge Menschen im Alter von 25 bis 35 Jahren 
sind. Sehr erfreulich! 

(Andres [SPD]: Danach habe ich doch gar 
nicht gefragt, Herr Staatssekretär!) 

— Trotzdem erfreulich. 
(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt haben wir es zum 
drittenmal gehört, Herr Staatssekretär, und nun fan-
gen wir möglicherweise bald an, es zu glauben, aber 
das muß uns überlassen bleiben. 

Der Geschäftsbereich ist damit zu Ende. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär, für die Beantwortung der 
Fragen. 

(Andres [SPD]: Unglaublich, was sich der 
Staatssekretär leistet!) 
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Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Wirtschaft. Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Dr. von Wartenberg steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Grunen-
berg auf: 

Hält die Bundesregierung angesichts der Verhandlungsfort-
schritte in der Vorbereitungskommission für die Internationale 
Meeresbodenbehörde und den Internationalen Seegerichtshof 
sowie der Registrierung von Tiefseebergbaufeldern zugunsten 
von Indien, Frankreich, Japan und der Sowjetunion ein alterna-
tives Tiefseebergbauregime noch für politisch sinnvoll und 
durchsetzbar, und hat die Bundesregierung wirksame Initiati-
ven ergriffen, um das Tiefseebergbauregime des Seerechtsüber-
einkommens zu verbessern, wie sie anläßlich der Ablehnung der 
Unterzeichnung im Jahre 1984 angekündigt hatte? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Grunenberg, 
es trifft zu, daß die Vorbereitungskommission für die 
Internationale Meeresbodenbehörde und den Inter-
nationalen Seegerichtshof nach der Lösung der Kon-
flikte um die Überlappung des sowjetischen Tiefsee-
bergbaufelds und den Feldern westlicher Konsortien 
die Tiefseebergbaufelder der vier Pionierinvestoren 
Frankreich, Indien, Japan und Sowjetunion registriert 
hat. Alle übrigen wesentlichen Aufgaben der Vorbe-
reitungskommission sind noch ungelöst. Dazu gehö-
ren wegen der geänderten wirtschaftlichen Umstände 
— man rechnet entgegen früheren Erwartungen erst 
in 15 bis 20 Jahren mit der Wirtschaftlichkeit des Tief-
seebergbaus — die Verpflichtungen der Pionierinve-
storen und insbesondere der Erlaß des Sekundär-
rechts. Da das Sekundärrecht auch Kernprobleme des 
Tiefseebergbauteils des Seerechtsübereinkommens, 
wie z. B. Technologietransfer, Produktionspolitik, Ab-
gabenbelastung der Tiefseebergbauunternehmen, 
über die tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten 
bestehen, erfaßt, werden die Verhandlungen noch 
längere Zeit andauern. Sie stehen auch nicht unter 
Zeitdruck, da das Inkrafttreten des Seerechtsüberein-
kommens noch nicht abzusehen ist. Es liegen erst 35 
der 60 für das Inkrafttreten erforderlichen Ratifikatio-
nen vor. Außerdem hat sich der Ratifikationsprozeß 
erheblich verlangsamt; seit November vergangenen 
Jahres ist keine Ratifikation mehr erfolgt. 

Welche Ergebnisse die Verhandlungen bringen 
werden, ist zur Zeit noch völlig offen. Es ist aber fest-
stellbar, daß unter den Entwicklungsländern die Ein-
sicht wächst, daß Änderungen des Tiefseebergbau

-

teils des Seerechtsübereinkommens notwendig sind, 
wenn es allgemein annehmbar sein soll. Erst wenn 
diese Ergebnisse der Verhandlungen vorliegen, kann 
über ein eigenes weiteres Vorgehen entschieden wer-
den. Im Rahmen der Vorbereitungskommission arbei-
tet die deutsche Delegation aktiv mit dem Ziel mit, zu 
einer Verbesserung des Tiefseebergbauregimes des 
Seerechtsübereinkommens zu kommen. So hat sie zu-
sammen mit ihren Partnern eigene Vorschläge u. a. zu 
dem Bereich des Technologietransfers und der Abga-
benbelastung der Tiefseeunternehmen eingebracht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Grunenberg, Zusatz-
frage. 

Grunenberg (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
Ihre Antwort auf meine Frage nicht ganz verstanden, 
weil das doch ein bißchen an der Sache vorbeigegan-
gen ist. Aber davon abgesehen, vielleicht ist die näch-
ste Frage die richtige: Hält die Bundesregierung es für 
ausreichend, wenn in die deutsche Delegation der 
Vorbereitungskommission für die Internationale Mee-
resbodenbehörde bisher nur ein Vertreter des zustän-
digen Fachministeriums entsandt wurde, obwohl über 
diese Thematik, die den zukünftigen Tiefseebergbau 
betrifft, in drei Sonderkommissionen, im Plenum der 
Vorbereitungskommission und in etlichen informellen 
Gruppen häufig synchron verhandelt wird, und glaubt 
die Regierung, das Tiefseebergbauregime des See-
rechtsübereinkommens auf diese Weise wirksam ver-
bessern zu können? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, Sie wissen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
das Seerechtsübereinkommen nicht gezeichnet hat 
und deshalb nur einen Beobachter in die Vorberei-
tungskommission entsenden kann. Wir halten das 
— auch angesichts der Qualität des Beobachters — für 
völlig ausreichend, da wir uns darüber hinaus in Kon-
sultationen mit den Regierungen befinden. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): In Anbetracht dessen — das ist 
mir auch noch etwas unverständlich — : Ist das Erlaub-
nisfeld zur Aufsuchung mineralischer Rohstoffe vom 
Tiefseeboden, dessen Koordinaten im Bundesanzei-
ger Nr. 144 vom 5. August 1988 auf Seite 3481 veröf-
fentlicht wurden, das bis dahin geheimgehaltene Ab-
baufeld, das, Herr Staatssekretär, Insider das Rumpel-
stilzchen-Feld nennen, also „Niemand weiß ... ", und 
gedenkt die Bundesregierung, dieses Feld bei der 
Vorbereitungskommission oder — vielleicht später — 
bei der Internationalen Meeresbodenbehörde anmel-
den zu lassen? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, ich bin kein Insider. Ich kenne diese Rumpel-
stilzchen-Methode nicht und kann deshalb auch dazu 
keine Antwort geben. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben jetzt als näch-
stes eine Zusatzfrage des Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen, 
der Bundesregierung bewußt, hat sie bedacht, daß sie 
mit ihrer sogenannten Offenhaltepolitik dazu beige-
tragen hat, daß die Sowjetunion ein zusätzliches Ab-
baufeld anmelden kann — obwohl dies damals in der 
Resolution 2 der Seerechtskonferenz nicht vorgese-
hen war — , weil die Bundesregierung 1984 von dem 
Angebot der Vorbereitungskommission, im Falle ei-
ner Unterzeichnung des Seerechtsübereinkommens 
ein nationales Abbaufeld zu erhalten, keinen Ge-
brauch gemacht hat? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, gerade weil sich die Bundesregierung sehr offen 
hält, sind, glaube ich, die Einwirkungsmöglichkeiten 
bei den Verhandlungen groß. Das hat dementspre-
chende Resonanz auch bei den Partnern gefunden. 
Das zeigt das Interesse der anderen Länder, auch auf 
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Vorstellungen der Bundesregierung einzugehen, ob-
wohl wir nicht unterzeichnet haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie haben meine 
Frage nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Westphal: Die nächste Zusatzfrage 
hat der Abgeordnete Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, wird sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, daß die Tiefsee-
bergbaufelder der vier westlichen Konsortien, die 
auch als potentielle Pionierinvestoren bei der Vorbe-
reitungskommission für die Internationale Meeresbo-
denbehörde bezeichnet werden, deren Koordinaten 
im Bundesgesetzblatt II vom 13. September 1988 ver-
öffentlicht wurden, bei eben dieser Vorbereitungs-
kommission registriert werden? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Andres, um diese Tiefseebergbaufelder, für die 
die Bundesregierung auf Grund des Tiefseebergbau-
gesetzes auch Lizenzen erteilt hat, international abzu-
sichern, haben wir eine vorläufige Absprache über 
Fragen des Tiefseebodens mit den entsprechenden 
Partnerländern getroffen. Diese Absprache sichert die 
gegenseitige Anerkennung der Tiefseebergbaufel-
der. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 37 und 38 des 
Abgeordneten Dr. Hitschler sowie die Fragen 39 und 
40 der Abgeordneten Frau Eid werden auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 41 und 42 der Abgeordneten Frau Olms 
sowie die Frage 43 des Abgeordneten Gansel sind 
zurückgezogen worden. 

Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 
Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers der Verteidigung. Hier steht uns der Par-
lamentarische Staatssekretär Würzbach zur Beant-
wortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 44 des Abgeordneten Kastning 
auf: 

Wie viele ehemalige (pensionierte) Berufssoldaten leisten ihre 
Wehrübung in den Stäben statt in der Truppe, und inwieweit 
sind Wehrübungen mit dem Zweck des Wehrübungserlasses 
Nr. 103 a und b (Aus- und Weiterbildung für Mob-Verwendung, 
Inübunghaltung) vereinbar, wenn diese Personen unmittelbar 
nach Versetzung in den Ruhestand im Rahmen von Wehrübun-
gen von einem Jahr und länger auf ihren alten Stabsdienst

-

posten eingesetzt werden, also für Tätigkeiten herangezogen 
werden, die sie zum Teil jahrelang ausgeübt haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Kastning, eine 
Aufschlüsselung nach Stäben und Truppe, wonach 
Sie fragen, können wir nicht machen. Ich glaube, wir 
stimmen überein, daß der Stab eines Bataillons oder 
einer B rigade sehr wohl zur Truppe zählt. 

Ich sage Ihnen aber insgesamt die Zahl derer, die als 
ehemalige Berufssoldaten 1988 bis jetzt eine Wehr-
übung abgeleistet haben. Das sind 421 Offiziere und 
620 Unteroffiziere. Der Wehrübungserlaß läßt dies in 
der Nr. 306 — Sie haben eine andere zitiert — aus-
drücklich zu. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Kast-
ning. 

Kastning (SPD): Herr Staatssekretär, davon ausge-
hend, daß ich es sehr wohl für möglich halte, zumin-
dest Grobbereiche zwischen Stab und Truppe zu dif-
ferenzieren, wenn man unterstellt, daß mit „Truppe" 
ein etwas anderer Dienst als der in den Stäben ge-
meint ist, möchte ich fragen: Was halten Sie denn von 
einem Fall, wo jemand, der beim Verteidigungskreis

-

kommando pensioniert worden ist, unmittelbar nach 
der Pensionierung als Reservist einberufen wurde, um 
seinen bisherigen Dienst als Sicherheitsberater fortzu-
setzen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auch 
dies läßt der angezogene — von mir ist noch einmal 
die entsprechende Ziffer genannt worden — Erlaß in 
begründeten Einzel- und Sonderfällen sehr wohl zu. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
bitten, mir nicht in einer Fragestunde, aber vielleicht 
in absehbarer Zeit einmal schriftlich mitzuteilen, wes-
halb der von mir zitierte Erlaß nicht im Widerspruch zu 
der Stelle steht, die Sie zitiert haben, und mir auch 
eine grobe Rechnung mitzuteilen, was reine Stabsein-
satztätigkeit ist und was nicht. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wenn wir die ent-
sprechenden Daten austauschen, damit wir wissen, 
worüber wir reden, sollten wir das so tun. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich die zweite 
Frage des Abgeordneten Kastning, nämlich Frage 45, 
auf: 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, wenn dieser Per-
sonenkreis neben dem Ruhegehalt Wehrsold nach dem Wehr-
soldgesetz, freie Verpflegung und Leistungen nach § 13 Unter-
haltssicherungsgesetz erhält; wie verträgt sich diese Praxis mit 
dem Alimentationsprinzip? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die-
ses Gesetz über die Unterhaltssicherung der Beruf s-
soldaten im Ruhestand stammt aus dem Jahre 1961. 
Damals hat man bewußt eine Regelung gefunden, die 
eine gewisse Attraktivität für Fachkräfte beinhaltete, 
die die Bundeswehr damals in der Aufbauphase be

-

sonders brauchte, und zwar auch in Konkurrenz zur 
Wirtschaft und zur Industrie. Sie wissen, daß heute 
eine ähnliche Situation bei uns wieder gegeben ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kastning. 

Kastning (SPD): Darf ich daraus schließen, daß die 
Bundesregierung überhaupt nicht daran denkt, die-
sen Sachverhalt zu überprüfen und möglicherweise 
anders zu regeln? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich stimme Ihnen 
zu, daß rein vom Unterhaltssicherungsgesetz her hier 
manche Fragezeichen berechtigt sind, wie es ja auch 
der Intention Ihrer Frage entspricht. Aber ich habe 
darauf hingewiesen, daß wir heute inzwischen wieder 
in einer ähnlichen Situation sind, wie es sie in der 
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Anfangsphase der Bundeswehr Anfang der sechziger 
Jahre gab. Wir beabsichtigen im Augenblick nicht, 
hier konkrete Änderungen einzuleiten. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Kastning, bitte schön. 

Kastning (SPD): Darf ich davon ausgehen, daß Ih-
rem Hause oder zumindest den Spitzen der einzelnen 
Waffengattungen bekannt ist, daß die in den beiden 
Fragen ausgedrückte Situation — das gilt insbeson-
dere für die zweite Frage — auch zu Unruhe unter den 
Bundeswehrsoldaten führt, die nicht gerade dazu bei-
trägt, das Klima zu verbessern? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
das kann ich nicht sehen. Wenn ein pensionierter Offi-
zier als anerkannter Fachmann auch im Ruhestand, 
aber noch unterhalb der Altersgrenze für die der 
Wehrpflicht — diese liegt bei bis 65 Jahren —, wieder 
zurück zu seiner Dienststelle kommt und eine Funk-
tion wahrnimmt, kann ich nicht sehen, daß hiermit 
Unruhe verbunden ist. 

(Kastning [SPD]: Ich hatte speziell die 
Frage 2 gemeint! Aber danke; ich darf nicht 

mehr fragen!) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 46 und 47 des 
Abgeordneten Steiner sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Frage 48 des Abgeordneten Müller (Pleisweiler) 
ist auf Grund der Richtlinie Nr. 2 Abs. 2 schriftlich zu 
beantworten. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Wir kommen zur Frage 49 des Abgeordneten 
Dr. Mechtersheimer: 

Weshalb beansprucht das Bundesministerium der Verteidi-
gung das Recht, Verstöße von militärischen Luftfahrzeugführern 
gegen die gesetzlichen Luftverkehrsbestimmungen zu ahnden, 
obwohl dies in den Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Verkehr fällt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mech-
tersheimer, in dem Zeitraum vom Januar 1985 bis 
15. September 1988 — soweit war eine Auswertung 
nur möglich — wurden von der Bundesanstalt für 
Flugsicherung insgesamt 290 Verfahren gegen mili-
tärische Luftfahrzeugführer, übrigens einschließlich 
der alliierten, wegen des Verdachts auf Ordnungs-
widrigkeiten im Luftverkehr im Luftraum der Bun-
desrepublik eingeleitet. Das sind Flüge in allen Hö-
hen, nicht nur in einer bestimmten. 

Eine Aussage, wie viele dieser Verfahren inzwi-
schen abgeschlossen sind und bei wie vielen ein tat-
sächliches Verschulden festgestellt werden konnte, 
habe ich nicht vorliegen. Dies konnten wir in der Zeit, 
die zwischen dem Einreichen Ihrer Frage und der jet-
zigen Beantwortung lag, nicht ermitteln. 

Ich darf noch hinzufügen, daß sechs Lizenzen zum 
Führen eines Luftfahrzeuges in dieser Zeit auf ewig 
entzogen wurden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE) : Treffen Berichte zu, 
wonach die Ahndung der Verstöße gegen die Luftver-
kehrsverordnung — das ist nicht der disziplinäre 
Teil — vom Verteidigungsministerium selber durch-
geführt werden, obwohl das nun nicht in dessen Zu-
ständigkeitsbereich fällt? Ich muß Teile meiner 
schriftlich eingereichten Frage wiederholen, weil es 
eben nicht beantwortet wurde. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich merke das. Das 
war auch nicht gefragt. 

Solche Berichte treffen zu. Darüber hinaus teile ich 
Ihnen gerne mit, daß wir zwischen den in Frage kom-
menden Ressorts im Augenblick eine neue Überprü-
fung bezüglich der Zuständigkeit eingeleitet haben. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Sehen Sie nicht die 
Schwierigkeit, daß gerade angesichts des sensiblen 
Bereichs Tiefflug der Eindruck entsteht, daß die Bun-
deswehr eine Art Selbstkontrolle durchführt, was na-
türlich nicht geeignet ist, das Vertrauen in die Über-
prüfbarkeit — auch durch Skyguard — besonders zu 
stärken? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bedenken sehe ich nicht. Die Zahl, die ich eben 
nannte — das Härteste, was man überhaupt tun kann: 
Entziehen der Luftfahrzeugführungserlaubnis auf 
Dauer für eine so große Zahl in einer relativ kurzen 
Zeit — zeigt eigentlich, daß wir bei Vorliegen von 
Verstößen nicht mit lockerer Hand rangehen. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE) : Darf ich davon aus-
gehen, daß die ausstehenden Fragen noch beantwor-
tet werden? 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick. Sie ha-
ben zwei Zusatzfragen gehabt. Sie haben aber noch 
eine weitere Frage eingereicht. Vielleicht nutzen Sie 
die Gelegenheit. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordneten Dr. Mech-
tersheimer auf: 

Wie oft wurden seit 1985 Bußgeld- und Disziplinarverfahren 
wegen Verstößen gegen die gesetzlichen und militärischen Luft-
verkehrsbestimmungen gegen deutsche und alliierte Luftfahr-
zeugführer eingeleitet und rechtskräftig abgeschlossen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, bei 
mir muß eine falsche Bezifferung vorliegen. Sie hatten 
die Frage 49 aufgerufen? 

Vizepräsident Westphal: Richtig. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die habe ich dann 
auch artig beantwortet. 

Vizepräsident Westphal: Richtig. Und dazu gab es 
zwei Zusatzfragen. Oder irre ich mich? 
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Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Nein, aber es wurde 
die Antwort auf die zweite von mir eingereichte Frage 
gegeben. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Hier müssen die 
Nummern irgendwie vertauscht sein. 

Vizepräsident Westphal: Das kann dann nur bei Ih-
nen der Fall gewesen sein. Ich habe die Frage 49 auf-
gerufen. Aber gut. 

Dann hören wir jetzt noch die Antwort auf die an-
dere Frage. Danach bekommt Herr Mechtersheimer 
Gelegenheit, seine Zusatzfragen zu stellen. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mech-
tersheimer, ich habe eben wegen des Mißverständnis-
ses einen Teil der Antwort vorweggenommen. 

Das Verteidigungsministerium meint, daß für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
derjenige zuständig ist, der den jeweiligen, mit Ord-
nungswidrigkeiten belegten Bereich des Luftver-
kehrsgesetzes nach dessen Bestimmungen auszufüh-
ren hat. Ich weise noch einmal auf die im Augenblick 
laufenden Abgrenzungsgespräche mit dem Justizmi-
nisterium, dem Verkehrsministerium und unserem 
Ministe rium hin. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Sie teilen aber die 
Einschätzung, daß diese Überprüfung durch das 
BMVg selbst nicht weiter vorgenommen werden 
sollte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich teile die Auffas-
sung, daß wir wie bislang in solchen Fällen zunächst 
selbständig tätig werden. Ich habe an Hand der Zah-
len auch gezeigt, daß das unbestechlich, akkurat ge-
handhabt wird. Aber wir haben uns der Diskussion, 
der Überprüfung mit den genannten Ressorts zu stel-
len. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE) : Ich darf davon aus-
gehen, daß die Antworten auf die nicht vollständig 
beantworteten Fragen noch schriftlich nachgereicht 
werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
will gerne noch hinzufügen, daß bei dieser Überprü-
fung auch die Länder beteiligt sind. Von manchen 
Bundesländern ist ausdrücklich der Wunsch geäußert 
worden, daß das nicht das Verkehrsministerium ma-
chen möge — sozusagen im Rückgriff auf die Länder, 
weil da ein direkter Bezug zu den Landesbehörden 
hergestellt wird — , sondern daß die Zuständigkeit für 
diese Überprüfung bei uns bleiben solle; gerade auch 
wegen der Problematik des Tieffluges, für den sonst 
die Länder indirekt vereinnahmt oder mitverantwort-
lich würden. Das wollen sie nicht. Vielmehr sagen die 
Länder, das solle der Verteidigungsminister ma-
chen. 

Vizepräsident Westphal: Damit haben wir diesen 
Geschäftsbereich abgeschlossen. Ich danke dem Par-
lamentarischen Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit auf. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Pfeifer ist an-
wesend. 

Die Fragen 51 und 52 der Abgeordneten Frau 
Dr. Hamm-Brücher sollen schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Der soeben eingetroffene Abgeordnete Reimann 
hat die Frage 53 eingereicht: 

Warum läßt es die Bundesregierung zu, daß auf offiziellen 
Prospekten der Deutschen Bundesbahn für Kombinations-
schmerzmittel geworben wird, obwohl die Spätfolgen des 
Schmerzmittelmißbrauchs, insbesondere chronische Schädi-
gungen und Nierentumore, seit Jahrzehnten bekannt sind? 

Bitte schön, Herr Pfeifer. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Kollege Reimann, die Werbung für Arzneimittel ist 
geregelt im Gesetz für die Werbung auf dem Gebiet 
des Heilwesens. Danach ist eine Werbung außerhalb 
der Fachkreise für nicht verschreibungspflichtige Arz-
neimittel mit Ausnahme von Arzneimitteln, die dazu 
bestimmt sind, bei Menschen Schlaflosigkeit oder 
psychische Störungen zu beseitigen oder die Stim-
mungslage zu beeinflussen, nicht verboten. 

Diese Werbung ist aber ganz bestimmten gesetzli-
chen Bedingungen unterworfen. Für Schmerzmittel 
gilt, daß diese nur in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, wenn auf den Behältnissen, auf den äußeren 
Umhüllungen und der Packungsbeilage angegeben 
ist, daß sie nicht ohne ärztlichen oder zahnärztlichen 
Rat längere Zeit oder in höheren Dosen angewendet 
werden sollen. Dieser Hinweis ist auch in der Wer-
bung anzugeben. 

Er ist, soweit mir bekannt, in der von Ihnen genann-
ten Werbung enthalten. Der Hinweis soll einem 
Schmerzmittelmißbrauch und damit verbundenen 
möglichen Spätfolgen entgegenwirken. 

Für die Durchführung der Bestimmungen des Heil-
mittelwerbegesetzes sind im übrigen die Länder zu-
ständig. Ihrer Überwachung unterliegen auch Werbe-
aussagen in von Ihnen genannten Prospekten. Sie 
werden von der Deutschen Eisenbahn-Reclame 
GmbH herausgegeben. Sie ist für die Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen allein verantwortlich. 

Vizepräsident Westphal: Herr Reimann, Zusatz-
frage. 

Reimann (SPD): Ich möchte gern folgendes wissen. 
Wenn wissenschaftlich nachgewiesen ist, daß diese 
Schmerzmittel diese Auswirkungen nach sich ziehen 
— kann man dann noch so argumentieren, wie die 
Bundesregierung das tut, oder muß sich die Bundes-
regierung nicht besseren Erkenntnissen beugen und 
entsprechende Verordnungen oder Bestimmungen 
erlassen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Reimann, 
das ist keine Frage, die im Zusammenhang mit den 
Maßnahmen steht, die Sie hier vorgeschlagen haben. 
Es gibt gerade, was solche Schmerzmittel angeht, im 
Augenblick eine andere Diskussion, nämlich die Dis- 
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Parl. Staatssekretär Pfeifer 

kussion, ob man sie nicht der Rezeptpflicht unterstel-
len soll. Das ist eine Frage, die gegenwärtig im Bun-
desgesundheitsamt geprüft wird. Wenn dies der Fall 
wäre, hätte dies zur Folge, daß außerhalb der Fach-
kreise nicht mehr geworben werden dürfte. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Reimann. 

Reimann (SPD): Das ist ja ein Hoffnungsschimmer, 
wenn man nicht so direkt in die Marktregularien und 
die freie Wirtschaft eingreifen will. Hier aber handelt 
es sich um das Unternehmen Bundesbahn, bei dem 
man ohne diesen langen Prozeß eingreifen könnte. 
Wie steht die Bundesregierung dazu? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, ob das 
einen langen Prozeß zur Folge hat. Das zuständige 
Fachgremium des Bundesgesundheitsamts, der zu-
ständige Fachausschuß, beschäftigt sich im Augen-
blick mit dieser Frage. Ich gehe davon aus, daß wir zu 
Beginn des nächsten Jahres ein Votum dazu haben 
werden. Im übrigen gilt auch hier: Wenn die Werbung 
erlaubt ist, können wir sie nicht verbieten. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 54 des 
Abgeordneten Reimann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, daß rezeptfrei 
erhältliche Schmerzmittelmengen auf maximal 20 Tabletten re-
duziert werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Frage, ob Arznei-
mittel nur in einer reduzierten Packungsgröße ange-
boten werden dürfen, entscheidet das Bundesgesund-
heitsamt in eigener Verantwortung. 

Das Bundesgesundheitsamt kann die Zulassung 
von Arzneimitteln mit der Auflage verbinden, sie nur 
in Packungsgrößen in Verkehr zu bringen, die den 
Anwendungsgebieten und der vorgesehenen Dauer 
der Anwendung angemessen sind. Von dieser Aufla-
genbefugnis macht das Bundesgesundheitsamt nach 
Prüfung des Einzelfalles im Rahmen des Zulassungs-
verfahrens Gebrauch, wobei die Möglichkeit eines 
Mißbrauchs bei einem Angebot von Großpackungen, 
die zu einem nicht bestimmungsgemäßen Vielver-
brauch verleiten könnten, besonders beachtet wird. 
Bei der Aufbereitung des Arzneimittelmarktes wird 
auch die therapiegerechte Packungsgröße für 
Schmerzmittel festgelegt werden. Eine generelle 
Festsetzung auf 20 Tabletten könnte dabei durchaus 
die Folge sein, wobei Großpackungen dann nur noch 
für den Bedarf in Krankenanstalten ausgeliefert wer-
den dürfen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Rei-
mann. 

Reimann (SPD): „Könnten durchaus die Folge sein" 
— das hört sich gut an. Dann frage ich aber trotzdem 
nicht nur im Hinblick darauf, daß sich die Kosten ex-
plosionsartig entwickeln, sondern auch angesichts der 
Tatsache, daß viele dieser Arzneimittel in Schränken 
oder wo auch immer lagern oder weggeschmissen 
werden: Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, 
sofort auf das Bundesgesundheitsamt einzuwirken, 

daß entsprechende Dosierungen schon jetzt, schneller 
vorgenommen werden? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Reimann, 
in meiner Antwort auf eine Zusatzfrage im Zusam-
menhang mit der ersten Antwort habe ich deutlich 
gemacht, daß das Bundesgesundheitsamt im Augen-
blick an der Klärung von Fragen, was die Schmerzmit-
tel angeht, arbeitet. Im übrigen ist die Aufbereitung 
gerade in dem Bereich der Schmerzmittel mit Nach-
druck im Gange. 

Reimann (SPD): Dann, Herr Präsident, darf ich 
meine letzte Zusatzfrage stellen: Wie schätzen Sie den 
Zeitbedarf dazu ein? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Das kann ich im Au-
genblick mit einer gewissen Verbindlichkeit nicht sa-
gen. Ich konnte das sagen in bezug auf Ihre Zusatz-
frage zu der ersten Frage. Da rechne ich damit, daß 
wir zu Beginn des nächsten Jahres die ersten Voten 
vorliegen haben. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 55 und 56 des 
Abgeordneten Haack (Extertal) können nicht beant-
wortet werden, da der Fragesteller nicht im Saal ist. 
Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
dieser Fragestunde. Es sind zwar noch sechs Fragen 
des Auswärtigen Amtes zu behandeln, aber erst mor-
gen. Ich unterbreche deshalb die Sitzung. Wir begin-
nen erneut um 15.05 Uhr, dann mit der Aktuellen 
Stunde. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 
(Unterbrechung der Sitzung von 14.39 bis 

15.05 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Wir setzen die unterbro-
chene Sitzung fort. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung auf: 
Aktuelle Stunde 
Probleme bei der geplanten Außenstelle des 
Bundesamtes der Finanzen im Zusammenhang 
mit der kleinen Kapitalertragsteuer 

Die Fraktion der SPD hat gemäß unserer Geschäfts-
ordnung eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema ver-
langt. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die 
Abgeordnete Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der „Süddeutschen Zeitung" 
beginnt in diesen Tagen ein ironischer Kommentar 
folgendermaßen: 

Endlich ein neues Amt! Eine neue Behörde, die 
stand gewiß schon lange auf dem Wunschzettel 
des Bürgers. Er bekommt sie jetzt, das Quellen-
steueramt. 

Ein solches Quellensteueramt ist gewiß das aller-
letzte, was die Bürgerinnen und Bürger brauchen 
können. Das weiß auch Herr Stoltenberg, und deswe-
gen scheut er das Wort „Quellensteueramt" wie der 
Teufel das Weihwasser. Deswegen haben Sie für die 
heutige Debatte ja auch die Überschrift geändert. 
Aber die Regierung kann sich drehen und wenden, 
wie sie will, und kann neue Überschriften suchen; das 
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Frau Matthäus-Maier 

Stoltenbergsche Quellensteueramt wird ebenso nega-
tiv in die Steuergeschichte eingehen wie der Flugben-
zinskandal. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Bundesregierung ist mit dem Versprechen 
angetreten: mehr Steuervereinfachung und weniger 
Bürokratie. Das Gegenteil macht sie. 500 neue Stellen 
will die Bundesregierung jetzt allein dafür schaffen, 
daß den Steuerzahlern die unberechtigt abgezogene 
Quellensteuer zurückerstattet wird. Kostenpunkt: 
175 Millionen DM — und auf Länderebene noch zu-
sätzliche Bürokratie, über 2 000 neue Stellen für die 
famose Steuerreform. Diese gigantische Personalver-
mehrung ist ein Wortbruch auf der ganzen Linie. Herr 
Stoltenberg, sparsamer Umgang mit dem Geld des 
Bürgers ist oberste Pflicht des Finanzministers. Sie 
verstoßen leider dagegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Für Millionen für Bürgern mit geringem Einkommen 
wird es im kommenden Jahr ein böses Erwachen ge-
ben. Wenn sie von der Quellensteuer befreit werden 
wollen, müssen sie zum Finanzamt gehen und eine 
Art Einkommensteuererklärung abgeben, um dann 
eine Nichtveranlagungsbescheinigung zu bekom-
men. Die Deutsche Steuergewerkschaft rechnet mit 
etwa 16 Millionen solcher Fälle. Schon diese Prozedur 
werden viele Bürger scheuen und dann leider auf der 
Quellensteuer hängenbleiben, die sie eigentlich gar 
nicht zahlen müßten. 

Wenn sich der Bürger nun aber mit dieser Beschei-
nigung vom Finanzamt zur Bank begibt, wird vielen 
Millionen dort achselzuckend gesagt werden: Tut uns 
leid, die Quellensteuer ist vom Staat schon eingezo-
gen worden; wenn Sie Ihr Geld wiederhaben wollen, 
müssen Sie sich an das Quellensteueramt in Trier 
wenden. 

(Lachen bei der SPD) 

Das alles hat die Bundesregierung den Bürgern nicht 
gesagt. Sie können sicher sein: Wenn die Bürger mer-
ken, wie sehr sie von dieser Bundesregierung herein-
gelegt worden sind, wird ein Aufschrei durchs Land 
gehen. 

Die Bundesregierung selbst rechnet mit 10 Millio-
nen solcher Erstattungsfälle durch das Quellensteu-
eramt. Nach aller Lebenserfahrung werden Millionen 
von Rentnern und Arbeitnehmern, die dieses schwie-
rige Verfahren scheuen, vor der Quellensteuerbüro-
kratie dieser Bundesregierung kapitulieren. 

(Zuruf von der SPD: Das ist von den Brüdern 
so geplant!) 

Bei kleinen Sparern kassiert die Bundesregierung 
ab, bei hohen Kapitalvermögen aber läßt sie es wei-
terhin zu, daß Steuerhinterziehung ein lukratives Ge-
schäft ist. 

(Uldall [CDU/CSU]: Was wollen Sie denn da-
gegen machen?) 

Statt sicherzustellen, daß Spitzenverdiener, wie das 
geltende Recht es verlangt, tatsächlich 56 % Steuern 
auf ihre Kapitalerträge zahlen, läßt sie die Besitzer 
hoher Kapitalvermögen genauso mit 10 % Quellen-
steuer davonkommen wie die kleinen Sparer und hat 

durch die Änderung der Abgabenordnung das Risiko, 
erwischt zu werden, für diese Bevölkerungsgruppe 
auch noch verringert. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wir lehnen diese ungerechte Quellensteuer ab. Wir 
haben vorgeschlagen, die Sparerfreibeträge deutlich 
zu erhöhen, damit die Sparzinsen der Millionen Nor-
malsparer völlig steuerfrei sind. Sie haben das leider 
abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben auch vorgeschlagen, ein Mitteilungsver-
fahren, wie es sich in den USA bewährt hat, einzufüh-
ren, damit die Erträge hoher Kapitalvermögen endlich 
nach Recht und Gesetz versteuert werden. Das ist ein-
fach und mit viel weniger Bürokratie verbunden. Lei-
der haben Sie auch das abgelehnt. 

Wir stellen fest, Herr Stoltenberg: Ihre Quellen-
steuer ist nicht nur ungerecht und bürgerunfreund-
lich, sie ist auch ein steuerpolitischer Skandal. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn sich 1990 eine SPD-geführte Bundesregie-
rung daranmacht, die von Ihnen hinterlassenen steu-
erpolitischen Trümmer aufzuräumen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

werden wir gleich zwei Dinge anpacken: Die Sache 
mit dem Flugbenzin wird dann sofort in Ordnung ge-
bracht, und die Quellensteuer dieser Bundesregie-
rung sowie das Stoltenbergsche Quellensteueramt 
werden dann wieder abgeschafft. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Glos. 

Glos (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Erst habe ich geglaubt, die 
Debatte heute sei überflüssig, 

(Zuruf von der SPD: Nehmen Sie das mal ein 
bißchen ernst hier jetzt!) 

aber jetzt weiß ich, daß es gut war, daß wir heute 
zusammengekommen sind, weil Sie, Frau Kollegin 
Matthäus-Maier, im letzten Teil Ihrer Rede dem deut-
schen Bürger sehr deutlich gemacht haben, was er zu 
erwarten hat, wenn Sie an die Regierung kommen 
sollten 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Einen höheren 
Sparerfreibetrag!) 

und wie Ihr Programm der Einziehung der bisher 
schon auf Kapitalerträge fälligen Steuern aussieht. 
Wenn man das, was Sie gesagt haben, verwirklichen 
will, dann muß man den gläsernen Sparer schaffen, 

(Huonker [SPD]: Ist das ein Quatsch!) 

dann muß man jedem Sparer eine Computernummer 
zuweisen, dann muß man die Computer der Banken 
und der Finanzämter untereinander vernetzen. Nur 
dann wäre es möglich, mit dem von Ihnen angespro- 
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Glos 
chenen Kontrollmitteilungsverfahren wirklich die 
letzte Mark Zinserträge gerecht zu erfassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Huonker [SPD]: 
Zu Ihren Gunsten unterstellen wir, daß Sie 
wirklich glauben, was Sie sagen! — Frau 
Matthäus-Maier [SPD]: Höherer Sparerfrei-

betrag!) 

— Gut, höhere Sparerfreibeträge. Aber erst müssen 
Sie das Geld mal erfassen, und dann können Sie es mit 
den Freibeträgen wieder freistellen. 

(Huonker [SPD]: Sie haben von Steuerrecht 
keine Ahnung!) 

Ich kann mir auch vorstellen: Wenn es endlich so weit 
ist, daß die Bürger bei uns im Land ihre Kapitalerträge 
so versteuern, wie man ganz selbstverständlich Er-
träge aus gewerblicher Tätigkeit, aus Vermietung und 
Verpachtung, wie man Arbeitslohn versteuert — wir 
haben unsere kleine Kapitalertragsteuer als Mahnung 
zur Steuerehrlichkeit gedacht — , dann kann man 
durchaus darüber reden, ob man den Sparerfreibetrag 
dann nicht erhöhen kann. 

(Lachen bei der SPD — Frau Matthäus-Maier 
[SPD]: Warum haben Sie es denn nicht ge-

tan?) 

Ich möchte hier jetzt noch einmal ganz klarstellen, 
was diese von Ihnen als „neue Behörde" bezeichnete 
vorgesehene Einrichtung sein soll. Es handelt sich hier 
um kein neues Amt, das Geld vom Bürger eintreibt, 
sondern es geht um eine Außenstelle des Bundesam-
tes für Finanzen, das dazu da ist, um dem Bürger Steu-
ern zurückzuerstatten, die ihm möglicherweise zuviel 
abgenommen worden sind, weil er unterhalb von Ver-
anlagungsgrenzen bleibt. Wir prüfen derzeit in der 
Fraktion in Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanz-
minister sehr intensiv, ob man nicht noch vereinfa-
chende Regelungen bringen kann und ob wir vor al-
len Dingen nicht die Banken dazu verpflichten kön-
nen, daß sie die kleine Kapitalertragsteuer genauso 
handhaben wie die große Kapitalertragsteuer, wo das 
Erstattungsverfahren jetzt schon in guter Art und 
Weise läuft. Ich fordere die Banken auf, hier mit der 
Bundesregierung zu kooperieren, statt Leute zu bera-
ten, ihr Kapital in Luxemburg anzulegen. 

(Frau Traupe [SPD]: Das gilt auch jetzt schon, 
Herr Kollege Glos!) 

Es ist ein Irrtum zu glauben, daß man die Zinsen der 
Gelder, die man in Luxemburg oder woanders ange-
legt hat, nicht versteuern muß. Auch Kapitalerträge, 
die im Ausland erzielt werden, sind selbstverständlich 
genauso steuerpflichtig. 

(Huonker [SPD]: Alle!) 

Wer glaubt, er kann so Steuern sparen, der ist auf dem 
Holzweg. Er kann höchstens Steuern hinterziehen, 
und er macht sich dann strafbar. 

(Zuruf von der SPD: Und Sie schützen sie 
dabei!) 

Ich bin eigentlich immer noch optimistisch, daß sich 
die deutschen Banken dieser Verpflichtung stellen. 
Wir, die Kollegen aus dem Finanzausschuß aus unse-
rer Arbeitsgruppe, auch die von der FDP, haben im 
Vorfeld sehr intensiv mit den Banken diskutiert. Sie 

wußten allerdings auch keinen besseren Rat, wie der 
Fiskus zu dem ihm zustehenden Anteil an den Kapi-
talerträgen kommen kann. 

Nachdem wir und auch Sie vorher keine besseren 
Lösungen als diese gefunden haben, müssen wir diese 
Lösung so praktikabel wie möglich gestalten. Daran 
werden wir in den nächsten Wochen arbeiten, und ich 
bin davon überzeugt, daß es zu keiner neuen Mam-
mutbehörde kommen muß. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Der Herr Abgeordnete 
Hüser hat das Wort. 

Hüser (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Anscheinend ist das geplante Quellensteu-
eramt dazu erdacht worden, um in Zukunft für arbeits-
lose Zollbeamte eine Stelle zu schaffen, wenn ihre 
Plätze im Rahmen des EG-Binnenmarktes nicht mehr 
benötigt werden. Als Rheinland-Pfälzer könnte ich 
dem eigentlich etwas Gutes abgewinnen, da Trier 
durchaus eine Stadt ist, die mit Arbeitsmarktproble-
men zu kämpfen hat. Nur möchte ich mich nicht dahin 
verleiten lassen, zu sagen, daß die Bundesregierung 
mit dieser Schaffung des neuen Quellensteueramtes 
ein offensives Beschäftigungsprogramm betreiben 
will. 

Im Hearing des Finanzausschusses ist von der Deut-
schen Steuergewerkschaft ein Mehrbedarf von min-
destens 2 000 Finanzbeamten vorhergesagt worden. 
Die Deutsche Steuergewerkschaft hat dies diese Wo-
che vor der Presse wiederholt. Die Bundesregierung 
hat ja immer behauptet, daß diese Steuerreform zur 
Vereinfachung beiträgt. Nun frage ich mich hier: Was 
ist das für eine Vereinfachung der Steuerreform, die 
mindestens 2 000 zusätzliche Beamte benötigt? Wenn 
dieser zusätzliche Stellenbedarf wenigstens noch 
durch Planstellen abgedeckt wäre, dann hätte dieses 
wenigstens noch einen guten Aspekt. 

Auch frage ich mich, was es für eine Vereinfachung 
ist, die ein eigenes Amt — auch wenn Sie es als Au-
ßenstelle bezeichnen — benötigt, das eingenomme-
nes Geld wieder austeilt. Das ist doch ein Schildbür-
gerstreich. Anders kann ich das nicht beurteilen. 

Noch in der Antwort vom 29. Juni 1988 auf eine 
Große Anfrage der GRÜNEN zur Quellensteuer hat 
die Bundesregierung die Befürchtungen, die wir da-
mals geäußert haben, zurückgewiesen, das gewählte 
Verfahren würde zu einer Flut von Nichtveranla-
gungsbescheinigungen und entsprechenden Erstat-
tungsfällen mit entsprechendem erheblichem Ver-
waltungsaufwand führen. 

Wie die jetzigen Überlegungen zeigen, war sich die 
Bundesregierung bei der Planung der Steuerreform 
anscheinend nicht bewußt, welche Auswirkungen die 
Einzelmaßnahmen haben werden. Nicht ohne Grund 
ist das Steuerreformgesetz auch von maßgeblicher 
Unionsseite bekanntlich als schlampige Arbeit cha-
rakterisiert worden. 

(Beifall der Abg. Frau Matthäus-Maier 
[SPD]) 
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Angesichts der unsinnigen und unhaltbaren Quel-
lensteuerregelung ist das jetzt notwendige Amt mit 
den über 500 Stellen eigentlich nur ein Schönheitsfeh-
ler. Er ist allerdings konstruktionsbedingt. Von An-
fang an wurde nicht nur von uns, sondern von allen 
Seiten die Zielrichtung der Quellensteuer als verfehlt 
dargelegt, ihre unzureichende Wirksamkeit, verfas-
sungsrechtliche Fragwürdigkeit, die Verschärfung 
des Ermittlungsverbots für Finanzbeamte. Auch die 
angebotene Amnestie für Steuerhinterzieher und vie-
les andere mehr wurden mehrfach kritisiert. Die Bun-
desregierung ist im Prinzip auf keinen Punkt einge-
gangen. 

Gerade das gewählte Verfahren muß vor allem auf 
Grund der garantierten Anonymität der 10 %igen 
Steuerabführung eigentlich als Ermutigung zur Steu-
erhinterziehung verstanden werden, auch wenn Sie 
hier immer versuchen, etwas anderes zu behaupten. 

Die Koalition hat sich — das ist eigentlich nicht ver-
wunderlich — allen Änderungsvorschlägen ver-
schlossen. Das eigentliche Ziel, das dahinter zu stehen 
schien, nämlich der weit verbreiteten Steuerhinter-
ziehung bei Zinseinkünften entgegenzutreten, zu 
stärken, davon ist bei dem Gesetzentwurf, der verab-
schiedet worden ist, überhaupt nichts mehr zu mer-
ken. 

Insbesondere ist nach meiner Meinung die Einfüh-
rung von automatischen Kontrollmitteilungen der 
Banken an die Finanzämter zu erwähnen, die einzige 
Möglichkeit einer wirklich vollständigen Erfassung 
der Zinseinkünfte — Frau Matthäus-Maier hat es hier 
angesprochen — nach dem Grundsatz der Besteue-
rung der persönlichen Leistungsfähigkeit. Ich finde es 
skandalös, daß dieser Punkt immer wieder zurückge-
wiesen wird und Sie sich nur mit dem mahnenden 
Zeigefinger hinstellen und hoffen, daß die Bundesbür-
ger doch eine richtige Steuererklärung abgeben wer-
den. Aus Erfahrung weiß man, daß dies nicht der Fall 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sonst haben Sie 
doch immer Angst vor der Verletzung des 

Datenschutzes!) 

— Darauf komme ich noch zum Schluß. 

Auf unsere Anfrage hin hat die Bundesregierung 
behauptet, daß — Herr Glos hat es jetzt noch einmal 
dargelegt — dies zu einem Schnüffelstaat führen 
würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Erstens wird dies nicht so sein, und zweitens kann ich 
mir nicht vorstellen, wenn wir uns die Aktivitäten von 
Minister Zimmermann angucken, daß gerade die Be-
gründung des Schnüffelstaates für Sie ein Hindernis 
sein könnte. 

(Glos [CDU/CSU]: Sparer wollen Sie verfol-
gen, Terroristen laufen lassen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Geschätzte neue finanz-

politische Sprecherin der SPD-Fraktion, meinen 
Glückwunsch! 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Aber nicht zu 
der Rede, bitte!) 

— Nein, zum Amt. Wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er 
auch Verstand, also können wir noch viel erwarten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Es ist immer klüger, den 
lieben Gott aus unseren Debatten herauszuhalten, 
Herr Gattermann. 

Gattermann (FDP): Auch in dieser Formulierung? —
Dann streichen Sie es bitte im Protokoll. 

(Heiterkeit) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
interessant, sich gerade am Beispiel der Steuerreform 
über den Stil unserer politischen, sachlichen Ausein-
andersetzungen zu unterhalten, weil es nämlich ei-
gentlich immer nach demselben Schema abläuft. — 

Entschuldigung, ist der Rückgriff auf die Bibel auch 
nicht üblich? 

(Huonker (SPD): Er ist nur zulässig, wenn Sie 
Kirchensteuer zahlen!) 

Am Anfang war das Wort. Man erfinde ein Wort — in 
diesem Falle das Wort „Quellensteueramt" —, und 
man hat wieder eine Gelegenheit, emotionalisierend, 
vom Kern der Sache ablenkend Stimmung gegen ein 
bestimmtes Gesetz zu machen. Dieser Stil der Ausein-
andersetzung ist immer der gleiche. 

Der Begriff „Quellensteueramt" bietet sich für ei-
nen einschlägig vorgebildeten Politiker geradezu an. 
Die Bezeichnung „Quellensteuer" — es ist ja nicht die 
offizielle Bezeichnung für die Steuererhebungsform, 
über die wir uns unterhalten — hat an sich schon die-
sen negativen Touch, und das Wort „Amt" ist beim 
Bürger auch nicht sonderlich beliebt. In der Kombina-
tion ist diese Bezeichnung also sehr, sehr griffig, und 
man kann politisch damit arbeiten. 

Meine Damen und Herren, dabei gerät in Verges-
senheit, daß wir untereinander über einen Sachver-
halt im Grunde genommen einig sind, nämlich daß wir 
auf Grund der Entwicklung der Einkommenstruktur 
mittel- und langfristig notwendigerweise nicht auf 
eine ziemlich erschöpfende Heranziehung von Kapi-
talerträgen zur Besteuerung verzichten können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dies ist unverzichtbar, besonders wenn man es im 
Kontext zur demographischen Entwicklung in unse-
rem Lande sieht. Es würde zu einer unerträglichen 
Belastung von Arbeits- und Gewerbeeinkommen füh-
ren, wenn man dieses Feld unbeackert ließe. Darüber 
sind wir uns einig. 

Jetzt taucht die Frage auf — da beginnt der politi-
sche Dissens — , auf welche Art und Weise ich dieses 
Thema anzugehen habe. Wir müssen einmal reali-
stisch feststellen, daß es sich für die Finanzverwaltung 
nach dem Zweiten Weltkrieg absolut nicht lohnte, sich 
ernsthaft um das Thema zu kümmern, denn es gab 
keine Kapitaleinkünfte. Inzwischen haben wir Erb-
vorgänge über mehrere Generationen. In den letzten 
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Jahren waren es über 100 Milliarden DM allein aus 
Kapitaleinkünften, die zur Mehrung des Volksvermö-
gens beitrugen. 

Also streiten wir uns über den Weg. Es gibt zwei 
Wege. Sie propagieren den einen, wir haben uns für 
den anderen entschieden. Wenn wir auf das „Quel-
lensteueramt" oder — richtig gesagt — auf eine Au-
ßenstelle des Bundesamtes für Finanzen 

(Lachen bei der SPD) 
zu sprechen kommen, dann taucht die Frage auf, in-
wieweit der Aufwand bei dem Verfahren mit Kon-
trollmitteilungen geringer ist. Ich bezweifle, daß er 
geringer ist. Es gibt — ich habe die genaue Zahl jetzt 
nicht im Kopf — Abermillionen von zinsträchtigen 
Konten, und die entsprechenden Zinserträge müßten 
samt und sonders mitgeteilt werden. Das ist ein Wust 
von Kontrollmitteilungen. Ich habe mir aus Amerika 
mitteilen lassen — Sie haben das Beispiel erwähnt —, 
daß man zunächst einmal — ohne Vernetzung der 
Computersysteme — Turnhallen voll unerledigter 
Kontrollmitteilungen gehabt hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die FDP-
Fraktion war so nett, mir zu sagen, daß ich zweimal 
fünf Minuten reden darf. Die ersten fünf Minuten sind 
herum. Ich setze mein Kolleg gleich fort. 

Herzlichen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Huonker [SPD]: Wir sind sehr 
gespannt! Bisher war das nicht überzeu-

gend!) 

Vizepräsident Westphal: Nun hat der Abgeordnete 
Börnsen das Wort. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Gattermann, Sie waren ge-
rade bei der Beschreibung Ihrer Vorstellungen, die 
dazu führen müßte, daß Sie begründen, warum Sie 
diesen Weg bei der Realisierung der Quellensteuer 
gewählt haben. Es ist etwas unglücklich, jetzt in der 
Mitte eingreifen zu müssen. Aber unabhängig von 
Ihren weiteren Ausführungen läßt sich, glaube ich, 
feststellen: Wenn man eine neue Besteuerungsme-
thode sucht, dann muß als eines der grundlegenden 
Prinzipien die Einfachheit im Vordergrund stehen, 
und die Einfachheit steht bei dem Modell, welches Sie 
gewählt haben, ohne Zweifel extrem im Hinter-
grund. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Wenn man aus grundsätzlichen Erwägungen be-

stimmte Wege ablehnt, wie das bei Ihnen mit der 
Ablehnung des Mitteilungsverfahrens der Fall ist, 
dann wird man naturgemäß auf ein unwahrscheinlich 
kompliziertes Verfahren verfallen, welches dann an-
gewendet werden muß. Wenn die Prinzipien im Vor-
dergrund stehen, nicht aber das Prinzip der Einfach-
heit, dann ist das Ergebnis eine fürchterliche Verle-
genheit, die ja auch schon bei dem deutlich wurde, 
was Sie, Herr Glos, gesagt haben. 

Denn wenn Sie heute — wir haben heute den 
12. Oktober 1988 — im Bundestag zum Ausdruck 
bringen, daß Sie sich z. B. mit den Banken weiter in 
Verbindung setzen wollen, um die Umsetzung der 

Nichtveranlagungsbescheinigung auf einem mög-
lichst einfachen Weg zu erreichen, bei einem Gesetz, 
welches zum 1. Januar 1989 in Kraft treten soll, dann 
ist das schon recht abenteuerlich, insbesondere wenn 
Sie sich daran erinnern, meine Damen und Herren, 
daß bei der Anhörung im Deutschen Bundestag im 
Mai dieses Jahres die Banken bereits sehr konkret 
und nachdrücklich darauf hingewiesen haben, wel-
cher bürokratische Aufwand mit diesem System, wel-
ches von Ihnen propagiert wurde, verbunden ist. 

Sie haben die vergangenen Monate verschlafen. Sie 
sehen jetzt, daß die notwendige Einrichtung eines 
Quellensteueramtes wiederum zu einer Belastung 
der Steuerreform führt, und versuchen, im letzten 
Moment etwas aufzugreifen und zu einer Lösung zu 
kommen, die Sie aus dieser Verlegenheit zumindest 
noch etwas herauslöst. Das macht aber deutlich, daß 
im Ansatz eben Ihr System falsch war. 

Lassen Sie mich noch einiges, meine Damen und 
Herren, zu den Beratungen im Finanzausschuß sagen. 
Natürlich hat damals jeder gewußt oder mußte es zu-
mindest wissen, daß die Quellensteuer zu einer wei-
teren Komplizierung und insbesondere zu einer ganz 
erheblichen Steigerung des Personalbedarfs in der 
Finanzverwaltung führen wird. Darauf hat die Deut-
sche Steuergewerkschaft hingewiesen; wir haben ja 
bei der Anhörung nachgefragt. 

Die Deutsche Steuergewerkschaft hat ebenfalls 
darauf hingewiesen, daß die Nichtveranlagungsbe-
scheinigung eine umfassende Prüfung erfordere, ob 
eine Veranlagung zur Einkommensteuer in Betracht 
kommt oder nicht. Sie sei daher nichts anderes als eine 
fiktive Veranlagung mit einer Sachverhaltsaufklä-
rung nach § 88 AO. Mit anderen Worten: Das ist auch 
ein Vorgang, den Sie beim besten Willen nicht den 
Banken zuschieben können. 

(Glos [CDU/CSU]: Das hat doch niemand ge

-

sagt! Es geht um die Erstattung!) 

Vielmehr sind der Personalmehrbedarf, der bei den 
Finanzämtern der Bundesländer entstehen wird, und 
der Personalmehrbedarf, der bei dieser Bundesbe-
hörde entstehen wird, dadurch bedingt. 

(Glos [CDU/CSU]: Ich glaube, Sie haben 
nicht verstanden, worum es geht!) 

— Ach, wir haben es gut verstanden, Herr Kollege. 

Von seiten der Bundesregierung jedoch wurde im 
Gegensatz dazu auf die personellen Konsequenzen 
niemals hingewiesen. Das ist auch kein Wunder, denn 
Sie haben diesen Gesetzentwurf mit größter Eile 
durch den Ausschuß gepeitscht, und zu einer vernünf-
tigen, gründlichen Beratung gerade der Auswirkun-
gen dieser sogenannten kleinen Kapitalertragsteuer, 
dieser Quellensteuer, blieb im Ausschuß gar keine 
Zeit. Ich glaube, wenn wir unsere Arbeit im Ausschuß 
ernst nehmen, wenn wir auch erreichen wollen, daß 
eine Vorlage der Bundesregierung gründlich geprüft 
wird, um gerade solche negativen Auswirkungen, die 
man jetzt feststellt, zu verhindern, dann braucht man 
diese Zeit im Ausschuß. Dies ist nicht möglich gewe-
sen, weil Sie aus politischen Gründen zu einem 
Durchpeitschen der Steuerreform noch vor der Som- 
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merpause kommen wollten. Das Ergebnis dieses 
Durchpeitschens sehen Sie jetzt: ein absolutes Kata-
strophenwerk. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich würde mich mit Frau 
Matthäus-Maier gern auf einen anderen Namen der 
Außenstelle einigen. 

(Huonker [SPD]: Das glauben wir Ihnen!) 

Es klingt so gut, wenn wir im Zeitalter der Kürzel 
sagen würden: AAfkB. „AA" ist immer gut, das ist 
imponierend, das ist vornehm. Das heißt: Außenstel-
lenamt für kleine Bürger. 

(Huonker [SPD]: Das ist wahr!) 

Denn das Außenstellenamt soll möglichst schnell 

(Rixe [SPD]: Daß die das Geld wiederkrie-
gen, was Sie ihnen abgenommen haben!)  

und im institutionalisierten Verfahren die gezahlten 
Steuern vor allen Dingen dem kleinen Bürger zurück-
erstatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Ich will jetzt überhaupt keine Stellung zu der Frage 
und der steuerlichen Würdigung des Gleichheits-
grundsatzes und des Finanzstandorts nehmen; das 
haben wir ja in der großen Diskussion über die Steu-
erreform ausgewalzt. 

(Rixe [SPD]: Das ist ja unmöglich!) 

Vielmehr will ich auf die Frage der Zuordnung von 
Finanzverwaltung und Bundesamt für Finanzen hin-
aus, also auf die Verfahrensweise. Wer jetzt beklagt, 
hier müßten sehr viele Stellen geschaffen werden, 
hier sei ein großer Aufwand zu beklagen, dem muß ich 
sagen: Ob beim Bundesamt für Finanzen oder bei der 
Finanzverwaltung, es entsteht natürlich der gleiche 
Aufwand, denn wir haben immerhin 570 Finanzämter 
in der Bundesrepublik, und wenn sie nur einen zu-
sätzlichen Mitarbeiter dafür einsetzen würden, würde 
das schon 570 Mitarbeiter bedeuten. Also, dieses Ar-
gument zieht in meinen Augen nicht. 

Es kommt etwas anderes hinzu: Wir haben Streit 
über die Erhebungsform für Kapitalertragsteuern. 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

Wir machen's bei der kleinen Kapitalertragsteuer in 
der Form des Abzugsverfahrens. Ich möchte Sie, 
wenn Sie beklagen, wie teuer dies alles sei, mal daran 
erinnern, welche Bürger dieser Bundesrepublik beim 
Lohnsteuerabzugsverfahren Kosten für uns alle mit-
übernehmen. Diese Erinnerung darf ich wohl auch 
hier mal in den Raum stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
der Abg. Frau Matthäus-Maier [SPD]) 

Wie gesagt, wir machen's übers Abzugsverfahren, 
Sie wollen Kontrollmitteilungen. Glauben Sie doch 

nur ja nicht, daß Sie mit dem Kontrollmitteilungsver-
fahren weniger Aufwand haben. 

(Zuruf von der SPD: Erst einmal einkassie

-

ren, und dann muß man sehen, ob man es 
wiederkriegt!) 

Zunächst müssen Sie die Kontrollmitteilungen mal 
sammeln, dann müssen diese Kontrollmitteilungen 
sortiert werden, dann müssen sie geprüft werden. 
Selbst wenn Sie dem Bürger Freibeträge für Zinsein-
künfte gesetzlich genehmigen würden, kommen Sie 
an einer gewissen Menge an NV-Bescheinigungen 
— gleichgültig, in welcher Form — überhaupt nicht 
vorbei. Wenn Sie dann mal sortiert und zugeordnet 
haben, dann müssen die Finanzämter untereinan-
der — — 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das stimmt 
nicht! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Wie wollen Sie das denn machen? Wenn Sie Kon-
trollmitteilungen haufenweise hereinbekommen, 
müssen sie doch geprüft und sortiert werden, Sie müs-
sen doch zuordnen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

—Natürlich müssen Sie zuordnen! Dann aber müssen 
ja auch die Finanzämter miteinander korrespondie-
ren. Denn es ist ja nicht so, daß der steuerpflichtige X 
seine Geldvermögen nur am Ort Y hat. Er hat sie even-
tuell landesweit, er hat sie bundesweit. Sie müssen 
also eine Vernetzung des Kommunikationssystems 
vornehmen, ganz gleichgültig, in welcher Form. Und 
Sie sind diejenigen, die sich anderenorts immer hin-
stellen und sagen, es dürfe in dieser Bundesrepublik 
Deutschland nicht den gläsernen Menschen geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit dem Kontrollmitteilungsverfahren wird dies doch 
viel erheblicher. 

Zur Frage des Standorts will ich überhaupt nichts 
sagen. 

(Huonker [SPD]: Das ist klar!) 

Aber wenn Sie mich fragen, sage ich: Ich bin für 
Trier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Huonker [SPD]: Das hat uns nicht über

-

rascht!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Seit mindestens 
zwei Jahrzehnten gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland eine breite Debatte, wie wir bei Zinsein-
künften zu einer erweiterten Bemessungsgrundlage 
kommen können, d. h. auch: zu einer gleichmäßige-
ren und gerechteren Besteuerung in diesem Bereich. 
Natürlich kennen Frau Matthäus-Maier und die 
finanzpolitschen Experten diese Diskussion, diese De-
batte genau. Ja, meine sozialdemokratischen Vorgän-
ger haben sich aktiv an ihr beteiligt — viele Finanz-
politiker der SPD in Bund und Ländern, bis in die letz- 
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ten Monate hinein. Und das gilt für die Finanzwissen-
schaft, das gilt für die — 

(Huonker [SPD]: Nur haben Sie sich früher 
nie dran beteiligt! Sie haben gesagt, das sei 

alles dummes Zeug!)  

— Entschuldigen Sie, ich rede jetzt mal zur Sache, 
Herr Huonker. 

(Huonker [SPD]: Das war zur Sache!) 

An oberflächlicher Polemik haben wir in dieser Sache 
schon genug gehört. 

(Huonker [SPD]: Das war nicht oberfläch-
lich!) 

Lassen Sie uns mal zur Sache kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erneuter Zuruf 
des Abg. Huonker [SPD]) 

— Aber Herr Kollege Huonker, ich will jetzt wirklich 
mal zur Sache reden. Ich habe nach manchen Schlag-
worten, die auch gerade von Ihrer Seite gekommen 
sind, ein Bedürfnis danach. Ich setze mich schon kri-
tisch mit Ihnen auseinander. Sie können sich Ihre Zwi-
schenrufe dann für den Punkt aufsparen. — Das gilt 
auch für die Deutsche Steuergewerkschaft, das gilt für 
den Bund der Steuerzahler, das gilt für den Wissen-
schaftlichen Beirat. Ich sage nun: Mit der Gesetzes-
entscheidung, die CDU/CSU und FDP nach sorgfälti-
ger Vorbereitung getroffen haben, 

(Frau Traupe [SPD]: „Sorgfältige Vorberei-
tung"? Faszinierend, die sorgfältige Vorbe-

reitung!) 

haben wir als erste Koalition und als erste Mehrheit 
dieses Ziel sehr weitgehend erreicht: eine gleichmä-

ßige Erfassung der verschiedenen Einkommensarten 
und damit im Ergebnis ein höheres Maß an Steuerge-
rechtigkeit. 

Erweiterung der Bemessungsgrundlage schafft 
neue Aufgaben für die Verwaltung. Aber wenn wir 
von Mehrbelastung reden: Die wichtigste Vereinfa-
chung der Steuerreform ist doch, daß künftig fast eine 
halbe Million Steuerzahler mit kleinen Einkünften 
durch die erhebliche Anhebung der Grund- und Kin-
derfreibeträge ganz aus der Lohn- und Einkommen-
steuerpflicht entlassen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Wir reden über Quellen-

steuer!) 

— Ja, wir reden auch über Vereinfachungen und 
Mehrbelastungen. Ich nehme hier die Stichworte mei-
ner Vorredner auf. Das müssen Sie mir doch erlauben, 
nachdem die anderen Stichworte gefallen sind. 

Die erweiterte Bemessungsgrundlage heißt nun, 
daß wir im Interesse der Steuerzahler, vor allem der-
jenigen mit kleinen Einkommen, natürlich auch im 
erweiterten Umfang Nichtveranlagungsbescheini-
gungen ermöglichen müssen. Auch das hat der Ge-
setzgeber konsequent so entschieden. Das bedeutet 
nun in der Tat einen begrenzten zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand durch diese Erweiterung der Möglich-
keiten, die wir ja traditionell bei der Kapitalertrag-
steuer haben, auf die kleine Kapitalertragsteuer. 

Meine Damen und Herren, ich will auch auf das 
eingehen, was meine Vorredner hier schon angedeu-
tet haben. Frau Matthäus-Maier, Ihre Kritik, verbun-
den mit Schlagworten, die zum Teil aus Leitartikeln 
stammen, ist schon deshalb vollkommen unglaubwür-
dig, weil das von Ihrer Partei in letzter Zeit entwik-
kelte, auch im Gesetzgebungsverfahren vertretene 
Alternativkonzept der umfassenden Kontrollmittei-
lungen einen unvergleichlich größeren zusätzlichen 
Personal- und Verwaltungsaufwand erfordern würde 
als der von uns gewählte Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Das ist doch gar nicht wahr!) 

Noch Anfang Juli haben sich Sprecher der sozialde-
mokratisch regierten Länder im Bundesrat ausdrück-
lich für diese. Alternative ausgesprochen. Wenn Sie 
das bestreiten, 

(Roth [SPD]: Wir bestreiten den Verwal

-

tungsaufwand! — Frau Matthäus-Maier 
[SPD]: Es wird bestritten, daß es mehr Ver

-

waltungsaufwand bringt!) 

dann schauen Sie sich doch einmal die Ergebnisse der 
Einführung umfassender Kontrollmitteilungen in an-
deren europäischen Ländern an, zuletzt in den Nie-
derlanden. Im Vergleich zu der Außenstelle des Bun-
desamtes für Finanzen, von der wir hier reden, ist 
nach meiner festen Überzeugung, gestützt durch aus-
ländische Beispiele, der Weg der umfassenden Kon-
trollmitteilungen unvergleichlich verwaltungsauf-
wendiger. 

Meine Damen und Herren, ich will sagen: Soweit 
hier ein begrenzter Verwaltungsaufwand entsteht, 
entsteht er dadurch, daß wir uns im Interesse gerade 
der Bezieher kleiner Einkommen und vieler Arbeit-
nehmer verpflichtet fühlten, die Nichtveranlagungs-
bescheinigungen zu ermöglichen und damit eine 
Form der Erstattung, die nun — ich komme auf den 
Verwaltungsvollzug zu sprechen — möglichst schnell 
und wirksam im Interesse der Steuerzahler gestaltet 
werden soll. Das ist der entscheidende Punkt. 

Die geplante Außenstelle Trier des Bundesamtes für 
Finanzen 

(Zuruf von der SPD: Quellensteuer!) 

dient nicht der Überwachung der rigoroseren Steuer-
erhebung, sondern der raschen Erstattung zuviel ge-
zahlter Abzugssteuern. Das ist der Sinn dieser Kon-
zeption. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen folgendes 
sagen: Bei den intensiven Beratungen im Finanzaus-
schuß sind ja die Möglichkeiten zur Vereinfachung im 
Interesse der Bürger und zur Entlastung der Steuer-
verwaltung bereits ausführlich erörtert worden. Ich 
will dankbar anerkennen, daß die Kolleginnen und 
Kollegen im Finanzausschuß auch bestimmte Verbes-
serungen im Vergleich zur Regierungsvorlage be-
schlossen haben. Ich möchte mich nachträglich dafür 
noch einmal bedanken. 

Aber jetzt stehen wir vor der Aufgabe — das gilt 
nun vor allem für den parlamentarisch verantwortli-
chen Bundesminister der Finanzen — , für eine ein-
wandfreie Anwendung des Gesetzes im Sinne des 
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Gesetzgebers und im Interesse der Bürger die erfor-
derlichen Vorkehrungen zu treffen. 

Das Erstattungsverfahren, über das wir hier reden, 
ist ja auch nicht neu. Ich bin über einige Bemerkungen 
ganz erstaunt. Wir haben es seit Generationen bei der 
Kapitalertragsteuer auf Dividenden. Ich will Ihnen nur 
einmal sagen — ich habe mich informiert —, daß wir 
im letzten Jahr rund eine halbe Million Nichtveranla-
gungsbescheinigungen hatten. Sie konnten von sie-
ben Mitarbeitern des Bundesamtes für Finanzen bear-
beitet werden. 

Die veränderte Ausgangssituation — auch das ist 
angesprochen worden — für uns ist in der Tat, daß in 
den Gesprächen, die im Frühjahr geführt wurden, die 
Spitzenverbände des Kreditgewerbes nicht bereit wa-
ren, auch mit Argumenten, die man dann ernsthaft 
abwägen muß — das überschreitet die Möglichkeit 
einer Aktuellen Stunde —, die von ihnen gehand-
habte Praxis bei der schon länger bestehenden Kapi-
talertragsteuer, nämlich aufbereitete Sammelanträge 
dem Bundesamt für Finanzen zuzuleiten, zu überneh-
men. Ihre Argumente sind vorgetragen und erwogen. 
Ich will sie hier nicht mit zwei oder drei Sätzen sum-
marisch bewerten. Ich habe auch einige kritische Fra-
gen dazu. Aber es wäre falsch, die Argumente einfach 
vom Tisch zu wischen. 

Insofern standen wir vor einer anderen Situation, 
nämlich der Situation, daß das jetzt zu wählende Ver-
fahren in der Tat ein Stück aufwendiger ist. Deswegen 
haben wir das Konzept entwickelt, das Sie kennen, 
über das jetzt diskutiert wird, über das im Haushalts-
ausschuß natürlich noch weiter vertieft diskutiert wer-
den muß, nachdem uns zu Recht eine Reihe von Fra-
gen gestellt worden ist. 

Es ist das Konzept einer Außenstelle des Bundesam-
tes. Wir denken an eine Grundausstattung von 150 bis 
200 Mitarbeitern. Wir sind der Meinung, daß zum Ge-
setzesvollzug diese Außenstelle im ersten Quartal 
1989 arbeitsfähig sein müßte. Wir haben uns, auch im 
Hinblick auf den anstehenden Gesetzesvollzug im 
nächsten Jahr, relativ schnell entschlossen — aller-
dings nach gründlicher Prüfung — , die Standortent-
scheidung für Trier zu treffen. Ich sage das den vielen 
Kolleginnen und Kollegen auch der SPD-Fraktion, die 
mir Briefe geschrieben haben, die das an sich begrüßt 
haben. In diesen Briefen klang es anders; die könnte 
ich gelegentlich einmal verlesen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Oh ja. Sie waren nicht der einzige, Herr Struck. Ich 
habe noch andere Briefe. An die habe ich gedacht. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei Ihnen würde ich den Begriff „begrüßt" nicht ver-
wenden. Aber andere haben es sehr begrüßt. Die ei-
nen von Ihnen haben für Trier geschrieben und die 
anderen für Saarbrücken. Bei meinen Parteifreunden 
war es genauso. 

(Dr. Struck [SPD]: Es ist immer so!) 

In solchen Fragen spielen regionale Gesichtspunkte 
eine Rolle. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das heißt doch 
nicht, daß das eine richtige Entscheidung 

ist!) 

Ich will nur sagen: Wir mußten es relativ schnell 
— zunächst einmal in der Verantwortung der Bundes-
regierung, vorbehaltlich der Genehmigung durch das 
Parlament — entscheiden. Wir müssen erste Vorkeh-
rungen treffen; denn der Gesetzesvollzug ist jetzt 
dringlich. Das ist der Punkt. Das Konzept ist insoweit 
vernünftig. 

Mit einer Grundausstattung können wir flexibel 
reagieren. Wir wissen nämlich nicht, wie viele von den 
theoretisch über 10 Millionen Antragsberechtigten 
davon Gebrauch machen. Wir wissen es überhaupt 
nicht. 

Wenn Sie das kritisieren, will ich auch sagen, daß es 
ja die Alternative gibt, über den Jahreslohnsteueraus-
gleich zu gehen. 

(Dr. Struck [SPD]: Das wäre noch schlim

-

mer!) 

— Die gibt es nach dem Recht. Jeder kann sich ent-
scheiden, Herr Struck, egal ob es schlimmer oder bes-
ser ist. Ich weise auf die rechtlichen Möglichkeiten 
hin. Der einzelne ist frei. 

Mit einer Grundausstattung können wir — weil wir 
ohnehin an der Westgrenze durch den Abbau der 
Grenzkontrollen eine größere Zahl von Zollbeamten 
haben, die gerne in ihrem bisherigen Lebenskreis 
eine neue Aufgabe übernehmen — dieses Amt perso-
nalwirtschaftlich flexibel steuern, auch auf dem Weg 
der Abordnung. 

Weil die Uhr vorangeht, will ich nur sagen: Es geht 
nicht um eine neue Mammutbehörde. Es geht nicht 
um die Aufblähung einer neuen Administration. Ich 
sage hier, was ich auch in meiner Fraktion und im 
Deutschen Bundestag für die Koalition gesagt habe: 
Im Ergebnis werden wir den Personalbedarf für dieses 
Amt — wie immer es zu definieren ist und wie groß es 
wird — durch Umschichtungen ausgleichen können. 
Das Ziel ist: keine Personalvermehrung in der Bun-
desfinanzverwaltung, sondern durch Umschichtung 
das an Verwaltungskapazität zu schaffen, was not-
wendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Allein mit dieser Feststellung sind viele Schlag-
worte, wie ich hoffe, entkräftet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Bundesfinanzminister Stoltenberg, die 
letzte Aussage, die Sie eben gemacht haben, können 
Sie nicht aufrechterhalten: 

(Richtig! bei der SPD) 

durch Umschichtung keine einzige zusätzliche Stelle 
in der Bundesfinanzverwaltung. 
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Erstens. Im Einzelplan 08, über den wir im Haus-
haltsausschuß diskutiert haben, den wir in der Berei-
nigungssitzung im November verabschieden werden, 
sind 120 neue Stellen von der Besoldungsgruppe A 15 
abwärts für das Quellensteueramt vorgesehen. Ich 
bitte Sie, das hier klarzustellen. Es sind 120 neue Stel-
len vorgesehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

—Ja, aber es geht darum, daß neue Stellen einzurich-
ten sind. 

Zweitens. Herr Minister Stoltenberg, Ihre Ausfüh-
rungen hier sind eigentlich nur dadurch zu erklären, 
daß Sie im Haushaltsausschuß nicht anwesend waren, 
als wir über dieses Thema diskutierten — auch der 
Kollege Glos war nicht anwesend —; sonst wären Ihre 
Beiträge nicht zu erklären. Die Kritik an dem Quel-
lensteueramt, von uns von der grundsätzlichen Posi-
tion her vorgetragen, wurde am entschiedensten von 
den Kollegen aus der Union aufgegriffen, die teilweise 
gesagt haben: Das haben wir nicht gewußt, als wir die 
Quellensteuer verabschiedet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Conrad Schroeder, der nach mir irgendwann re-
den wird, wird das bestätigen. Die schärfste Kritik 
kam aus den Reihen der Fraktionen, die die Regie-
rung stellen. 

(Zuruf des Abg. Glos [CDU/CSU]) 

— Sie waren ja nicht dabei, Herr Glos. Schütteln Sie 
nicht den Kopf. Die haben gesagt: Wir haben das nicht 
gewußt. Wir Sozialdemokraten haben es gewußt. Wir 
haben natürlich immer darauf hingewiesen, welch ein 
Wasserkopf durch diese neue Quellensteuer entste-
hen wird. Jetzt zeigt sich die Wahrheit. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist auch die Wahrheit — weil ich Herrn Staatsse-
kretär Obert auf der Regierungsbank sehe, den ich 
sehr schätze — , daß der Haushaltsausschuß kurz da-
vor war — und zwar in seiner Gesamtheit, Herr Stol-
tenberg —, das ganze Ding mit einem Federstrich zu 
beenden, nachdem Ministerialdirektor Uelner ver-
suchte zu erklären, wieso das alles so kommen muß. 
Herr Obert hat eingegriffen und in seiner bewährten 
Weise verhindert, daß das Quellensteueramt gleich 
kaputtgemacht wurde. 

Es ist schlampig gearbeitet worden, Herr Stolten-
berg. Ich will das einmal an einem Beispiel zeigen. 
Dieses Faltblatt zur kleinen Kapitalertragsteuer ken-
nen Sie sicher. Wir haben das im Haushaltsausschuß 
besprochen. Es fällt bei diesem Faltblatt verschie-
denes auf. 

Erstens. Der 20-DM-Schein ist hier gelb dargestellt. 
Meines Wissens ist er grün. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Toll!) 

Zweitens. Der 50-DM-Schein ist hier grün darge-
stellt. Er ist meines Wissens braun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist moderne 
Kunst!) 

Drittens. Der 100-DM-Schein ist ausnahmsweise 
richtig dargestellt, nämlich blau. 

Viertens. Der 10-DM-Schein ist rot dargestellt, er ist 
tatsächlich blau. 

Vielleicht können Sie auch das noch korrigieren. Es 
ist ja eine zweite Auflage in Arbeit, und zwar aus 
einem viel wichtigeren Grund. Es steht hier nämlich 
—ich zitiere — wörtlich: 

Nun kann es natürlich sein, daß der eine oder 
andere bisher versäumt hat, Zinsen bei der Ein-
kommensteuer anzugeben. 

Das ist wahr. 

Für solche Fälle sieht das Gesetz vor, daß Steuer-
pflichtige, die in der Zeit vom 14. 10. 1987 bis 
31. 12. 1990 ihre Zinseinkünfte ab 1986 ord-
nungsgemäß erklären oder nacherklären, inso-
weit weder mit Steuernachforderungen noch mit 
einer Bestrafung zu rechnen haben. 

Objektiv falsch! 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

—Sicher ist das falsch. Ja, ja, das Datum 1986! Wenn 
dies nicht korrigiert wird, heißt das, es hat niemand 
mit einer Steuernachforderung und schon gar nicht 
mit einem Steuerstrafverfahren zu rechnen, auch 
nicht für die Zeit nach 1986. Völlig falsch! Wir haben 
es im Haushaltsausschuß angesprochen. Große Ratlo-
sigkeit auf seiten der Bundesregierung, 

(Zuruf von der SPD: Beim Minister jetzt 
auch!) 

der das auch erst auffiel, nachdem das zitiert worden 
ist. Schlampige Arbeit! Das haben Sie nicht zu verant-
worten, Herr Stoltenberg, aber das müssen Sie korri-
gieren. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das müssen 
Sie doch einmal lesen!) 

Inhaltlich etwas Falsches! Hier wird den Leuten vor-
gegaukelt, sie brauchten für den Zeitraum ab 1986 
keine Steuern nachzuzahlen — was sie aber nach dem 
Gesetz müssen. 

Es bleibt als Fazit bei dieser ganzen Geschichte mit 
der Quellensteuer: Die Quellensteuer ist falsch. 
Darum ist das Amt falsch. Es ist mehr Bürokratie, als 
wir jemals haben wollten. Deshalb müßte das Ganze 
wieder abgeschafft werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Fell ist der näch-
ste Redner. 

Dr. Fell (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Von Euripides stammt der Satz: „Nicht 
die Dinge verwirren die Menschen, sondern die An-
sichten über die Dinge. " 

(Roth [SPD]: Setzen Sie sich!) 
Die Sozialdemokraten sind heute, wie schon bei der 
ganzen Beratung der Steuerreform, wieder munter 
dabei, Verwirrung zu stiften, damit nur ja keine Klar-
heit in der Sache entsteht. 

(Zuruf von der SPD: Das brauchen wir 
nicht!) 

Erstens. Frau Matthäus-Maier, Sie haben gesagt, 
wir wollten bei den Kleinen abkassieren und die Gro- 
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ßen laufenlassen. Richtig dagegen ist: Alle, die Kapi-
talerträge irgendwelcher Art bekommen, sind von 
dem 10 %igen Quellensteuerabzug betroffen, ob 
groß, ob klein. Da gibt es überhaupt keinen Unter-
schied. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das bestreite 
ich!) 

Insofern ist diese Ihre Aussage falsch. 

(Roth [SPD]: Sie verschärfen aber das gute 
Gewissen!) 

Zweitens. Sie haben das schöne Wort „Quellensteu-
eramt" geboren. Sie hätten besser gesagt ,,Erstat-
tungsamt", 

(Dr. Struck [SPD]: Das ist noch schlimmer!) 

denn es geht ausschließlich darum, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Quellensteu-
eramt, das tut  weh!)  

daß das Verfahren für die Erstattung der Kapitaler-
tragsteuer — soweit diese erhoben wird, läuft ihre Er-
stattung heute schon über das Bundesamt für Finan-
zen — auf die neuen Fälle ausgedehnt wird. 

(Zuruf von der SPD: Nennen Sie das doch 
Wiedergutmachungsamt!) 

— Nun hören Sie genau zu. Der Stellenmehrbedarf 
entsteht ausschließlich deshalb, weil gerade die klei-
nen Leute das Geld wiederbekommen sollen, weil 
Erstattungsverfahren für diese Betroffenen vorgese-
hen werden müssen. 

(Roth [SPD]: Jetzt haben Sie doch eine Be-
gründung des Effektes!) 

—Jetzt haben Sie übersehen, Herr Roth, daß bei jeder 
anderen Lösung zweierlei Effekte eintreten. Auf einen 
hat die Kollegin Frau Will-Feld hingewiesen. Wenn 
Sie es an die Finanzämter geben, ist der Stellenbedarf 
höher als das, was bei der Ausweitung des Bundesam-
tes für Finanzen herauskäme. Sie haben zweitens 
übersehen, daß Sie die Erstattung bei der kleinen 
Kapitalertragsteuer genauso wie bei der großen Kapi-
talertragsteuer auf eine Stelle konzentrieren müssen, 
weil Sie das sonst wegen der auch zu erfassenden 
Ausländer überhaupt nicht in den Griff bekommen. 
Sie müssen eine Lösung finden, bei der ein einheitli-
ches Verfahren sichergestellt werden kann. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Wir wollen es 
gar nicht erst wegnehmen!) 

Das gilt auch dann und gerade dann, wenn ein Erstat-
tungsverfahren über Sammelanträge der Banken oder 
sonstwie durchgeführt wird. Gerade dann brauchen 
Sie ein solches Amt. 

Eine dritte Bemerkung: Jedem von uns, jedem von 
Ihnen — und Herr Börnsen hat das eben dankenswer-
terweise gesagt — war bekannt, daß jede Verände-
rung beim Steuererhebungsverfahren natürlich Ko-
stensteigerungen, natürlich Personalbedarf bringen 
würde. Das wußte doch jeder von uns. Und weil es sich 
hierbei um einen Personalmehrbedarf handelt, der 

darauf zielt, dem kleinen Steuerzahler zu helfen, ist 
Ihre Argumentation in meinen Augen unehrlich. 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Um eine falsche 
Konzeption zu reparieren!) 

Ihre Argumentation ist unehrlich, weil Sie mit Ihren 
Kontrollmitteilungen in Wahrheit einen wesentlich 
höheren Verwaltungsaufwand auslösen würden, 

(Dr. Struck [SPD]: Das ist eine Behaup

-

tung!) 

wenn Sie noch einmal drankämen und es machten 
oder wenn wir Ihrer Überlegung gefolgt wären. 

(Dr. Struck [SPD]: Ist überhaupt nicht bewie

-

sen!) 
Sie weinen Krokodilstränen, Sie tun so, als ob wir 
etwas getan hätten, was nachteilig für die Bürger, für 
die Steuerzahler sei. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Ist es auch!) 
In Wahrheit haben Sie im Hintergrund den Moloch 
aufgesperrt, der über die Kontrollmitteilungen den 
„gläsernen Steuerzahler" erst produzieren will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat noch einmal 
Herr Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie wollen Sie den Leuten überhaupt klar-
machen, daß sie, wenn sie im Höchstfall ein paar hun-
dert Mark Steuern bezahlen müssen, die Rückzahlung 
erst wieder beantragen müssen? Das ist doch das Gro-
teske daran. Sie versuchen erst, irgend etwas aufzu-
bauen, und dann stellen Sie es als gute Tat hin, daß Sie 
den kleinen Leuten das Geld wiedergeben. Die logi-
sche Konsequenz wäre doch, daß diesen Leuten das 
Geld erst überhaupt nicht abgenommen würde. 

(Beifall der Abg. Frau Matthäus-Maier 
[SPD]) 

Auch ich gehe davon aus, daß der Aufwand bei 
Kontrollmitteilungen nicht größer wäre. Aber auch 
wenn der Aufwand größer wäre, wäre das Verfahren 
allemal gerechter, weil dann alle Zinserträge zumin-
dest erfaßt würden, was Sie mit Ihrem Verfahren nicht 
erreichen. Von daher ist das Argument absolut nicht 
stichhaltig. 

Herr Stoltenberg, Sie haben vorhin gesagt — und 
das bestätigt sich auch — , daß sich hier politische 
Meinungen diametral gegenüberstünden. Sie argu-
mentieren immer wieder, daß Kapital wie ein scheues 
Reh reagiere. Das ist doch auch der Punkt: Sie wollen 
doch gar nicht, daß die Zinserträge voll erfaßt werden, 
weil Sie befürchten, daß das ganze Kapital ins Aus-
land fließt. Dann sagen Sie es doch den Leuten auch, 
und schaffen Sie die vollkommene Besteuerung der 
Kapitalerträge ab. Dann hätten Sie genau das, was Sie 
politisch wollen. Dann könnten die Leute draußen 
entscheiden, ob sie das wollen oder nicht, und ihr 
Wahlverhalten danach ausrichten. 

Ein weiterer Punkt, den ich in der kurzen Zeit hier 
ansprechen will: Sie wissen immer noch nicht, wie Sie 
es mit dem Erstattungsverfahren konkret machen 
wollen. Die Mittel dafür im Haushalt sind noch ge- 
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sperrt. Die Kaserne oder wo das hin soll, ist noch gar 
nicht verfügbar. Trotzdem wird den Leuten das Geld 
1989 schon abgenommen werden. Hier stellt sich doch 
auch die Frage, wie lange diese kleinen Leute der 
Bundesregierung quasi einen zinslosen Kredit geben. 
Bis sie das Geld wieder zurückbekommen, wird sich 
wahrscheinlich noch hinziehen. Das paßt genau in 
dieses Bild. 

Ein letzter Punkt: Tragisch finde ich, daß die Debat-
ten über diese Frage im Prinzip sinnlos sind, weil da-
durch, daß Sie die Einnahmen verplant haben, eine 
Revision überhaupt nicht mehr möglich ist, auch wenn 
es sich politisch als noch so wünschenswert erweisen 
würde. Sie brauchen diese Milliarden zwingend. Von 
daher ist die Diskussion darum meines Erachtens eine 
Farce. Das gilt für die gesamten Beratungen, weil das 
nach Ihrer Meinung auf jeden Fall so durchgeführt 
werden muß. Notwendig wäre es — und wir haben da 
noch etliche Reparaturmaßnahmen an dem Steuerre-
formgesetz vor uns —, daß dieser Bereich rausgenom-
men, noch einmal grundsätzlich beraten und dann 
wirklich intensiv auf die jetzt aufgetretenen Schwie-
rigkeiten hin angegangen wird. 

Meines Erachtens ist dies wirklich nur eine der 
Schwierigkeiten, die noch auftreten werden. Bei der 
gesamten Quellensteuerproblematik werden Sie mit 
Sicherheit bei der Umwandlung in die Praxis noch 
größere Mängellisten haben. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Gatter-
mann.  

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann da nahtlos an-
knüpfen und mich im Hinblick auf den Verwaltungs-
aufwand bei der Alternative der Kontrollmitteilungen 
auf das beziehen, was Frau Will-Feld, der Kollege Fell 
und der Bundesminister der Finanzen gesagt haben. 
Wir meinen, daß die Kombination einer maßvollen 
Vorschußzahlung auf die geschuldete Steuer mit ei-
nem Angebot zum Steuerehrlichwerden — also Steu-
ernachzahlung bis einschließlich 1986, vereinfachtes 
Selbsterklärungsverfahren und Öffentlichkeitsarbeit; 
Herr Kollege Struck, Sie haben natürlich recht, daß 
die dann auch richtig sein muß — 

(Dr.  Struck [SPD]: Allerdings!) 
auch unter Verwaltungsaufwandsgesichtspunkten 
der richtige Weg ist, um den Bürger an die Steuerehr-
lichkeit heranzuführen. Deswegen will ich noch die 
Gelegenheit nehmen, ein paar Punkte anzumerken, 
weil wir wirklich auch versuchen müssen, dem Bürger 
Klarheit zu verschaffen. 

Ich habe in einigen Zeitungen im Zusammenhang 
mit dieser Außenstelle Trier gelesen, es sei so, daß nun 
jeder NV-Bescheinigungsinhaber — bei welchem Ka-
pitalertrag auch immer — mit einem Erstattungsan-
trag zusätzlich zur NV-Bescheinigung aufmarschie-
ren müsse. Das ist natürlich falsch. Dort, wo die Ban-
ken die Zinsschuldner und die Schuldner sind, ist ge-
mäß unserem Gesetzentwurf von der Erhebung der 
kleinen Kapitalertragsteuer Abstand genommen wor-
den. 

(Glos [CDU/CSU]: Es geht nur um die Wert-
papiere!) 

— Es geht nur um die Wertpapiere. — 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: 10 Millionen 
Fälle!) 

—Ja, okay! Okay! Aber wenigstens muß man diese 
Klarstellung zunächst einmal öffentlich machen, da-
mit nicht wiederum falsche Eindrücke in diesem Zu-
sammenhang entstehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und, Herr Kollege Struck, man hat es in der politi-
schen Auseinandersetzung natürlich immer leicht, 
wenn man die Kronzeugen aus dem anderen Lager zu 
irgendwas zitieren kann. Tun wir ja auch! Kollege 
Spöri: „Wo ist das steuerpolitische Konzept der SPD? 
Es gibt keins! " 

(Zuruf von der SPD: Es kommt ja noch!) 

—Vielleicht kommt da noch eins. Das ist natürlich 
schön. 

Und es ist, was den Wissensstand betrifft, natürlich 
in großen Fraktionen — das ist bei Ihnen nicht anders 
als im Lager der Koalitionsfraktionen — so, daß nicht 
jeder über jedes Detail jederzeit Bescheid weiß. 

(Dr. Struck [SPD]: Oh, das werde ich aber 
den Kollegen im Haushaltsausschuß mittei

-

len!) 

— Nein, das ist so! Moment! Ich will auf einen Punkt 
hinaus, ihn klar herausarbeiten: Was ist denn eigent-
lich in Verbindung mit dieser Außenstelle für uns und 
auch für die Haushälter ein bißchen überraschend? 
Natürlich ist jedermann klar gewesen, wie hier der 
Kollege Fell schon gesagt hat, daß eine solche Steuer-
erhebungsform im Verwaltungsvollzug personellen 
und finanziellen Aufwand erfordert. Jedem war das 
klar. Das einzige, von dem wir ausgegangen sind, daß 
es wahrscheinlich machbar sein würde, ist, daß für das 
Erstattungsverfahren weitgehend derselbe Modus 
durch die Banken Platz greifen könne wie bei der gro-
ßen Kapitalertragsteuer. Das ist der einzige Punkt, der 
auch unsere Haushälter animiert und der natürlich 
auch Einfluß darauf hat, ob da nun 120 bzw. 127 oder 
nur 50 bzw. 60 Stellen für dieses Amt vonnöten 
sind. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Oder 500!) 

Das ist natürlich ein wichtiger Punkt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und was der Kollege Michael Glos eben gesagt hat, 
ist, daß wir die Hoffnung noch nicht aufgegeben ha-
ben, daß wir in Verhandlungen mit den Banken sie 
auch noch dazu bringen werden — genauso wie bei 
der großen Kapitalertragsteuer — , hier diesen Service 
zu leisten. Es ist ja auch so — das ist hier eben schon 
gesagt worden — , daß bei der Quellensteuer par ex-
cellence Tausende und aber Tausende deutscher Un-
ternehmer Frondienste für den Staat leisten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Schroeder. 
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Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die kritische Stunde 
im Haushaltsausschuß, von der der Kollege Struck 
gerade gesprochen hat, hat es natürlich gegeben, wo-
bei diese kritische Stunde von den Mitgliedern meiner 
Fraktion immer konstruktiv-kritisch geführt worden 
ist. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Sie hat ja auch ihr Nützliches gehabt, Herr Kollege 
Struck. Jetzt weiß jeder in diesem Lande auf was er bei 
Falschgeld in Zukunft achten muß. Diese Stunde hat 
aber auch Gelegenheit gegeben, allen Bürgern noch 
einmal klaren Wein einzuschenken. Das ist ja, glaube 
ich, auch etwas sehr Positives. 

(Dr. Struck [SPD]: Das wurde aber höchste 
Zeit!)  

Die aktuelle Debatte heute zeigt, daß die große Auf-
geregtheit um die Einrichtung der Außenstelle des 
Bundesamtes für Finanzen völlig übertrieben ist. Die 
Debatte hat aber auch in zwei Richtungen ihr Gu-
tes. 

Erstens: Aus der öffentlichen Diskussion wird ein-
mal mehr deutlich, daß etwa 10 Millionen, Herr Fi-
nanzminister, oder 12 Millionen — das weiß man im 
Augenblick nicht ganz genau — Bürger von der klei-
nen Kapitalertragsteuer überhaupt nicht betroffen 
sind, weil sie entweder gar nicht darunterfallen 
— z. B. bei Einlagen mit gesetzlicher Kündigungs-
frist — oder weil es sich nur um kleine Einkommen 
handelt, bei denen eine Nichtveranlagungsbescheini-
gung ausgestellt werden kann. 

Zweitens: Es wird ebenfalls deutlich, daß die Bun-
desregierung alles daran setzt, den materiellen An-
spruch der Bürger nach schneller Freistellung von der 
Kapitalertragsteuer, Frau Kollegin Matthäus-Maier, 
mit der Einrichtung einer leistungsfähigen Außen-
stelle des Bundesamtes für Finanzen zu realisieren. 

Meine Fraktion begrüßt, daß die Bundesregierung 
erklärt hat — gerade eben wieder — , daß sie für wei-
tere konstruktive Vorschläge in der Richtung offen ist, 
wie das Verfahren der Erteilung von Nichtveranla-
gungsbescheinigungen durch die Wohnsitzfinanzäm-
ter und durch das Bundesamt für Finanzen noch ein-
facher, noch bürgernäher, noch unbürokratischer 
durchgeführt werden kann. Das beste Verfahren ist 
dabei sicherlich, wenn bei vorliegender Nichtveranla-
gungsbescheinigung von vornherein das betreffende 
Bankinstitut oder die Versicherung vom Abzug Ab-
stand nimmt. Da gibt es gute Beispiele — die sind 
heute nachmittag hier erwähnt worden — bei der bis-
her schon bestehenden großen Kapitalertragsteuer. 

Meine Fraktion begrüßt auch, daß nach Ankündi-
gung durch das Bundesfinanzministerium die benö-
tigten Stellen für die Außenstelle des Bundesamtes für 
Finanzen grundsätzlich aus dem vorhandenen Perso-
nalbestand und nicht durch Personalausweitungen 
gewonnen werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kein neues „Superquellensteuererhebungsamt", son-

dern ein funktionsfähiges Erstattungsamt für den klei

-

nen Mann und für die kleine Frau, für Arbeitnehmer 
und für Rentner, das ist unsere Forderung. 

Herr Kollege Diller, Sie sind ja ganz blaß geworden, 
als im Haushaltsausschuß in die Diskussion kam, ob 
das Amt jetzt doch nicht nach Trier kommt. Es geht 
auch nicht um künstlich geschaffene Stellen für frei-
gesetzte Zöllner, es geht um sachgerechte Erledigung 
gesetzlicher Aufgaben, die im Interesse der Bürger 
schnell und unbürokratisch zu lösen sind. Wenn es 
hier qualifizierte Beamte aus auslaufenden Stellen 
gibt, ist dies im Interesse des Steuerzahlers um so bes-
ser. 

Ein Chaos bei den Finanzämtern wegen der kleinen 
Kapitalertragsteuer wird es nicht geben, und eine Pa-
nik bei den Sparern, meine verehrten Damen und 
Herren von der Opposition, wird es trotz des Katastro-
phen- und Krisengemäldes von Ihrer Seite ebenfalls 
nicht geben; denn trotz dieses ganzen Krisengemäl-
des ist das ausgeblieben, was Sie an die Wand ge-
zeichnet haben, nämlich daß die kleinen Leute, der 
kleine Mann und die kleine Frau, nun im großen Um-
fang von Kapitalanlagen bei Banken Abstand neh-
men. Wie man gerade auch aus jüngsten Statistiken 
ersehen kann, ist weiter ein deutlicher Zuwachs auch 
in solchen Kapitalanlagen zu verzeichnen. Das zeigt, 
daß Ihr ganzes Krisengemälde nicht zieht, und wir auf 
dem richtigen Weg zu mehr Steuerehrlichkeit sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Bundesfinanzminister, wenn Sie in einer 
Auseinandersetzung über das Quellensteueramt als 
eine Auswirkung Ihres Monstrums „Quellensteuer" 
glauben, uns belehren zu können, 

(Glos [CDU/CSU]: Fälschen Sie doch nicht 
schon wieder!) 

daß man im Grundsatz sicherstellen müßte, daß dem 
Gesetz Rechnung getragen wird und Kapitaleinkünfte 
versteuert werden, dann ist das nichts anderes als ein 
Ablenkungsmanöver. Um es härter zu sagen: Wenn so 
etwas jemand von der CDU an die Adresse der SPD 
sagt, dann grenzt das an Heuchelei. Wer hat damals 
diese Verleumdungs-, um nicht zu sagen: Hetzkam-
pagne mit der Überschrift „Die SPD will dem Sparer 
an das Sparbuch", gestartet, als wir über das, worüber 
Sie hier soeben geredet haben, nachdachten? Das war 
die CDU, und sonst niemand in diesem Haus. Darauf 
haben wir Sie hingewiesen, und dabei bleibt es. 

Zweitens. Herr Dr. Stoltenberg, was soll die Ausfüh-
rung, es gäbe bei der sogenannten großen Kapital-
steuer Erstattungsverfahren? Hier reden wir über 
zehn Millionen Bürger, d. h., hier schlägt doch die 
Quantität in die Qualität um. 

Ich finde es schon mehr als eine Euphemie, Frau 
Will-Feld, Herr Dr. Fell, wenn hier gesagt wird, das 
Quellensteueramt sei ein Amt für die Bürger. Wahr ist: 
Sie machen ein Gesetz, bei dem Sie ganz bewußt in 
Kauf nehmen, daß Millionen von Bürgern erst einmal 
Steuern abgezwackt werden, die sie gar nicht schul-
den. Dann wollen Sie es als Wohltat darstellen, daß 
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diesen Bürgern, denen eiskalt zuviel Steuern abge-
nommen werden, diese zurückerstattet werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Worte noch einen Sinn haben, dann ist das 
schwer zu qualifizieren, was Sie hier sagen. 

Es bleibt z. B. dabei — dies können Sie nicht weg-
diskutieren —, daß Hunderttausende von Witwen, 
von Rentnerinnen, die noch nie in ihrem Leben etwas 
mit dem Finanzamt zu tun hatten — den Lohnsteuer-
jahresausgleich hatte der verstorbene Ehemann ge-
macht — , in Zukunft eine Nichtveranlagungsbeschei-
nigung beantragen müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das müssen sie 
auch bei Ihnen!) 

— Ich komme darauf. — Sie müssen sich also zum 
erstenmal in ihrem Leben mit einer Materie befassen, 
mit der sie noch nie etwas zu tun hatten. Ich gehe 
davon aus, daß Sie bei Ihren Finanzrechnungen auch 
darauf spekulieren, daß ein paar Millionen beim Bun-
desfinanzminister in der Tasche bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt zur SPD. Ich kann das Geschwätz nicht mehr 
hören 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von der SPD!) 

von dem „gläsernen Bürger" . Warum haben Sie, Herr 
Bundesfinanzminister, nie mit uns auf Grund der aus-
ländischen Erfahrungen über ein System von Mittei-
lungen geredet, das z. B. über Stichprobenverfahren 
sicherstellt, daß der Bürger, der in dem Bereich steu-
erunehrlich ist, angehalten wird, seiner Steuerzahl-
pflicht nachzukommen, und zwar ohne einen großen 
Verwaltungsaufwand. 

Ich liefere Ihnen die Antwort mit: Natürlich wußte 
das BMF, daß es Möglichkeiten gibt, z. B. das ameri-
kanische Verfahren zu verbessern, also ohne den glä-
sernen Menschen, ohne mehr Bürokratie. Sie haben 
das deswegen nicht gemacht, weil Sie mit der Quel-
lensteuer insbesondere den kleineren Sparern die 
Steuer aus der Tasche ziehen wollen und weil Sie mit 
der 10%igen Quellensteuer in Verbindung mit der 
Hineinnahme des Bankgeheimnisses in das Gesetz 
sicherstellen wollen, daß sich für die Inhaber großer 
Kapitalvermögen an der heutigen Praxis nichts we-
sentliches ändert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist die Wahrheit, Herr Dr. Stoltenberg. Sonst hät-
ten wir gemeinsam nach Lösungen gesucht. 

Wir haben im Finanzausschuß — Herr Gattermann, 
Sie wissen das — auf die Probleme hingewiesen. Da 
wurden die Probleme, was Personal angeht, was Ver-
waltungserschwernisse angeht, heruntergespielt. 
Mich haben Sie nicht getäuscht; das können Sie in 
den Protokollen nachlesen, Herr Dr. Stoltenberg. Wir 
haben darauf hingewiesen, wir haben das gewußt. Sie 
haben die Öffentlichkeit getäuscht, und Sie haben 
natürlich einen Teil Ihrer Koalitionskollegen ge-
täuscht, die gutgläubig zugestimmt haben und jetzt 
durch das Quellensteueramt überrascht sind. Deswe-
gen tun sich Teile der Koalition im Haushaltsausschuß 
so schwer. 

Wir sind gespannt, was aus Ihren Gesprächen her-
auskommt. Da wird es ja ein paar Probleme geben. 
Die Banken werden das nicht zum Nulltarif machen. 
Wenn das stimmt, was heute in einer dpa-Meldung zu 
lesen ist, nämlich, daß Sie beim „Christian von der 
Post" mit seinen Postsparämtern Hilfe suchen, dann 
wünsche ich Ihnen gute Reise. 

Ich sage hierzu jetzt nur eines: Der Bürger zahlt das 
Quellensteueramt aus seiner Tasche, er zahlt mit sei-
nen Steuern oder Postgebühren dafür, daß er etwas 
zurückbekommt, was man ihm nie hätte abnehmen 
dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie haben sich aus den Gründen, die ich genannt 
habe, geweigert, über eine sinnvolle, bessere Verfah-
rensweise auch nur zu reden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Glos [CDU/CSU]: Alles falsch, aber im Brust

-

ton der Überzeugung!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Rede des Kollegen Huonker war 
wirklich engagiert, aber sie war nicht richtig. Lieber 
Herr Kollege, Ihre Rede war künstlich engagiert. Ich 
sage hier entgegen dem Eindruck, den die Sozialde-
mokraten bei uns in der Bundesrepublik seit Monaten 
zu erwecken versuchen, noch einmal mit allem Nach-
druck: Bei dem neuen Quellenabzugsverfahren han-
delt es sich nicht um eine neue Steuer. Es handelt sich 
lediglich um ein gerechteres Verfahren der Besteue-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Sie versuchen immer wieder, einen anderen Eindruck 
hervorzurufen. Gerade die Rede von Herrn Huonker 
hat das ja gezeigt. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist überhaupt nicht 
wahr! Sie haben nicht zugehört!) 

Derjenige, der bisher seine Steuer ordentlich und kor-
rekt gezahlt hat, wird durch dieses neue Besteue-
rungsverfahren nicht einen Pfennig schlechter gestellt 
werden, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und derjenige, der bisher seine Steuern hinterzogen 
hat und die Absicht hat, das auch in Zukunft zu tun, 
wird in Zukunft mindestens mit 10% zur Kasse gebe-
ten werden. 

(Zuruf von der SPD: Aber mehr auch 
nicht!) 

Das ist vor allem eine Bestrafung für diejenigen, die in 
größerer Form ihre Beträge an der Steuer vorbeige-
lenkt haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist doch keine 
Bestrafung!) 

Die von Ihnen so häufig zitierten Sparer mit kleineren 
Beträgen werden hingegen die Möglichkeit bekom-
men, über die NV-Bescheinigung alles wieder zu-
rückzubekommen. Dem dient das heute zur Diskus-
sion stehende erweiterte Bundesamt für Finanzen; es 
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soll eben dafür sorgen, daß eine entsprechende Rück-
zahlung auch möglich ist. 

Liebe Frau Matthäus-Maier, ich hätte Ihnen als der 
neuen finanzpolitischen Sprecherin der SPD wirklich 
einen ganz großen Start gewünscht, aber nach dieser 
Debatte — allein schon nach dieser Themenwahl — 
muß ich wirklich sagen: Den Sozialdemokraten fällt 
über das hinaus, was sie in den vergangen Monaten 
schon getan haben, nichts Neues mehr ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich gab es in bestimmten Teilen der Bevölke-
rung Unruhe, als bekannt wurde, daß die Kapitalein-
kommen in Zukunft genauso konsequent besteuert 
werden sollen wie die Arbeitseinkommen. Es ist schon 
immer ein Anliegen der Sozialdemokraten gewesen, 
daß die Vorteile des Kapitaleinkommens gegenüber 
dem Arbeitseinkommen bei der Besteuerung redu-
ziert werden. Deswegen ist es scheinheilig, daß sich 
die Sozialdemokraten gegen diese Maßnahmen der 
Bundesregierung wenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Letztlich wird hier ein altes Anliegen von Ihnen er-
füllt. 

(Huonker [SPD]: Aber mit hohen Freibeträ-
gen!) 

Meine Damen und Herren, die CDU ist — anders als 
die Sozialdemokraten — schon immer für organisato-
rische Verwaltungslösungen eingetreten, die die 
staatliche Tätigkeit so weit wie möglich einengen. Das 
gilt auch für das Besteuerungsverfahren, über das hier 
heute diskutiert wird. Ein Ziel der Steuerrefom ist 
auch die Verwaltungsreform gewesen. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Struck [SPD]: Das 
merkt man!) 

Ich sage hier ausdrücklich: Dieses Ziel bleibt für un-
sere Fraktion auch in Zukunft bestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nur darf man sich eben über eines nicht täuschen: 
Wenn die Finanzämter durch ein genaueres und ge-
rechteres Besteuerungsverfahren mehrere Milliarden 
DM mehr einnehmen sollen, bedeutet das auch mehr 
Arbeit. Leider fließen die Steuereinnahmen eben 
nicht von allein in die Kassen, sondern müssen erho-
ben werden. Wir werden in den nächsten Wochen 
darauf hinarbeiten, daß dieses gerechte Besteue-
rungsverfahren organisatorisch so einfach wie mög-

lich gestaltet wird. Das heißt für mich: Zusätzliche 
Mitarbeiter für die Abwicklung der Kapitalertrag-
steuer müssen so weit wie möglich durch Umbeset-
zungen in der Finanzverwaltung gewonnen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Traupe 
[SPD]: Woher denn, Herr Kollege?) 

Meine Damen und Herren, bei der kleinen Kapital-
ertragsteuer kann im Grundsatz das gleiche Besteue-
rungsverfahren angewandt werden wie bei der gro-
ßen Kapitalertragsteuer. Mit den Kreditinstituten muß 
sich deswegen eine Regelung finden lassen, daß bei 
den Zinserträgen von Anleihen oder Pfandbriefen 
ebenso wie bei den übrigen Zinserträgen eine volle 
Auszahlung an den Kunden erfolgt. Voraussetzung 
dafür ist, daß eine Nichtveranlagungsbescheinigung 
vorliegt. Ich bin sicher, daß dies in der Zusammenar-
beit mit den Kreditinstituten auch gelingen wird. 
Dann wird sich zeigen, daß hinter dem gewaltigen 
Rauch, den die SPD heute verbreitet hat, nichts steht. 
Die SPD hat es bis heute nicht fertiggebracht, eine 
einheitliche Linie in der Finanzpolitik zu entwik-
keln. 

(Frau Traupe [SPD]: Da würde ich mal bei 
der CDU anfangen!) 

Ihr bleibt deswegen nichts anderes als das Auswei-
chen in absolute Randthemen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Die Bürger fin

-

den das aber wichtig: 10 Millionen! — Börn

-

sen [Ritterhude] [SPD]: 10 Millionen sind 
keine Randgruppe!) 

Zu den wichtigeren Fragen unseres Steuersystems 
kann sich die SPD leider nicht äußern, weil sie keine 
Meinung hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir sind damit am Ende der Aktuellen Stunde und 
auch am Ende unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 13. Oktober 
1988, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.16 Uhr) 

Berichtigung 

96. Sitzung, Seite III und Seite 6567: Bei Anlage 6 und 
Anlage 7 ist statt Parl. Staatssekretär Dr. Jahn jeweils 
„Staatssekretär Dr. Kinkel" zu lesen. 
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Dr. Hitschler 12. 10. 
Frau Kelly 14. 10. 
Kißlinger 14. 10. 
Klein (Dieburg) 12. 10. 
Klose 14. 10. 
Lüder 14. 10. 
Dr. Müller 13. 10. 
Dr. Olderog 12. 10. 
Poß 14. 10. 
Rühe 12. 10. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 14. 10. 
Dr. Schmude 12. 10. 
Schröer (Mülheim) 14. 10. 
Frau Dr. Segall 14. 10. 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 12. 10. 
Stahl (Kempen) 12. 10. 
Dr. Todenhöfer 12. 10. 
Dr. Vondran 14. 10. 
Tietjen 14. 10. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage des 
Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
11/3080 Frage 3): 

Welche Überlegungen bestehen beim Bundesministerium für 
Forschung und Technologie, im Rahmen des JESSI-Projekts an-
wendungsorientierte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
in die Förderung der SUBMIKRON-Technologie einzubeziehen, 
und ist dabei auch an den Aufbau von Entwicklungszentren für 
Anwendung, etwa für die Bereiche CAD, CAM und CIM ge-
dacht? 

Der BMFT ist der Auffassung, daß das Projekt JESSI 
auf Anwendung hin orientiert sein muß. Er ist der Auf-
fassung, daß eine Einbeziehung der Elektronikan-
wender unter dem Gesichtspunkt des Erhaltes der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit von ganz ent-
scheidender Bedeutung ist. Aus diesem Grunde sind 
Anwender in die Planungsüberlegungen einbezogen, 
die unter Beteiligung von Industrie und Forschungs-
einrichtungen im europäischen Verbund angestellt 
werden. 

In zweierlei Hinsicht sollen Anwender nach den 
derzeitigen Planungsüberlegungen in die For-
schungsarbeiten einbezogen werden: 

- An Anwendungsschaltkreisen, die für den prakti-
schen Einsatz bestimmt sind, soll die Submikron-
Technologie erprobt und ihre Leistungsfähigkeit 
demonstriert werden. 

- Unter maßgeblicher Beteiligung der Anwender 
sollen Verfahren, Strategien und Werkzeuge für 
den Entwurf von Anwendungs-Schaltkreisen ent-
wickelt werden. 

Ob und ggf. in welchem Umfang JESSI vom BMFT 
gefördert werden wird, ist derzeit noch nicht entschie-
den. Auch der Aufbau von Forschungszentren mit öf-
fentlicher Unterstützung ist noch nicht entschei-
dungsreif. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Frage des 
Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
11/3080 Frage 6): 

Sind der Bundesregierung in der Bundesrepublik Deutsch-
land Fälle bekannt, wo bei Mehrlingsschwangerschaften, die 
durch Retortenbefruchtung und Hormonbehandlung herbeige-
führt wurden, kranke oder auch gesunde „überzählige" Mehr-
linge während der Schwangerschaft abgetötet wurden, und wie 
bewertet die Bundesregierung eine solche Strategie „selektiver 
Reduktion", die offensichtlich in England und in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika in Einzelfällen praktiziert wird? 

Der Bundesregierung sind bisher lediglich Presse-
mitteilungen bekannt, nach denen die gezielte Tö-
tung überzähliger Mehrlinge im Mutterleib nach hor-
moneller Sterilitätsbehandlung oder dem Embryo-
transfer nicht nur in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, sondern auch in der Bundesrepublik 
Deutschland praktiziert werden soll. 

Der „selektive Fetozid" wirft eine Fülle sowohl 
ethischer und medizinischer als auch rechtlicher Fra-
gen auf. Die Bundesregierung begrüßt es deshalb, daß 
sich seit September 1988 ein Arbeitskreis der Bundes-
ärztekammer mit den einschlägigen Problemen be-
faßt. 

Ausgangspunkt einer rechtlichen Bewertung ist, 
daß der Tatbestand des Schwangerschaftsabbruchs 
nach § 218 Abs. 1 StGB erfüllt ist. Ein derartiges Vor-
gehen ist daher nach den §§ 218 ff. StGB grundsätz-
lich strafbar. 

Eine Strafbarkeit der Beteiligten könnte nach den 
Grundsätzen der medizinischen Indikation nach 
§ 218a Abs. 1 Nr. 2 StGB entfallen, wenn bei Mehr-
lingsschwangerschaften die Austragung aller Leibes-
früchte zu einer Lebens- oder Gesundheitsgefähr-
dung der Schwangeren führen würde. 

Ob darüber hinaus Rechtfertigungs- und Entschul-
digungsgründe eingreifen könnten, läßt sich nur in 
bezug auf konkrete Einzelfälle beurteilen. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/3080 
Frage 9) : 

Trifft es zu, daß bei den im Schulbusverkehr eingesetzten Bus-
sen zwei nebeneinanderliegende Sitzplätze mit drei Kindern bis 
zum vollendeten 12. Lebensjahr besetzt werden dürfen, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um der tägli-
chen Gefährdung der Schulkinder in Schulbussen durch das 
Fehlen zwingender Vorschriften in der StVZO für die Aus- bzw. 
Nachrüstung der Schulbusse, die vor dem 1. Mai 1984 erstmals 
zugelassen worden sind, mit Sicherheitsgurten für jedes Kind 
entgegenzuwirken? 

In Kraftomnibussen, die seit dem 1. Mai 1984 erst-
mals in den Verkehr kamen, ist die von Ihnen darge-
stellte Beförderungsart nicht mehr gestattet. Auch bei 
den älteren Omnibussen, die im sogenannten freige-
stellten Schülerverkehr eingesetzt werden, hat der 
zuständige Kostenträger rechtlich die Möglichkeit, 
diese Art der Beförderung zu untersagen. Deshalb 
sehen auch die für den Schulbusverkehr verantwortli-
chen Länder überwiegend keine Notwendigkeit, die 
geänderten Vorschriften auch auf die vor dem 1. Mai 
1984 erstmals in den Verkehr gekommenen Kraft-
omnibusse auszudehnen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Nöbel (SPD) (Drucksache 11/3080 
Fragen 18 und 19) : 

Teilt die Bundesregierung die im Prüfbericht des Bundesrech-
nungshofes vom 29. April 1988 über das Technische Hilfswerk 
(THW) gemachte Feststellung, daß das THW „mit erheblichen 
Problemen belastet (ist), die sich aus ihrer Rechtsnatur, ihrer 
Aufgabenstellung und ihrer organisatorischen Stellung erge-
ben"? 

Wie gedenkt die Bundesregierung die im Prüfbericht des Bun-
desrechnungshofes über das Technische Hilfswerk (THW) auf-
gezeigten Schwachstellen zu beseitigen, und ist die Bundesre-
gierung gegebenenfalls gewillt, die Aufgaben des THW den 
anderen Hilfsorganisationen zu übertragen? 

Zu Frage 18: 
Die Bundesregierung teilt insoweit nicht die Auffas-

sung des Bundesrechnungshofes. 
Es ist zwar zutreffend, daß einzelne Verwaltungsge-

richte in Zweifel gezogen haben, ob der Errichtungs-
erlaß vom 25. August 1953 eine ausreichende Rechts-
grundlage, insbesondere für Disziplinarmaßnahmen 
gegen Helfer, sei. Es fehlt jedoch bislang an einer 
höchstrichterlichen Entscheidung. 

Die Aufgaben des THW im Zivilschutz ergeben sich 
aus dem Errichtungserlaß in Verbindung mit dem Ge-
setz über die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
vom 9. Juli 1968. Die Aufgaben des THW auf dem 
Gebiet der Gefahrenabwehr im Frieden sind dagegen 
nicht bundeseinheitlich geregelt. Sie werden im Rah-
men der Katastrophenschutzgesetze der Länder sowie 
auf der Rechtsgrundlage von Verträgen mit den Län-
dern und Kommunen und als Amtshilfe wahrgenom-
men. Eine Umfrage bei den Ländern hat ergeben, daß 
sich insoweit keine Schwierigkeiten der Zusammen-
arbeit ergeben haben. 

Die seit knapp zwei Jahrzehnten praktizierte Ver-
bindung des THW mit dem Bundesamt für Zivilschutz 
ist von Anfang an nicht ohne Probleme gewesen. 
Durch die im Jahre 1984 verfügte Neuordnung ist 
jedoch das Verhältnis zwischen Bundesanstalt THW 
und Bundesamt für Zivilschutz wesentlich verbessert 
worden. 

Zu Frage 19: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, zur Herstellung 
der erforderlichen Rechtssicherheit in dem Entwurf 
eines „Gesetzes zur Ergänzung des Katastrophen-
schutzgesetzes und anderer Vorschriften — Katastro-
phenschutzergänzungsgesetz — (KatSErgG) " die 
Rechtsstellung und die Aufgaben des THW gesetzlich 
zu regeln. Darüber hinaus wird z. Zt. geprüft, ob wei-
tere Änderungen im Verhältnis zwischen Bundesan-
stalt Technisches Hilfswerk und Bundesamt für Zivil-
schutz notwendig sind. Die Bundesregierung beab-
sichtigt allerdings nicht, die Aufgaben des THW ande-
ren Hilfsorganisationen zu übertragen. Nach Ansicht 
der Bundesregierung ist derzeit keine andere Hilfsor-
ganisation ohne weiteres in der Lage, die Aufgaben 
des THW wahrzunehmen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Lutz (SPD) (Drucksache 11/3080 Fra-
gen 20 und 21): 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das Technische 
Hilfswerk in seiner gegenwärtigen Struktur der Forderung nach 
einem wirtschaftlichen und leistungsstarken Katastrophen-
schutz gerecht wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesrech-
nungshofes, daß die interne Gliederungs- und Prozeßstruktur im 
Technischen Hilfswerk Schwachstellen aufweise, die unnötige 
Kosten verursache, eine sachgerechte Organisation behindere 
und die Arbeit erschwere? 

Zu Frage 20: 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß das 
Technische Hilfswerk in seiner gegenwärtigen Struk-
tur der Forderung nach einem wirtschaftlichen und 
leistungsgerechten Katastrophenschutz gerecht wird. 
Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk ist ein un-
verzichtbarer Bestandteil des erweiterten Katastro-
phenschutzes. 

Das THW ist vor allem der Träger von zwei wichti-
gen Fachdiensten, dem Instandsetzungsdienst und 
dem Bergungsdienst. Mit rd. 56 000 Helfern stellt es 
einen wesentlichen Teil des erweiterten Katastro-
phenschutzes, der vom Bund für den Verteidigungs-
fall vorgehalten und finanziert wird. Die Leistungsfä-
higkeit des THW wird im In- und Ausland anerkannt; 
sie ist in einer Vielzahl von Einsätzen unter Beweis 
gestellt worden. 

Da die Einheiten des THW unter dem Gesichts-
punkt der Mehrfachnutzung auch den Ländern und 
Gemeinden für Hilfeleistungen im Frieden zur Verfü-
gung stehen, leistet der Bund durch das Vorhalten der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk zugleich einen 
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wichtigen und wirtschaftlich bedeutsamen Beitrag für 
den Katastrophenschutz der Länder. Die Länder ha-
ben wiederholt nach friedensmäßigen Einsätzen wie 
beispielsweise bei dem diesjährigen Frühjahrshoch-
wasser zum Ausdruck gebracht, daß die Bewältigung 
der Katastrophen entscheidend von der Mitwirkung 
des THW abhing. 

Zu Frage 21: 

Gliederung und Prozeßstruktur der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk, die mit ihren rd. 56 000 Hel-
fern die größte nachgeordnete Einrichtung im Ge-
schäftsbereich des Bundesminister des Innern ist, be-
dürfen einer ständigen Überprüfung. Zwar teilt die 
Bundesregierung nicht die Beurteilung, daß es sich 
bei den vom BRH aufgezeigten Defiziten um schwer-
wiegende Schwachstellen handelt, sie wird jedoch die 
Empfehlungen des BRH in ihre laufenden Bemühun-
gen um eine Verbesserung der Verwaltungsabläufe 
im THW einbeziehen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Hämmerle (SPD) (Drucksache 
11/3080 Fragen 22 und 23): 

Wird die Bundesregierung der Empfehlung des Bundesrech-
nungshofes folgen und die Dienststellen der Landesbeauftrag-
ten des Technischen Hilfswerks organisatorisch zusammenle-
gen, um hiermit Personalausgaben in Höhe von jährlich 2 Mil-
lionen DM einzusparen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesrech-
nungshofes, daß eine solide Haushaltspolitik die Übertragung 
der Aufgaben des Technischen Hilfswerks auf die Feuerwehren 
und den Verzicht der Vorhaltung einer eigenen Hilfsorganisa-
tion zwingend erforderlich macht? 

Zu Frage 22: 

Die Einrichtung von 11 Dienststellen für Landesbe-
auftragte der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
entspricht dem föderativen Aufbau der Bundesrepu-
blik Deutschland. Alle Länder legen großen Wert auf 
eine spezifisch auf ihr Gebiet zugeschnittene Bundes-
präsenz. Eine Zusammenlegung einzelner Dienststel-
len würde bei einer auf Freiwilligkeit basierenden 
Organisation wie dem THW zu Identifikationsproble-
men und damit zu einer Effizienzminderung führen. 
Die Bundesregierung wird daher der Empfehlung des 
Bundesrechnungshofes auf Zusammenlegung der 
Dienststellen der Landesbeauftragten des Techni-
schen Hilfswerks nicht folgen. Im übrigen ist zweif el

-

haft,  ob durch eine Zusammenlegung wesentliche 
Ausgaben eingespart werden können, da die Betreu-
ung einer größeren Zahl von Ortsverbänden eine ent-
sprechend höhere Personalausstattung und höhere 
Sachmittel erfordert. 

Zu Frage 23: 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß 
wirtschaftliche Überlegungen den Verzicht der Vor-
haltung einer eigenen Hilfsorganisation zwingend er-
forderlich machen. Sie ist im übrigen vom Bundes- 

rechnungshof auch nicht in dieser absoluten Form 
geäußert worden. 

Eine Übertragung der Aufgaben des Technischen 
Hilfswerks auf andere Organisationen würde zur Vor-
aussetzung haben, daß diese in der Lage wären, ne-
ben ihren derzeitigen und zukünftigen friedensmäßi-
gen Aufgaben die spezifischen Zivilschutzaufgaben 
des Technischen Hilfswerks im Instandsetzungs- und 
Bergungsdienst wahrzunehmen. Dies ist derzeit nicht 
zu erkennen. Es erscheint in diesem Zusammenhang 
auch zweifelhaft, ob durch die Verlagerung von Auf-
gaben auf einen anderen Träger Kosten eingespart 
werden können. Die Länder und Kommunen werden 
nicht bereit sein, zusätzliche Belastungen ohne einen 
Kostenausgleich zu übernehmen. Der Bund müßte 
vielmehr alle entstehenden Personal- und Verwal-
tungskosten als Zweckausgaben im Sinne des 
Art. 104 a Abs. 5 GG in voller Höhe erstatten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Lambinus (SPD) (Drucksache 11/3080 
Frage 24): 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der Prüfbericht des 
Bundesrechnungshofes über das Technische Hilfswerk (THW) 
schwerste Mängel im THW und bei den entsprechenden Dienst-
stellen des Bundesministers des Innern offenkundig gemacht 
hat und die vom Bundesminister des Innern angestrebte Schaf-
fung einer neuen Rechtsgrundlage für das THW die eigentlichen 
Probleme nicht löse? 

Die Bundesregierung teilt die Meinung nicht. Sie 
entspricht auch in dieser dramatisierten Form nicht 
den Prüfmitteilungen des Bundesrechnungshofes. 

Der Bundesrechnungshof hat zwar Anmerkungen 
zu Schwachstellen im THW gemacht, die zum Teil 
berechtigt sind und für deren Abhilfe die Bundesre-
gierung sorgen wird. In diesem Zusammenhang je-
doch von schwersten Mängeln zu sprechen, entspricht 
weder einer angemessenen Gewichtung der Tatsa-
chen noch der gebotenen differenzierenden Betrach-
tungsweise. 

Durch die Schaffung einer gesetzlichen Rechts-
grundlage für das THW in dem geplanten Katastro-
phenschutzergänzungsgesetz soll Klarheit über die 
Rechtsnatur und die Aufgaben des THW geschaffen 
werden. Sie enthält keine detaillierte Beschreibung 
der Mitwirkung des THW im friedensmäßigen Kata-
strophenschutz, weil der Bund insoweit keine ab-
schließende Regelungskompetenz hat. Die Mitwir-
kung des THW ist jedoch in allen Katastrophenschutz-
gesetzen der Länder vorgesehen. Außerhalb von Ka-
tastrophenfällen erfolgt sie im Rahmen von Verträgen 
oder als Amtshilfe. Der tatsächliche Umfang dieser 
Mitwirkung muß den Ländern und den Gemeinden 
als den Trägern der Gefahrenabwehr im Frieden 
überlassen bleiben. Eine kürzlich durchgeführte Um-
frage bei den Ländern ergab, daß insoweit keine Pro-
bleme in der Zusammenarbeit mit anderen Organisa-
tionen bestehen. 
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Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Graf (SPD) (Drucksache 11/3080 Fra-
gen 25 und 26) : 

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß die organisa-
torische Verbindung der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
mit dem Bundesamt für Zivilschutz erhebliche Kon flikte verur-
sacht hat, und wie hat das Bundesministerium des Innern darauf 
reagiert? 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf den Vorwurf des Bun-
desrechnungshofes im Prüfbericht über das Technische Hilfs-
werk zu reagieren, daß das Bundesministerium des Innern es 
versäumt habe, „ihm bekannte Schwachstellen der Ablauforga-
nisation durch eindeutige und klare Regelungen zu beseitigen, 
den Einsatz der Informationstechnik einheitlich voranzutreiben 
und die in der Doppelgleisigkeit von Arbeitsabläufen zwischen 
dem Bundesstrang und der Auftragsverwaltung liegenden 
Schwierigkeiten durch Ausschöpfung der gesetzlichen Mög-
lichkeiten zu minimieren"? 

Zu Frage 25: 

Die seit knapp drei Jahrzehnten praktizierte Ver-
bindung der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk mit 
dem Bundesamt für Zivilschutz ist von Anfang an 
nicht ohne Probleme gewesen. Der Bundesminister 
des Innern hat deshalb im Jahre 1984 eine Neuord-
nung verfügt, durch die das Verhältnis zwischen THW 
und BZS wesentlich verbessert worden ist. 

Zu Frage 26: 

Die in dem Prüfbericht des BRH aufgezeigten 
Schwachstellen werden, soweit sie aus der Sicht des 
Bundesministers des Innern berechtigt sind, im Rah-
men der rechtlichen und finanziellen Gegebenheiten 
sowie der personellen und organisatorischen Kapazi-
täten zügig abgebaut werden. 

Für 1988/89 ist geplant, die Informationstechnik in 
den Aufgabenbereichen der Bundesleitung THW ein-
zuführen. Im Anschluß daran soll eine Untersuchung 
über Einsatzmöglichkeiten von Informationstechnik 
auch im nachgeordneten Bereich des THW durchge-
führt werden. 

Die Doppelgleisigkeit zwischen dem organisations-
eigenen Verwaltungsstrang und der Bundesauftrags-
verwaltung ist keine spezifische Eigenart des THW, 
sondern besteht bei allen im erweiterten Katastro-
phenschutz mitwirkenden Organisationen. Allerdings 
ist mit dem BRH auch der Bundesminister des Innern 
der Ansicht, daß sorgfältig zu prüfen ist, ob der Ver-
waltungsstrang der Bundesauftragsverwaltung für 
die Bundesanstalt THW in allen Fällen sinnvoll ist. Der 
Bundesminister des Innern wird daher die Bemerkun-
gen des BRH zum Anlaß nehmen, mit den Ländern 
unter Ausschöpfung der gesetzlichen Möglichkeiten 
Wege zur Verbesserung der gegenwärtigen Arbeits-
abläufe zu suchen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Wartenberg (Berlin) (SPD) (Drucksa-
che 11/3080 Frage 27): 

Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundesregierung aus 
der Feststellung des Bundesrechnungshofes zu ziehen, daß die 
Ausgaben des Bundes für das Technische Hilfswerk (THW) in 
Höhe von 160 Millionen DM (1987) erhebliche Zweifel an der 
richtigen Gewichtung des Mitteleinsatzes im Zivilschutz auf-
kommen lassen und bis zu 40 Millionen DM jährlich gespart 
werden könnten, wenn die derzeitigen Aufgaben des THW von 
anderen Organisationen wahrgenommen würden? 

Zu Frage 27: 

Die Bundesregierung teilt nicht die Zweifel des 
Bundesrechnungshofes an der richtigen Gewichtung 
des Mitteleinsatzes im Zivilschutz. Die im Haushalts-
plan 1988 veranschlagten Gesamtkosten für die Bun-
desanstalt Technisches Hilfswerk betragen 138,7 Mil-
lionen DM, das sind rd. 17 % der für die zivile Vertei-
digung im Bereich des Bundesministers des Innern in 
Höhe von insgesamt 805,3 Millionen DM veran-
schlagten Mittel. Bei der Bewertung der Ausgaben für 
die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk ist zu be-
rücksichtigen, daß das THW mit seinen 56 000 Helfern 
einen wesentlichen Teil der Gesamtstärke des erwei-
terten Katastrophenschutzes stellt. 

Die Aufrechterhaltung der beiden Fachdienste Ber-
gungsdienst und Instandsetzungsdienst setzt die Exi-
stenz der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk vor-
aus. Jede Umverteilung der Mittel würde zu einer 
Schwächung dieser beiden Fachdienste führen, die 
für den Verteidigungsfall unerläßlich sind und für die 
nicht auf friedensmäßige Einheiten der Länder zu-
rückgegriffen werden kann. 

Andere Organisationen sind nicht ohne weiteres in 
der Lage, die Trägerschaft für die beiden erwähnten 
Fachdienste zu übernehmen. Im übrigen erscheint es 
zweifelhaft, ob durch einen Wechsel der Trägerschaft 
bei unveränderter Aufgabenwahrnehmung Kosten 
eingespart werden können. Länder und Kommunen 
werden nicht bereit sein, die zusätzlichen Belastun-
gen ohne einen Kostenausgleich zu übernehmen. Der 
Bund müßte vielmehr die entstehenden Personal- und 
Verwaltungskosten als Zweckausgaben im Sinne des 
Art. 104 a Abs. 5 GG in voller Höhe erstatten. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Ganseforth (SPD) (Drucksache 
11/3080 Fragen 30 und 31): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Pakete 
und Päckchen an Verwandte in der DDR steuerlich abgesetzt 
werden können unabhängig von der Bedürftigkeit des betroffe-
nen Personenkreises, während diese Regelung für Pakete an 
Freunde bzw. Bekannte nicht gilt? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Steuerausfälle, die 
entstehen würden, wenn auch Geschenksendungen an Freunde 
und Bekannte steuerlich absetzbar wären? 

Zu Frage 30: 

Aufwendungen für den Unterhalt einer bedürftigen 
Person können bis zu 4 500 DM — ab 1990: bis zu 
5 400 DM — jährlich als außergewöhnliche Belastung 
berücksichtigt werden. Voraussetzung ist, daß die 
Aufwendungen zwangsläufig erwachsen, das heißt, 
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daß der Steuerpflichtige sich ihnen aus rechtlichen, 
tatsächlichen oder sittlichen Gründen nicht entziehen 
kann. Unterhaltsleistungen an Angehörige erwach-
sen entweder aufgrund gesetzlicher Unterhaltspflicht 
aus rechtlichen oder zumindest aus sittlichen Grün-
den zwangsläufig. Demgegenüber erwachsen Unter-
haltsleistungen an Freunde und Bekannte grundsätz-
lich nicht zwangsläufig. Sie sind nur ausnahmsweise 
als außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen, 
wenn der Steuerpflichtige sich aus besonderen Grün-
den sittlich zur Hilfeleistung verpflichtet fühlen kann. 
Denn Ziel des Einkommensteuerrecht kann nicht sein, 
jede wünschenswerte, mit finanziellen Aufwendun-
gen verbundene gute Tat mit einer Steuerermäßigung 
wegen außergewöhnlicher Belastung zu berücksichti-
gen. Dies gilt unabhängig davon, ob Unterhalt an Per-
sonen in der DDR oder in der Bundesrepublik 
Deutschland geleistet wird und ob dies in der Form 
von Paketsendungen oder in anderer Weise ge-
schieht. 

Soweit Unterhaltsleistungen an Freunde oder Be-
kannte, in der DDR ausnahmsweise zwangsläufig er-
wachsen, sieht die Finanzverwaltung ebenso von ei-
ner Prüfung der Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse der Empfänger ab wie bei Unterhaltsleistun-
gen an Angehörige in der DDR. 

Die Grundsätze, nach denen die Finanzverwaltung 
verfährt, hält die Bundesregierung wegen der beson-
deren Verhältnisse in der DDR für sachgerecht. Sie 
entsprechen der ständigen Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs. 

Zu Frage 31: 

Die Steuerausfälle, die entstehen würden, wenn 
auch Geschenksendungen an Freunde und Bekannte 
in der DDR steuerlich absetzbar wären, werden auf 
rund 50 Millionen DM jährlich veranschlagt. Da je-
doch aus Gründen der Gleichbehandlung Berufungen 
nicht abzuweisen wären, müßte auch in anderen Fäl-
len eine Steuerermäßigung wegen außergewöhnli-
cher Belastung vorgesehen werden. Dadurch würden 
die Grenzen der außergewöhnlichen Belastung ge-
sprengt und wären die haushaltsmäßigen Auswirkun-
gen unabsehbar. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen des 
Abgeordneten Reuter (SPD) (Drucksache 11/3080 
Fragen 34 und 35): 

Sind der Bundesregierung Pläne der Amerikaner bekannt, 
neue und zusätzliche Hubschrauber in Erlensee, Main-Kinzig-
Kreis, zu stationieren? 

Bejahendenfalls, um welchen Typ und um welche Anzahl 
handelt es sich? 

Zu Frage 34: 

Der Flugplatz Hanau-Erlensee ist den amerikani-
schen Streitkräften zur ausschließlichen Nutzung 
überlassen. Nach den völkerrechtlichen Vereinbarun-
gen sind die Gaststreitkräfte berechtigt, diejenigen 

Maßnahmen zu treffen, die zur Erfüllung ihrer Vertei-
digungsaufgaben erforderlich sind und dem deut-
schen Recht nicht widersprechen. Dazu gehört selbst-
verständlich die Erneuerung des dort stationierten 
Fluggerätes. 

Der Einsatz von Kampfhubschraubern dient in be-
sonderem Maße der Stärkung der konventionellen 
Verteidigungsfähigkeit. Auf dem Flugplatz Hanau-
Erlensee sind bis zu 136 Hubschrauber stationiert. Die 
Zahl wird gelegentlich unterschritten, wenn Flugge-
räte abgezogen werden, um durch modernere ersetzt 
zu werden. Das ist zur Zeit der Fall, so daß jetzt nur 114 
Maschinen dort stationiert sind. Nach Auskunft der 
amerikanischen Streitkräfte ist nicht geplant, insge-
samt mehr als 136 Maschinen in Hanau-Erlensee zu 
stationieren. 

Zu Frage 35: 

Im Zuge der Modernisierung der Heeresflieger wer-
den die amerikanischen Streitkräfte auch die in Ha-
nau-Erlensee stationierten Einheiten im Austausch-
wege mit modernem Gerät, darunter dem neuen Hub-
schrauber des Typs AH 64 APACHE, ausstatten, der 
der verbesserten Panzerbekämpfung dient. Diese 
Austauschplanung wird bis 1989 18 Maschinen und 
bis 1992 weitere 18 Maschinen umfassen, um insge-
samt 2 Bataillone damit auszurüsten. Hierdurch wird 
jedoch die Zahl der stationierten Maschinen nicht er-
höht. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hitschler (FDP) 
(Drucksache 11/3080 Fragen 37 und 38): 

Ist der Bundesregierung die von Dr. Siegfried Bluth im gp 
magazin 9/88 (Ausgabe Rheinland-Pfalz/Saarland der Zeit-
schrift der IG Chemie-Papier-Keramik, S. 15) geäußerte Vermu-
tung bekannt, daß einige Gaswerke — beispielsweise das Gas-
werk Heilbronn — auf Grund der für die Berechnung des Gas-
verbrauchs der Kunden entwickelten Umrechnungsformel von 
Kubikmetern in Kilowattstunden fakturieren, die jedoch, da sie 
u. a. den Druck des Gases, seine Temperatur, die Feuchtigkeit 
und den Brennwert des Gases berücksichtigt, Werte ergibt, die 
dazu führen, daß den Kunden insgesamt eine größere Gas-
menge in Rechnung gestellt wird, als die Gaswerke von ihren 
Vorlieferanten erhalten haben, und trifft diese Vermutung nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung zu? 

Ist die Bundesregierung für den Fall, daß diese Vermutung 
zutrifft, gewillt und in der Lage, eine Veränderung des Umrech-
nungsmodus zu erwirken, und welche preissenkenden Auswir-
kungen hätte dies für den Erdgasbezug der Verbraucher? 

Mir ist bekannt, daß in Baden-Württemberg die 
Gasbilanzen einiger Gasversorgungsunternehmen ei-
nen gegenüber dem Gasbezug höheren Gasabsatz 
ausweisen. Worauf die Differenzen zwischen den von 
den Gasversorgungsunternehmen eingekauften und 
den gegenüber den Verbrauchern abgerechneten 
Mengen zurückzuführen, insbesondere ob sie im Ab-
rechnungssystem begründet sind, kann noch nicht 
beurteilt werden. Eine vom Ministerium für Wirtschaft 
und Technologie des Landes Baden-Württemberg 
eingeleitete Erhebung der Gasbilanzen der letzten 
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fünf Jahre bei allen Gasversorgungsunternehmen des 
Landes ist noch nicht abgeschlossen. Auch ein Ergeb-
nis der in anderen Ländern laufenden Untersuchun-
gen liegt noch nicht vor. 

Nach Vorliegen der Untersuchungsergebnisse wird 
das Bundesministerium für Wirtschaft gemeinsam mit 
den Wirtschaftsministerien der Länder prüfen, welche 
Konsequenzen aus den Differenzen bei der Abrech-
nung gezogen werden müssen. In diese Prüfung wird 
auch die Abrechnungsmethode beim Verbrauch von 
Erdgas einbezogen werden. 

Der Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Tech-
nologie des Landes Baden-Württemberg hat in einer 
ersten Stellungnahme zu den von Ihnen genannten 
Vorfällen bereits darauf hingewiesen, daß die bei der 
Gasabrechnung angewandte Umrechnungsmethode 
von Kubikmetern nach Wärmeeinheiten unter An-
wendung verschiedener physikalischer Rechengrö-
ßen zu Ungenauigkeiten und Differenzen führen 
könne. Der Sachverhalt bedeute aber nicht zwangs-
läufig, daß die Gasversorgungsunternehmen hier-
durch ungerechtfertigte zusätzliche Erlöse einneh-
men. 

Angesichts dieses Verfahrensstandes sind zur Zeit 
noch keine Angaben darüber möglich, ob und ggf. 
welche preissenkenden Auswirkungen etwaige Kon-
sequenzen aus dieser Prüfung haben werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Eid (GRÜNE) (Druck-
sache 11/3080 Fragen 39 und 40): 

Hat die Bundesregierung den Export von Multisensorplattfor-
men durch die Firma MBB nach Südafrika genehmigt, und wenn 
ja, wie vereinbart sie dies mit dem UNO-Rüstungsembargo und 
mit der Sicherheitsratsresolution 591/86, der zufolge keinerlei 
militärisch nutzbare Gegenstände nach Südafrika exportiert 
werden sollen? 

Trifft es zu, daß im Juni 1988 eine Multisensorplattform von 
MBB nach Südafrika exportiert wurde, obwohl zuvor bereits sei-
tens des Auswärtigen Amtes Bedenken gegen diese Ausfuhr im 
Hinblick auf das Rüstungsembargo geäußert wurden? 

Das Bundesamt für Wirtschaft hat am 20. März 1985 
die Ausfuhr von drei Multisensorplattformen geneh-
migt; die Firma MBB hatte eine nicht-militärische 
Verwendung der Plattformen dargelegt. Erste Hin-
weise, daß möglicherweise auch eine nicht-zivile Ver-
wendung der Plattformen in Frage kommen könnte, 
lagen der Bundesregierung erst im Juni dieses Jahres 
vor. Die Bundesregierung prüft diese Hinweise, hat 
durch Vereinbarung mit der Firma MBB sicherge-
stellt, daß sie die verbleibenden 2 Plattformen vorerst 
nicht ausführt und die endgültige Entscheidung der 
Bundesregierung abwarte. Bei diesem Gespräch 
zeigte sich, daß eine der drei Plattformen bereits aus-
geführt war. 

Die Bundesregierung bekräftigt noch einmal, daß 
sie das mandatorische Waffenembargo gegenüber 
Südafrika strikt einhält. 

Die Bundesregierung wird ihre Entscheidung über 
die Plattformen durch das zuständige Gremium bald 
treffen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Steiner (SPD) (Drucksache 11/3080 
Fragen 46 und  47): 

Wann werden die vom Bundesminister der Verteidigung im 
Rahmen des geplanten verbesserten Betreuungskonzeptes für 
das Luftwaffenpersonal in Goose Bay angekündigten modernen 
Unterkünfte verfügbar sein? 

Wann kann mit der Realisierung einer zusätzlichen Erschwer-
niszulage und einer Änderung im Reisekostengesetz gerechnet 
werden, um die finanziellen Belastungen für das fliegende und 
technische Personal der Luftwaffe und ihrer Familien in Goose 
Bay zu reduzieren? 

Zu Frage 46: 

Zur Zeit arbeitet das Ministerium an der sogenann-
ten militärischen Bedarfsforderung. Unsere Vorstel-
lung ist, einen ähnlichen Standard wie in Docimo-
mannu zu erreichen. Bei planmäßigem Ablauf auch 
der haushaltsmäßigen Anerkennung sollte die moder-
nere Unterkunft ab 1993 zur Nutzung bereitstehen. 

Zu Frage 47: 

Eine Möglichkeit der Änderung des Reisekostenge-
setzes zur Ausgleichung auch von immateriellen 
Mehraufwendungen und Belastungen wird nach au-
genblicklichem Erkenntnisstand als skeptisch beur-
teilt, da durch eine entsprechende Sonderregelung für 
Goose Bay das bisher bewährte Gesamtsystem des 
Bundesreisekostengesetzes (BRKG) berührt würde. 

Die Teilstreitkräfte prüfen zur Zeit in den Führungs-
stäben die Einführung einer sogenannten Erschwer-
niszulage, die bei vermehrter Abwesenheit dem flie-
genden wie dem technischen Bodenpersonal als An-
erkennung für die vielen nicht materiellen Belastun-
gen zum Beispiel durch mehrmonatliche Abwesenheit 
oft unter schwierigen klimatischen Bedingungen ge-
währt werden kann. 

Ein zeitlicher Abschluß dieser Untersuchung und 
ein Termin für mögliche ressortübergreifende und an-
schließende parlamentarische Beratungen ist nicht 
abzusehen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage des 
Abgeordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksa-
che 11/3080 Frage 48): 
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Was wi ll  die Bundesregierung tun, um jetzt auch bei unseren 
Verbündeten die Einstellung aller militärischen Tiefflüge unter 
300 Meter im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland durch-
zusetzen, da das Verwaltungsgericht Darmstadt in einer ab-
schließenden mündlichen Verhandlung am 6. Oktober 1988 
zwei Klägern aus Hessen Recht gegeben hat mit dem Urteil, 
„daß die Bundesrepublik Deutschland militärische Tiefflüge mit 
Strahlflugzeugen im Luftraum von 150 bis 300 Metern über den 
Grundstücken der Kläger vor Eintritt des Spannungs- bzw. vor 
Feststellung des Verteidigungsfalles zu unterlassen hat" (Zitat 
aus der Pressemitteilung des Darmstädter Verwaltungsgerichts 
vom 6. Oktober 1988) — unabhängig davon, daß eine entspre-
chende Klage auf Unterlassung auch der alliierten Tiefflüge vom 
Verwaltungsgericht abgetrennt worden ist und noch zur Ent-
scheidung ansteht? 

Die Bundesregierung wird die Frage, ob und ggf. 
wie sie tätig werden müßte, erst beantworten können, 
wenn ihr das Urteil des Verwaltungsgerichtes Darm-
stadt vorliegt. 

Anlage 17 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP) 
(Drucksache 11/3080 Fragen 51 und 52): 

Ist es zutreffend, daß das Bundesgesundheitsamt beabsichtigt, 
2 500 Präparate der Naturheilkunde zu verbieten? 

Wenn ja, mit welchen Gutachten und Sachverhalten wird 
diese für die Naturmedizin ruinöse Maßnahme begründet? 

Zu Frage 51: 
Das Bundesgesundheitsamt hat mit Schreiben vom 

10. August 1988 und 5. September 1988 im Rahmen 
des Stufenplans zur Beobachtung, Sammlung und 
Auswertung von Arzneimittelrisiken nach § 63 des 
Arzneimittelgesetzes den Herstellern von Pyrrolizi-
din-Alkaloiden enthaltenen Fertigarzneimitteln mit-
geteilt, daß es aufgrund der vorliegenden Erkennt

-

nisse über die leberschädigende, mutagene und 
krebserregende Wirkung der in diesen Arzneimitteln 
enthaltenen Alkaloiden beabsichtigte, das Ruhen der 
Zulassung für ein Jahr anzuordnen. Die pharmazeuti-
schen Unternehmer sind zur Stellungnahme inner-
halb von 4 Wochen aufgefordert worden. Von dem 
Inhalt der Stellungnahme und dem Ergebnis der 
Überprüfung wird es abhängen, ob und welche Maß-
nahmen zum Schutze des Verbrauchers aufgrund der 
geltenden Rechtslage vom Bundesgesundheitsamt 
getroffen werden. Bisher ist noch keine Entscheidung 
gefallen. 

Im übrigen möchte ich Ihnen mitteilen, daß Frau 
Ministerin Süssmuth beabsichtigt, Ärzte und andere 
Vertreter der besonderen Therapierichtungen und 
das Bundesgesundheitsamt zu einem Gespräch einzu-
laden, in dem die Grundlagen des laufenden Stufen-
planverfahrens erörtert werden sollen. 

Zu Frage 52: 

Das Bundesgesundheitsamt hat in seinen Beschei-
den an die pharmazeutischen Unternehmer ausführ-
lich die Risikolage nach dem gegenwärtigen Erkennt-
nisstand dargestellt. Wie es im Einzelnen darlegt, ist 
die toxische Wirkung der Pyrrolizidin-Alkaloide nicht 
nur bei Tieren nachgewiesen und untersucht, sondern 
auch für den Menschen belegt. Hierzu werden im 
Bescheid des Bundesgesundheitsamtes die entspre-
chenden Literaturstellen angegeben. Außerdem lie-
gen dem Bundesgesundheitsamt zwei neuere toxiko-
logische Gutachten vor, die die leberschädigende, 
mutagene und krebserregende Wirkung der betroffe-
nen Stoffe bestätigen. Diese Gutachten wurden den 
betroffenen pharmazeutischen Herstellerverbänden 
zur Verfügung gestellt. 
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